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Beginn: 15.03 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Ich darf Sie bitten, Platz zu nehmen. Die Sit-
zung ist eroffnet.

Ganz herzlich begriiRen méchte ich neu unter uns
die Fraktion mit dem Namen Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN in der Hamburgischen Biir-
gerschaft. Herzlich willkommen. Sie finden die Kol-
leginnen und Kollegen hier vorne,

(Beifall bei der SPD, der CDU, der FDP und
der LINKEN)

vertraute Gesichter auf den ehemaligen GAL-PI&t-
zen.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, mochte
ich Thnen mitteilen, dass die Fraktionen, abwei-
chend von der Empfehlung des Altestenrats, tiber-
eingekommen sind, die Tagesordnungspunkte 4
und 9 zu vertagen. Das ist zum einen die Grol3e
Anfrage der GRUNEN Fraktion, Drucksache 20/
4658, und zum anderen die Senatsmitteilung aus
Drucksache 20/4788.

Wir kommen sodann zur

Aktuellen Stunde

Dazu sind finf Themen angemeldet worden, von
der SPD-Fraktion

Schwierige Entscheidung bei Standortwahl
fir Unterbringung ehemaliger Sicherungs-
verwahrter — Sicherheits- und Betreuungs-
konzept vor Ort verantwortlich mit Stadtteil
umsetzen

von der CDU-Fraktion

Heimlich ausgeklingelt — Moorburger be-
stlirzt Uber Senatsbeschluss

von der Fraktion DIE GRUNEN

Verkehrslenkung durch Parkgebihrenzo-
nen. Wann kommt der Senat in die Pu-
schen?

von der FDP-Fraktion

Der Senat trocknet die Hochschulen aus
und fiihrt den Wissenschaftsstandort Ham-
burg in die Zweitrangigkeit

und von der Fraktion DIE LINKE

Ausbildungsplatze statt Statistik-Tricks: Wie-
der mehr Jugendliche ohne Berufsausbil-
dung

Die Fraktionen sind tbereingekommen, das erste
und zweite Thema gemeinsam debattieren zu wol-

len. Herr Tabbert wiinscht das Wort und bekommt
es.

Urs Tabbert SPD: Frau Présidentin, meine Damen
und Herren! Wir Sozialdemokraten haben dieses
schwierige Thema heute zur Debatte angemeldet,
weil wir uns vor der Aufgabe, die uns das Bundes-
verfassungsgericht gestellt hat, nicht verstecken
wollen und auch nicht verstecken missen.

(Beifall bei der SPD)

Zunachst stelle ich fest, dass der Senat sein Wort
gehalten und nach intensiver Suche fristgemanR ei-
ne geeignete Anschlussunterbringung fiir die in
Hamburg lebenden ehemaligen Sicherungsver-
wahrten zur bisherigen Unterbringung in Jenfeld
gefunden hat. Ich stelle weiter fest, dass in dem
einen Jahr Jenfeld mit dem jetzt fortgefuihrten Si-
cherheits- und Sozialkonzept keine negativen Er-
fahrungen gemacht wurden. Im Gegenteil haben
sich alle Beteiligten an die Vereinbarungen des
bislang in Deutschland einzigartigen Konzepts ge-
halten.

(Beifall bei der SPD und bei Christiane
Schneider DIE LINKE)

Es war immer klar, dass die Suche nach einer neu-
en Unterbringung, anders als teilweise von der Op-
position suggeriert, nicht nach folgenden zwei Kri-
terien ermittelt werden kann: erstens dem St.-Flo-
rians-Prinzip, denn es muss eine Ldsung im ge-
samtstadtischen Interesse gefunden werden, und
zweitens kénnen wir natirlich keine Birgerbefra-
gung bei einer solchen Materie vor Ort durchfih-
ren. Stattdessen wurde der Suche ein objektiver
Kriterienkatalog zugrunde gelegt, der fir jeden
nachvollziehbar ist. Die Kriterien sind: abgegrenz-
tes Gelande, privater Wohnraum sowie Gemein-
schaftsraum vorhanden, Anbindung an den offent-
lichen Personennahverkehr,

(Jens Kerstan GRUNE: Der ist in Moorburg
wirklich top!)

soziale Vertraglichkeit, eigenes Gebaude, Wohn-
gruppe in einem Geb&ude und wohnliche Uber-
schaubarkeit. Dabei wurden Uber ein Dutzend
Standorte geprift, Ubrigens auch in Stadtteilen wie
Niendorf oder Altona-Altstadt.

Wie allen Experten bekannt ist, hat sich leider kein
privater Trager fUr ein Unterbringungsangebot ge-
funden. Insofern musste allein auf offentlichen
Wohnungsbestand zurlickgegriffen werden. Vor
dem Hintergrund der genannten Parameter ist die
Entscheidung fir den jetzigen Standort jedenfalls
nachvollziehbar. Aber auch wenn wir Uberzeugt
sind, dass man ein solches Findungsverfahren
nicht transparent gestalten kann, verstehen wir,
dass die wenigen Bewohner, die es in der Umge-
bung gibt, nun ihre Sorgen und Bedenken artikulie-
ren. Diesen wollen wir uns stellen.
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(Urs Tabbert)

(Beifall bei der SPD)

Nicht verstehen wir jedoch, wenn Teile der Opposi-
tion jetzt versuchen, aus diesen versténdlichen Be-
denken auf billige Weise politisches Kapital zu
schlagen, ohne mit eigenen praktikablen Vorschla-
gen aufzuwarten.

(Beifall bei der SPD)

So wird seitens der CDU kritisiert, es fehle an ei-
nem langfristigen Konzept. Herr Trepoll, ich frage
Sie: Wo ist Ihr Konzept? Es ist wohlfeil, sich als
Opposition hinzustellen und ein Konzept einzufor-
dern, das man selbst nicht hat. Damit hat man al-
lenfalls seine Oppositionsfahigkeit bewiesen, nicht
jedoch Regierungsfahigkeit.

(Beifall bei der SPD)

Wenn es dabei bleiben sollte, sollte mir Letzteres
auch recht sein. Ihre Vorgangerin hatte dem Kon-
zept des Senats — Sicherheit, Leben, Wohnen, Ar-
beiten — in der Sache aus meiner Erinnerung
nichts Substanzielles entgegenzusetzen. lhre Kritik
richtete sich in erster Linie gegen den Standort
Jenfeld. Ihr Vorschlag war eine Unterbringung im
Hafengebiet. Davon ist doch die jetzige Ldsung
nicht weit entfernt; dennoch scheinen Sie immer
noch nicht zufrieden zu sein. Stattdessen sprechen
Sie wider besseres Wissen oder in Unkenntnis lh-
rer Presseerklarung vom 25. August 2012 davon,
die ehemaligen Sicherungsverwahrten wirden in
einem Wohngebiet untergebracht. Jeder mége sich
einmal bei Google Earth anschauen, ob so ein
Wohngebiet aussieht. Weniger Wohngebiet geht in
einer GroR3stadt wie Hamburg nicht bei einer so
schwierigen Frage.

(Antje Méller GRUNE: Jetzt missen Sie mal
die Kurve kriegen!)

Auf das Umland Hamburgs ist die CDU im Gegen-
satz zur FDP nicht eingegangen. Wer wissen will,
warum, braucht nur den ehemaligen Blrgermeister
Christoph Ahlhaus zu fragen. Da also nur eine
Hamburger Lésung zur Verfligung stand, ist die
jetzt gefundene langfristige Lésung jedenfalls gut
vertretbar. Wir sind dabei allerdings auf die Solida-
ritat der Moorburger angewiesen, das wissen wir.

(Antje Moller GRUNE: Wenn Sie so weiter-
machen, ist sie hin!)

Solidaritét ist keine EinbahnstralRe, das wissen wir
auch. Wir stehen weiterhin zu unserem Vorhaben,
die Lebensqualitéat in Moorburg zu erhalten, und
uns ist klar, dass gerade die Instandsetzung weite-
rer Hauser zur Wohnnutzung dabei ein wichtiger
Faktor ist, bei dem der Stadtteil berechtigte Erwar-
tungen an die Politik formuliert hat. Ich sichere Ih-
nen zu, dass die SPD-Birgerschaftsfraktion ver-
mittelnd zur Seite stehen wird und dass sie die In-
teressen der Birgerinnen und Birger aus Moor-
burg auch beim weiteren Dialog stets im Blick ha-
ben wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Trepoll.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Jetzt kommt ein
Standortvorschlag!)

André Trepoll CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Tabbert, ich mdchte lhnen
ausdriicklich danken fiir Ihre AuRerungen hier. Wir
wissen endlich, wie Sie auf den Standort Moorburg
gekommen sind: mit Google Earth. Herzlichen
Gluckwunsch.

(Beifall bei der CDU)

Wenn das lhr Ernst ist, sich hier hinzustellen und
zu sagen, Sie hatten bei Google Earth geguckt und
da sei nicht viel in der Nahe, dann ist das wirklich
ein starkes Stiick. Das kann doch nicht Ihr Ernst
sein.

(Beifall bei der CDU und bei Jens Kerstan
GRUNE)

Der 24. August 2012 wird als schwarzer Tag in die
Uber 700-jahrige Geschichte Moorburgs eingehen.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Zu Recht herrscht Entsetzen und Angst bei den
Menschen in Moorburg. Die Moorburger berneh-
men bereits mit dem Kraftwerksneubau, mit der
Hafenerweiterung, mit der geplanten A 26 und der
angekindigten Schlickdeponie erhebliche Lasten
flr unsere Stadt.

(Wolfgang Rose SPD: Achten Sie auf lhre
Worte!)

Mit der Entscheidung, entlassene Sicherungsver-
wahrte in Moorburg unterzubringen, hat der Senat
die jahrelange Aufbauarbeit der vielen Moorburger
Burger mit einem Schlag zunichtegemacht.

(Jan Quast SPD: Unsinn!)

Unterhalten Sie sich einmal mit den Moorburgern.
Ich habe das in den letzten Tagen ausgiebig ge-
tan. Einhellige Meinung vor Ort ist, das schaffe der
Ort Moorburg nicht. Gerade hatten wir eine positive
Perspektive fur Moorburg. Wer sich vor Ort ein
bisschen auskennt, hat erlebt, dass immer mehr
Familien mit Kindern hingezogen sind und viele
Familien das vorhatten. Diese Entwicklung wird
nun mit einem Schlag zunichtegemacht.

(Beifall bei der CDU)

Besonders witend sind die Menschen aus meiner
Sicht zu Recht Uber die Art und Weise, wie das
Ganze zustande gekommen ist. In einer Art gehei-
mer Kommandoaktion haben sich die drei Senato-
ren am Freitagnachmittag nach Moorburg begeben
und den Runden Tisch einbestellt. Ich habe hier
die Einladung fir den standigen Gesprachskreis in
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(André Trepoll)

Moorburg und das sind die Tagesordnungspunkte:
Sanierung und Nutzung von Geb&uden in Moor-
burg und TOP Verschiedenes. Wenn man das be-
kommt, sich dann dort hinsetzt und so etwas er-
fahrt und danach die Justizsenatorin vor die Pres-
se tritt und sagt, es sei bewundernswert, wie die
Moorburger diese Entscheidung aufgenommen
hatten, dann ist das aus meiner Sicht zynisch.

(Beifall bei der CDU)

Sie haben die Menschen véllig Gberrumpelt und sie
vor vollendete Tatsachen gestellt. Das hat mit ei-
ner wirklichen Einbindung oder mit einer ernsten
Information nicht das Geringste zu tun. Vor einem
Jahr in Jenfeld haben Sie eine Kommunikations-
agentur damit beauftragt, die Entscheidung in der
Offentlichkeit vorzubereiten, und schon damals war
es ein Desaster. Diesmal haben Sie es selbst ge-
macht und wenigstens der Stadt die Kosten er-
spart, aber ein Desaster ist es nach wie vor.

(Beifall bei der CDU)

Am Freitagnachmittag sind Sie dann abgetaucht
und lhre Pressesprecher haben einsilbige Antwor-
ten gegeben. Was mich besonders aufregt: Sonst
gibt die Senatspressestelle wirklich zu jedem Mist
Verlautbarungen heraus,

(Ksenija Bekeris SPD: Also Moment mal! —
Wolfgang Rose SPD: Pfui, pfuil)

aber zu einer Entscheidung von solcher Tragweite
und Bedeutung fur die ganze Stadt wird kein Wort
veroffentlicht.

(Beifall bei der CDU — Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Trepoll, bitte maRigen Sie sich.

André Trepoll CDU (fortfahrend): Dann gab es
gestern noch eine Beruhigungspressekonferenz
fiir die Harburger Lokaljournalisten, weil die das al-
les nicht so verstehen. Die Hamburger waren nicht
eingeladen und ihre Senatoren sind nicht bereit,
Interviews zu geben oder zu TV-Sendungen zu
kommen. Hier zeigt sich lhr schlechtes Gewissen
und deshalb gibt es nicht umsonst auch Beschwer-
den uber Ihr Verhalten, was die Art und Weise an-
geht.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Sie eine Entscheidung treffen, dann miissen
Sie diese auch in der Offentlichkeit vertreten. Des-
halb fordere ich Sie heute auf, den Mut zu haben,
sich als Senat wenigstens hier im Parlament zu
dieser Entscheidung zu bekennen. AuBern Sie
sich dazu, ob Hamburg in Zukunft zum Verschie-
bebahnhof fir die entlassenen Sicherungsverwahr-
ten wird.

(Karin Timmermann SPD: Sie haben gar
nichts hingekriegt! — Zurufe von der SPD)

Beantworten Sie endlich die vielen offenen Fragen.
Haben Sie den Ort Moorburg danach ausgesucht,
wo der geringste Widerstand der Stadt zu erwarten
ist? Haben Sie die Hoffnung, dass die Menschen,
die dort leben, weniger Protest leisten als die in
Jenfeld? Spielt es eine Rolle, dass dort nur
800 Menschen leben und nicht vielleicht 80007

(Jan Quast SPD: Sie stellen sich ins Abseits!
— Wolfgang Rose SPD: Achten Sie auf lhre
Worte!)

Das sind die Fragen, die Sie beantworten missen.
Warum gibt es keine Befristung fur die Unterbrin-
gung in Moorburg? Wie kommen Sie zu dieser Ein-
schatzung, dass dort im Umfeld keine Kinder woh-
nen? Ich habe es jetzt gehért, mit Google Earth of-
fensichtlich.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Sie haben nicht
mal mit Google Earth etwas hingekriegt!)

Aber, Herr Tabbert, ich lade Sie gerne einmal ein,
dazuzukommen.

(Beifall bei der CDU)

Wissen Sie eigentlich, dass dort im Umfeld Bushal-
testellen sind, die von Kindern rege frequentiert
werden, dass gegeniber ein Reiterhof ist, der re-
gelméaRig von Kindern aufgesucht und genutzt
wird?

(Zuruf von der SPD)

— Wie teilen Sie denn dem Parlament die Entschei-
dungskriterien mit? Das ist doch das Entscheiden-
de. War eines der Entscheidungskriterien auch die
Belastungsfahigkeit des Gemeinwesens in Moor-
burg? Das fragen wir Sie.

(Beifall bei der CDU — Dirk Kienscherf SPD:
Ihr Vorschlag, wie ist der?)

— Ich sehe das Licht blinken, ich komme dann
noch einmal zur zweiten Runde.

Gestern hat der Pressesprecher der Justizbehdrde
gesagt, gegen die Senatsentscheidung kénne man
sich nicht wehren. Ich sage, dass die Moorburger
naturlich das Recht haben, sich zu wehren, und wir
werden sie unterstiitzen.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Mdller.

Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich wirde mich freuen, wenn
wir wieder ein bisschen mehr Ernsthaftigkeit bei
diesem Thema in die Debatte hineinbringen kénn-
ten.

(Beifall bei den GRUNEN, vereinzelt bei der
SPD und bei Dora Heyenn und Christiane
Schneider, beide DIE LINKE)
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(Farid Muller)

Die Hamburgerinnen und Hamburger drau3en ha-
ben sehr wohl verstanden, um was es hier geht.
Wir GRUNE begruRen es ausdriicklich, dass die-
ser Senat freiwillig die Verantwortung tUbernimmt,
fur diese Menschen eine Bleibe zu finden. Wir fin-
den es auch richtig und gut, dass das Wort gehal-
ten wurde, dass Jenfeld eine Ubergangsldsung
war. Wir hatten uns das von Anfang an anders ge-
winscht, aber ein Wort muss gehalten werden,
sonst verspielt man seine Glaubwirdigkeit gerade
bei diesem Thema schneller, als man denkt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Diese Verantwortungsbereitschaft und das Verant-
wortungsbewusstsein habe ich in dieser Debatte
nicht bei allen Kolleginnen und Kollegen in der Of-
fentlichkeit und auch heute wahrgenommen. Das
finde ich noch ausbaufahig, um es einmal ganz
freundlich zu formulieren. Auf die Frage, wie weit
man die Menschen vor Ort einbindet — das wissen
wir doch und das wissen auch in Hamburg alle —,
muss man ehrlich sagen: Wenn wir hier fragen, wo
sie hin sollten, wirde keiner sagen, wir dulden sie,
schickt sie hierher.

(Robert Heinemann CDU: Bist du nicht der
direkte Vertreter von Mehr Demokratie?)

Wenn das aber so ist, dann ware es doch faden-
scheinig zu sagen, wir fragen die Menschen vor
Ort, aber dann interessiert uns die Antwort nicht,
weil wir uns schon entschieden haben. So geht
das naturlich auch nicht. Wenn man fragt,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Es hat doch kei-
ner gefragt!)

dann muss man auch mit der Antwort umgehen,
und in diesem Fall gibt es keine optimale Entschei-
dung, wenn man die Verantwortung uUbernimmt,
diese Manner in Hamburg unterzubringen und
einen Ort zu suchen, der nicht in irgendeiner Wei-
se angreifbar ist. Ich finde es auch nicht richtig,
wenn die FDP sagt, schon bevor man Uberhaupt
gesucht hat, die missten ganz aus Hamburg raus.
Dies zeugt nicht gerade von Verantwortungsbe-
wusstsein und geradem Rucken. In so einer Situa-
tion Verantwortung zu Ubernehmen, die dann auch
erst einmal erklart werden muss, da haben Sie,
Herr Tabbert — seien Sie mir bitte nicht bose —,
vielleicht innerlich die richtige Haltung, aber Sie ha-
ben heute dafiir nicht die richtigen Worte gefun-
den.

(Beifall bei den GRUNEN)

Es ist doch richtig, wie es auch die Kollegen von
der CDU sagen, dass naturlich in Moorburg das
Gefluhl vorherrscht, man habe dort schon so viele
Probleme, und dass die Menschen vor Ort nicht
verstehen, warum sie jetzt noch weiter belastet
werden sollen. Weil das so ist, ist es noch unver-
standlicher, dass Sie als Regierungsabgeordnete
moglicherweise mehr wissen als die anderen Ab-

geordneten hier im Hause, wie denn diese Ent-
scheidung zustande gekommen ist. Ich habe des-
wegen heute auch eine Schriftliche Kleine Anfrage
an den Senat gestellt, damit fur die Moorburgerin-
nen und Moorburger nachtraglich ganz dringend
und schnell Transparenz hinsichtlich der Entschei-
dungsfindung geschaffen werden kann. Wie sollen
sie denn sonst verstehen, warum es gerade Moor-
burg geworden ist? Ich will jetzt einmal nicht auf
Google eingehen; wie gesagt, waren die Worte
heute nicht passend, um die Menschen vor Ort zu
Uberzeugen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Deswegen verstehe ich auch nicht, warum wir erst
eine Schriftliche Kleine Anfrage stellen mussen,
damit das bekannt wird. Letztes Mal musste die
CDU sogar Akteneinsicht beantragen und jetzt
muss man mit einer Schriftlichen Kleinen Anfrage
versuchen herauszufinden, wie es zu Moorburg
gekommen ist. Das ist nicht der richtige Weg,
wenn man will, dass Moorburg keine Ubergangslo-
sung wird, sondern eine Ldsung fur langere Zeit.
Das ist das, was ich aus den SenatsdufRerungen
herausgehort habe. Wenn man wie die SPD die-
sen schwierigen Weg geht, den wir GRUNE grund-
satzlich unterstiitzen, dann wirde ich mir sehr
wunschen, dass man bei der Akzeptanzfindung mit
Transparenz arbeitet und nicht bréckchenweise In-
formationen hinschmeif3t, wenn es vor Ort bei so
einer Informationspolitik versténdlicherweise dann
zu Widerstand kommt. So geht es nicht.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ich wiirde mir sehr wiinschen, wenn wir im ganzen
Haus dazu standen, dass es gut ist, dass der Se-
nat freiwillig diese Verantwortung Gbernommen hat
und dass es hier noch Arbeit gibt, die Menschen
vor Ort zu Uberzeugen, und zwar mit Transparenz
und nicht mit dem Vorenthalten von Informationen;
wir werden das ganz sicher im Ausschuss noch
besprechen. Ansonsten wiirde ich mir sehr win-
schen, dass wir bei dieser Frage ehrlich mit den
Menschen in dieser Stadt umgehen. Die wissen al-
le, was los ist; da brauchen wir nicht drum herum-
reden und auch keine Scheindebatten fiihren.
— Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt hat Frau von Treu-
enfels das Wort.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP:* Sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin, meine Damen und Herren!
Lieber Herr Miller, machen Sie sich bitte keine
Sorgen um die FDP, sondern lieber um die GAL.
Das vorneweg und jetzt zur Sache.

Meine Damen und Herren, verehrte Justizsenatorin
Schiedek! Im Dezember haben Sie im Justizaus-
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(Anna-Elisabeth von Treuenfels)

schuss zur Unterbringung der ehemals Siche-
rungsverwahrten in Jenfeld gesagt: Zu diesem An-
gebot stehen wir, aber ein anderes wird es nicht
geben. Frau Senatorin, das ist jetzt neun Monate
her. Neun Monate, an deren Anfang Sie die Jenfel-
der Birger erst im letzten Moment Uber die neu
eingezogenen Nachbarn informiert haben. Neun
Monate, in denen die Jenfelder Birger auch we-
gen dieser Uberrumpelung protestierten und die
Polizeigewerkschaft — wir erinnern uns — den ho-
hen Aufwand zur Sicherung dort, nicht weit weg
von Schulen und Kitas, kritisierte. Neun Monate al-
so, in denen Sie hatten erkennen kénnen, dass der
teure Rat einer Berliner Kommunikationsagentur
— mit SPD-Genossen-Verknipfung, wenn man das
einmal so sagen darf —, die ehemals Sicherungs-
verwahrten von jetzt auf gleich in einem Wohnge-
biet anzusiedeln, nicht so klug war. Frau Senatorin
Schiedek, offenbar haben Sie in diesen neun Mo-
naten nicht ganz so viel dazugelernt in dieser Pro-
blematik, denn Sie machen jetzt mit der Verlage-
rung nach Moorburg den gleichen Fehler: wieder
ein belasteter Stadtteil und diesmal sogar einer,
der durch Hauserleerstand infolge der Airbus-Start-
bahn-Verlangerung um seine Existenz kampft,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Nein, das ist
falsch, das ist Neuenfelde! Lassen Sie mal
lieber Herrn Duwe reden, der kennt sich
besser aus!)

wieder ein Stadtteil, in dem viele Kinder und Ju-
gendliche leben, wenn auch weniger als in Jenfeld,
und wieder eine tUberfallartige Hauruckaktion — das
ist nun aber richtig, diesmal in Moorburg —, die ge-
radezu zum Protest einladt.

Herr Trepoll hat es schon erwéhnt, ich finde es
sehr bezeichnend, dass Sie eine Einladung ver-
schickt haben, in der dieser Tagesordnungspunkt
geradezu verschleiert und als Sanierung von Ge-
bauden benannt wurde. Wer will denn so etwas
verstehen? Da wird man Uberrascht und es wird ei-
nem dann mitgeteilt, wie die Sachlage wirklich ist.
Das finde ich unmdglich. Wie wére es denn, wenn
Sie vorher einmal den Dialog mit den Anwohnern
und den Betroffenen, die umziehen sollen, gesucht
hatten? Es geht Ubrigens nicht darum, die Frage
zu stellen, ob sie denn wollen — es ist nattrlich klar
und das sehen wir auch so, dass keiner sagt, wir
wirden gerne —, aber ein Dialog ist etwas anderes
als das, was Sie da gemacht haben. Das muss
man auf jeden Fall machen und es wundert mich
ein bisschen bei den GRUNEN, dass sie das nicht
auch einfordern, birgernah, wie sie sonst so sind.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
CDU)

Wie ware es also schlicht mit einer Uberpriifung
der bisherigen, vielleicht nicht ganz so erfolgrei-
chen Taktik in dieser sensiblen Angelegenheit?
Wie ware es, kurz gesagt, mit einem echten Kon-
zept? Das ist kein Vorgehen nach Konzept, wie

Sie behaupten, das ist ein wenig konzeptionsloses
Aneinanderreihen von Provisorien, man mdchte
fast von einem Verschiebebahnhof sprechen. Und
das ist nicht nur den Anwohnern in Jenfeld oder
Moorburg — oder demnéchst vielleicht noch woan-
ders, wer weil3 — nicht zuzumuten. Das ist auch fur
die ehemals Sicherungsverwahrten und ihre Siche-
rungskrafte eine Zumutung.

(Beifall bei der FDP — Dr. Andreas Dressel
SPD: Ach, um die machen Sie sich jetzt Sor-
gen?)

— Das sind auch Menschen, genau.

Sie missachten nicht nur die Interessen der An-
wohner, sondern auch die der betroffenen ehema-
ligen Sicherungsverwahrten. Das ist aus unserer
Sicht nicht akzeptabel.

Wir fordern Sie auf, Frau Senatorin Schiedek, aber
auch lhre mitbefassten Kollegen Neumann und
Scheele, endlich ein Quartier fir die ehemals Si-
cherungsverwahrten zu suchen, das nicht in der
Nahe von Wohnquartieren und verlassenen Stadt-
teilen liegt, und frihzeitig mit den Betroffenen zu
kommunizieren.

Alles in allem finden wir, dass es ein unangemes-
sener Umgang mit den Betroffenen ist, und wenn
Sie sich noch so sehr dartber aufregen, das mis-
sen Sie sich schon gefallen lassen. Ich schéatze,
das hétten Sie, wenn Sie in der Opposition gewe-
sen waren, wahrscheinlich noch etwas scharfer
formuliert. — Ich danke lhnen.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
CDU)

Prasidentin Carola Veit: Frau Schneider hat jetzt
das Wort.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren, Frau Prasidentin! Es verbietet sich, die
Diskussion fir parteipolitische Sippchen zu nut-
zen.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Auch wir Abgeordneten tragen die Verantwortung
dafir, dass die Diskussion Gber den Umgang mit
ehemaligen Sicherungsverwahrten besonnen ge-
fuhrt wird. Wenn CDU-Politikerinnen und -Politiker
im Zusammenhang mit der Entscheidung des Se-
nats, die drei Manner, die bisher in Jenfeld wohn-
ten, in Moorburg unterzubringen, mit Worten wie
Mull oder Milleimer zitiert werden, dann tasten Sie
die Menschenwirde an, die allen Menschen zu-
kommt, auch solchen, die schwere Straftaten be-
gangen haben.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)
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(Christiane Schneider)

In der aktuellen Debatte geht es eigentlich um zwei
Problemkomplexe: erstens um die wichtige Frage,
wie die Gesellschaft mit Menschen umgeht, die
aus der Sicherungsverwahrung oft nach jahrzehn-
telanger Haft entlassen werden. Schon 1977 hat
das Bundesverfassungsgericht geurteilt, dass die
Menschenwiirde es gebietet, dass auch zu lebens-
langer Haft Verurteilte eine realistische Perspektive
haben missen, irgendwann in Freiheit leben zu
kénnen. Das gilt natlrlich ebenso und Kkein
bisschen weniger fir Menschen, die zu Zeitstrafen
mit anschlielBender Sicherungsverwahrung verur-
teilt wurden. Mit dieser Perspektive der Freiheit
und der Entlassung in die Freiheit, mit diesem Ge-
bot der Menschenwiirde hat die ganze Gesell-
schaft eine Verpflichtung, die sie nicht loswerden
kann. Sie hat die Verpflichtung, den Entlassenen
eine realistische Chance zu eréffnen, ihren Weg
zuriick in die Gesellschaft zu finden.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD und den GRUNEN)

Deshalb ist es ein inakzeptabler Vorschlag der
CDU, die Betroffenen in irgendeinem menschen-
leeren Gewerbegebiet oder im Hafen abzuladen
und sie von der Gesellschaft praktisch zu isolieren.
Das ist Ubrigens auch ein unpraktikabler Vor-
schlag, denn es gibt keine rechtliche Handhabe fir
eine solche Verbannung.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD und den GRUNEN)

Nicht nur die ehemaligen Gefangenen tragen eine
Verantwortung fir ihre Reintegration in die Gesell-
schaft, nein, die ganze Gesellschaft tragt diese
Verantwortung. Die Verantwortung fur die Reinte-
gration von Menschen, die schwere Straftaten be-
gangen haben, ist schwer. Sie weckt ernstzuneh-
mende und auch irrationale Angste. Die Reintegra-
tion ist anstrengend, sie ist Arbeit und sie kann
fehlschlagen. Aber das alles andert nichts daran,
dass vom Standpunkt der Menschenrechte und
der Menschenwirde diese Arbeit geleistet werden
muss.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD und den GRUNEN)

Wir kénnen als Opposition nicht beurteilen, ob der
Senat wirklich alle Alternativen ernsthaft gepruift
hat und ob die Griinde fir die Entscheidung, die
Anschlussunterbringung in Moorburg zu organisie-
ren, hinreichend abgewogen sind. Diese Frage
muss der Senat beantworten und er muss sich kri-
tischen Fragen aus Moorburg stellen. Aber wir
wenden uns dagegen, dass die Debatte Uber die
Senatsentscheidung auf dem Ricken der betroffe-
nen Menschen — ich meine jetzt die ehemaligen Si-
cherungsverwahrten — und ihres Rechts auf Frei-
heit und Wiedereingliederung ausgetragen wird,
wie dies die CDU tut und das nicht erst seit heute.

(Dietrich Wersich CDU: Ich denke, Sie woll-
ten bei diesem Komplex keine Parteipolitik
machen! Das ist ein bisschen geheuchelt,
oder?)

Damit komme ich zum zweiten Problemkomplex:
Aus Moorburg héren wir Argumente, die nicht von
der Hand zu weisen sind. Die Bewohnerinnen und
Bewohner weisen darauf hin, dass das Dorf in weit
Uberproportionalem Umfang Lasten zu tragen hat,
die durch die Entwicklung der GroR3stadt Hamburg,
aber auch durch falsche politische Entscheidungen
anfallen. Aber dass ausgerechnet die CDU sich
zum Anwalt der Moorburgerinnen und Moorburger
aufspielt, die eine der verhangnisvollsten Entschei-
dungen gegen Moorburg zu verantworten hat,
namlich den Bau des Kohlekraftwerks, ist schein-
heilig und billigster Populismus.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Wenn Burgerschaft und Senat die Argumente aus
Moorburg ernst nehmen, dann heif3t das in allerer-
ster Linie, Entwicklungsperspektiven fir Moorburg
weiterzuentwickeln. Eine Birgerin aus Moorburg
spricht die Beflirchtung aus — alle Fraktionen ha-
ben den Brief erhalten —, die ehemaligen Siche-
rungsverwahrten sollten nach Moorburg verlegt
werden, um die Bewohner zu vertreiben und dort
ein Hafenindustriegebiet entstehen zu lassen. Sol-
che Befiirchtungen kdnnen nur entkréaftet werden,
wenn die Stadt die Garantie gibt, dass das nicht
geschehen wird, und das heif3t fir mich vor allem,
dass Moorburg endlich aus den Hafenerweite-
rungsplanen herausgenommen wird.

(Beifall bei der LINKEN)

In diesem Sinne fordern wir vom Senat in der Tat,
die Argumente aus Moorburg ernst zu nehmen.
Wir nehmen auch die Angste ernst, die die Unter-
bringung der ehemaligen Sicherungsverwahrten
hervorruft, aber wir tbernehmen sie nicht. Wir wol-
len uns vielmehr rational und besonnen mit diesen
Angsten auseinandersetzen und davor kneifen die
CDU und auch die FDP.

Ich schlieRe mit dem Appell, dass auch die ehema-
ligen Sicherungsverwahrten eine verlassliche Per-
spektive und die Chance erhalten, ein neues Le-
ben zu beginnen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Senator Scheele,
Sie haben das Wort.

Senator Detlef Scheele: Frau Prasidentin, meine
verehrten Damen und Herren! Am Freitagnachmit-
tag sind Frau Senatorin Schiedek, Herr Senator
Neumann und ich gemeinsam nach Moorburg ge-
fahren, um mit dem Gesprachskreis Moorburg Uber
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die ab Herbst geplante Unterbringung von ehemals
Sicherungsverwahrten zu sprechen. Es war ein gu-
tes und offenes Gesprach und wir wollten, dass die
Moorburger direkt vom Senat Uber die Plane der
Unterbringung informiert werden und nicht aus den
Medien. Wir stehen selbstverstandlich fir einen
weiteren Dialog mit den Moorburgern bereit. Dieser
ist bereits vereinbart, und Sonntagabend waren
Herr Neumann und Staatsrat Porksen spontan
noch einmal dort, nachdem der Runde Tisch zu-
sammengetreten war und uns gebeten hatte, vor-
beizukommen. Selbstverstandlich kommen wir
dann, wenn darum gebeten wird, auch spontan am
Sonntagabend; das haben Herr Neumann und
Herr Pérksen getan, darauf will ich einmal hinwei-
sen.

(Beifall bei der SPD)

Die Unterbringung ehemals Sicherungsverwahrter
ist ein sensibles Thema. Die mediale Aufmerksam-
keit ist enorm und das macht die Suche nach ei-
nem geeigneten Standort nicht einfacher. Der Se-
nat hat sich dieses Thema ebenso wenig wie der
Vorgangersenat ausgesucht. Es steht nicht im Re-
gierungsprogramm der SPD.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Ausnahmsweise
mal nicht!)

Aber die Entscheidung des Européischen Gerichts-
hofs sowie die darauffolgende Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts stellen uns vor die
Aufgabe, diese Menschen unterzubringen. Vor
knapp einem Jahr haben wir beschlossen, die Un-
terbringung in Jenfeld durchzufiihren. Das war von
vornherein befristet geplant, und wir haben im De-
zember in Jenfeld zugesagt, zum 30. Novem-
ber 2012 fortzugehen. Das tun wir, wir halten Wort
gegeniber den Jenfelderinnen und Jenfeldern.

(Beifall bei der SPD)

Sehr geehrte Abgeordnete der CDU, insofern durf-
te es Sie nicht verwundern, dass wir nach anderen
Standorten gesucht haben. Dieser Senat hélt sich
an seine Zusagen.

Lassen Sie mich ein paar Satze zur Standortsuche
sagen. Diese ist nicht einfach. Wir waren auf ein
offentliches Gebaude angewiesen, und das sind
meist groRe Wohnprojekte mit zu dichter Besiede-
lung, die ungeeignet sind und die Auswahl ein-
schranken. Neben dem Gebéaude in Moorburg ha-
ben wir 13 weitere Objekte durch Besichtigung vor
Ort als mogliche Alternativen geprift. Diese waren
aber nicht in gleicher Weise geeignet. Darunter
waren drei Objekte in Bahrenfeld, zwei in Heimfeld
und in Kirchwerder und jeweils ein Objekt in der
Altstadt von Altona, in Niendorf, Langenhorn, Horn,
Billwerder und Gut Moor.

Ich mdchte Ihnen sagen, nach welchen Auswahl-
kriterien wir vorgegangen sind. Wir haben ein ab-
gegrenztes, eingegrenztes Gelande mit einem ei-

genen Gebaude beziehungsweise einer Wohn-
gruppe in einem Gebaude gesucht; es sollte tber-
schaubar sein. Fur die ehemals Sicherungsver-
wahrten brauchen wir privaten Wohnraum sowie
GemeinschaftsrAdume fur die Betreuung und die
Polizei. Es sollte eine Anbindung an das 6ffentliche
Verkehrsnetz geben, denn zur Riickkehr ins gesell-
schaftliche Leben gehdrt auch Mobilitat. Und natr-
lich spielte das Kriterium soziale Vertraglichkeit ei-
ne wichtige Rolle. Insbesondere sollte sich in un-
mittelbarer Néhe keine Kita oder Schule befinden,
denn wir haben in Jenfeld die Erfahrung gemacht,
wie das diskutiert wird. Dann haben wir uns fur
Moorburg entschieden, da die Kriterien hier am
besten erfullt wurden und deshalb aus Sicht des
Senats als geeignet anzusehen war. Es handelt
sich um ein abgegrenztes Gelande und in dem
Haus kdnnen sowohl privater Wohnraum als auch
Gemeinschaftsraume eingerichtet werden. Weil es
sich um eine landliche Gegend handelt und es nur
wenige Nachbarn gibt, ist auch das Kriterium so-
ziale Vertraglichkeit mit Blick auf Kindertagesein-
richtungen und Schulen in der Nahe gesichert.

Mir ist klar — und wir erwarten auch nichts ande-
res —, dass dies vor Ort anders bewertet wird.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr Se-
nator, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Miller?

Senator Detlef Scheele: Bitte, Herr Miiller.

Zwischenbemerkung von Farid Miiller GRUNE:*
Herr Senator, Sie haben jetzt wiederholt, was Sie
einer grofRen Tageszeitung Uber lhre Kriterien mit-
geteilt haben. Die Menschen in Moorburg interes-
siert aber, wie sich diese Kriterien bei anderen
Standorten verhalten. Das ist ein entscheidender
Punkt, der dazu fuhren kdnnte, dass die Akzeptanz
steigt.

(Zuruf aus dem Plenum: Was war die Fra-
ge?)

Senator Detlef Scheele (fortfahrend): Die Frage
habe ich verstanden und kann sie auch beantwor-
ten.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Meine
Damen und Herren! Alles ist in Ordnung, der Abge-
ordnete darf auch eine Zwischenbemerkung ma-
chen. Fahren Sie fort, Herr Senator.

Senator Detlef Scheele (fortfahrend): Ich will das
gern beantworten. Wir haben dem Gespréchskreis
zugesagt, dass die Staatsrate Herr Kleindiek aus
der Justizbehdrde und Herr Pérksen aus der Sozi-
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albehorde an den Runden Tischen im kleinen Kreis
detailliert Auskunft geben, wie wir vorgegangen
sind und welche anderen Standorte moglich wa-
ren. Man kann das nicht an die gro3e Glocke han-
gen, aber so kann man das machen und dazu ha-
ben wir uns entschieden.

Aber wenn jetzt Forderungen erhoben werden,
man hétte die Suche nach einer Unterbringung of-
fener und transparenter gestalten sollen, als wir
das getan haben, man hétte schon vorher mit den
Leuten vor Ort sprechen und nach einer gemeinsa-
men Losung suchen sollen, so ist das — einige ha-
ben schon darauf hingewiesen — eine utopische
Forderung. Man kann namlich nicht mit dem
Moderationskoffer und Plakaten durch die Stadt
ziehen und fragen, ob Interesse an einer Unter-
bringung besteht. Es gibt keinen Stadstteil, der an
einer solchen Unterbringung Interesse hat; neh-
men Sie das bitte zur Kenntnis.

(Beifall bei der SPD)

Es ist Aufgabe der Politik, Entscheidungen zu tref-
fen und zu vertreten, auch wenn sie unangenehm
sind. Das ist nun mal bei solch unpopularen Ent-
scheidungen so; wir haben sie getroffen und ste-
hen dazu.

In Moorburg bestand die Befiirchtung, dass wir
weitere leerstehende H&user fur eine Unterbrin-
gung suchen. Es gibt aber nur diese drei Wohnun-
gen und mehr werden es nicht. Es kénnen nicht
mehr als drei ehemals Sicherungsverwahrte zeit-
gleich in Moorburg untergebracht werden. Diese
Zusage gilt genauso wie die Zusage fir ein Jahr in
Jenfeld.

(Beifall bei der SPD)

Die Vorgéangerregierung weil3, wie schwierig die
Unterbringung ist, denn Sie haben sich selbst dar-
an versucht. Es gab bereits einen Ex-Sicherungs-
verwahrten zur Zeit lhrer Regierung, der sich in
Freiheit befand. Und es ist lhnen nicht gelungen,
den Mann verlasslich unterzubringen und ihm eine
Heimat zu geben, wenn ich das so sagen darf. Als
wir ins Amt gekommen sind, haben weder Frau
Schiedek noch Herr Neumann noch ich ein Kon-
zept vorgefunden, wo diese Menschen unterge-
bracht werden kénnen. Man kann nicht darauf hof-
fen, dass eine norddeutsche Lésung vom Himmel
fallt. Wahrend lhrer Regierungszeit ist eine solche
Losung fast vom Himmel gefallen, namlich in
Sachsenwaldau bei "férdern und wohnen". Merk-
wirdigerweise ist das aber nicht weiterverfolgt wor-
den. Hatten Sie das in Reinbek mit Mut weiterver-
folgt, stiinden wir heute nicht vor dieser Problema-
tik. Man muss aber hingehen und mit den Leuten
reden.

(Beifall bei der SPD)

Wie auch in Jenfeld verfolgen wir das Konzept Si-
cherheit — Wohnen — Leben — Arbeiten. Dieses

Konzept ist bundesweit einmalig und wir haben in
Jenfeld damit positive Erfahrungen gemacht. Wir
haben dariiber berichtet und vielleicht tragt es da-
zu bei, ein bisschen Vertrauen zu schaffen. Kern
dieses Konzepts ist, dass die Personen gut struk-
turiert untergebracht werden. Die Strukturierung
gibt den betroffenen Personen Stabilitdt und Si-
cherheit, und diese sind sie aus der Sicherungs-
verwahrung gewohnt. Sie kénnen nach langen
Jahren der Verbuung der Strafhaft und der an-
schlieRenden mindestens zehnjahrigen Siche-
rungsverwahrung nicht ohne Unterstltzung entlas-
sen werden. Dieses Konzept hilft den ehemals Si-
cherungsverwahrten, aber zuallererst kommt es
den Sicherheitsinteressen der Bevdlkerung entge-
gen, denn es ist bekannt, dass eine soziale Einbin-
dung und engmaschige Betreuung die Rickfall-
wahrscheinlichkeit senkt. Der Hamburger Senat
hat ein umfassendes Konzept zur Unterbringung
und Betreuung fur diese Personen entwickelt, und
die Sicherheitsinteressen der Bevolkerung stehen
dabei an allererster Stelle. Generell wird vor der
Entlassung aus der Sicherungsverwahrung fir je-
den einzelnen Betroffenen eine Fallkonferenz un-
ter Teilnahme verschiedener Behorden und Amter
durchgefihrt. Dartiber hinaus findet ein regelmagi-
ger Informationsaustausch zwischen den beteilig-
ten Behorden statt. Auf Grundlage der hierbei ge-
wonnenen Erkenntnisse treffen die zustandigen
Behorden die erforderlichen MalRnahmen. Die poli-
zeilichen MalRnahmen erfolgen lageangepasst und
orientieren sich an der einzelfallbezogenen Gefahr-
dungseinschatzung. Unabhangig davon trifft die
Polizei bei Vorliegen einer konkreten Gefahr alle
erforderlichen Malinahmen zum Schutz der Bevol-
kerung. Zurzeit werden aufgrund der Beschlisse
der Fallkonferenz zwei Menschen in Jenfeld durch
Polizistinnen und Polizisten begleitet. Es ist sicher-
gestellt, dass diese Begleitung rund um die Uhr er-
folgt.

Lassen Sie mich zum Abschluss noch auf die Ge-
samtlage in Moorburg eingehen und auf die teilwei-
se unterschwelligen, teilweise offen formulierten
Vorwurfe, dass der Senat Moorburg, ja, ganz Har-
burg und die Entwicklung der stidlichen Gebiete im
Stich lasse. Wir vergessen den Harburger Siiden
nicht, im Gegenteil, wir haben mit der IBA und der
igs Projekte im Siden Hamburgs aufgelegt, die
auch auf Harburg ausstrahlen und dort aktiv sind.

(Zuruf von Dietrich Wersich CDU)

An verschiedenen Stellen sehen wir Potenzial fur
den Wohnungsbau und kiimmern uns intensiv dar-
um. Auch fur die Stadtteile tun wir etwas. Im Rah-
men der integrierten Stadtteilentwicklung werden
wir erneut in Neuwiedenthal aktiv und gezielt in so-
ziale Infrastruktur investieren. Als weiterer Stich-
punkt ist der Wohnungsbau auf der Harburger
Schlossinsel zu sehen. Der Bezirksamtsleiter aus
Harburg, Herr Vélsch, hat uns gebeten, die Be-
zirksversammlung umfassend zu informieren; dem
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kommen wir gern nach. Wir werden die Bezirksver-
sammlung in gleicher Weise informieren, wie wir
es tun missten, wenn es sich um ein Verfahren
nach Paragraph 28 Bezirksverwaltungsgesetz han-
deln wirde. Das tut es nicht, aber wir kommen
dem Wunsch nach einer umfassenden Beratung in
den parlamentarischen Gremien gern nach, weil es
Transparenz schafft.

(Beifall bei der SPD)

Der Stadtteil Moorburg stellt sich seit Jahrzehnten
seiner Verantwortung hinsichtlich der gesamtstadti-
schen Interessen im Rahmen der Hafenentwick-
lung oder der Energiewirtschaft. Um ein positives
Signal an die Moorburger zu geben und die Le-
bensqualitat im Stadtteil zu verbessern, ist die wei-
tere Sanierung und Vermietung von in stadtischem
Besitz befindlichen Hausern ein weiteres Anliegen
des Bezirksamtsleiters. Das ist auch eine perma-
nente Forderung des Gesprachskreises Moorburg.
Nach den Gesprachen und nachdem man den Ort
gesehen hat, kann man diese Forderung gut ver-
stehen. Ich sage im Namen des Senats heute zu,
dass die Fortsetzung der Sanierung und Vermie-
tung der im stadtischen Besitz befindlichen Liegen-
schaften jetzt zligig beschleunigt wird.

(Beifall bei der SPD)

Wohnungsknappheit und gleichzeitiger Leerstand
von stadtischen Wohnungen vertragen sich nicht.
Ich setze mich als Sozialsenator mit meinen Kolle-
ginnen und Kollegen fiir die schnellstmégliche Ver-
mietung der wirtschaftlich sanierbaren Hauser in
Moorburg ein. Dafir stehen wir gerade. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Senator, ich mochte
Sie darauf aufmerksam machen, dass Sie mehr als
das Doppelte der den Abgeordneten zur Verfi-
gung stehenden Redezeit in Anspruch genommen
haben.

Das Wort hat nun Herr Trepoll.

André Trepoll CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Das ist schon eine mutige Aussa-
ge als Senator, dass Sie jetzt ziigig die Liegen-
schaften vermieten werden. Ist das ernst gemeint,
dass Sie die entlassenen Sicherungsverwahrten
dort unterbringen und dann die leer stehenden, an-
deren Gebaude zur Vermietung freigeben wollen?
Wer soll denn da noch hinziehen? Das missen Sie
sich doch vor Augen fihren.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Was haben Sie
denn die zehn Jahre lber gemacht, Herr
Trepoll! — Christiane Schneider DIE LINKE:
Unmaoglich! Furchtbar!)

Sie sagen, Sie werden die Beteiligungsrechte der
Bezirksversammlung vollumfénglich gewahrleisten.

Aber, Herr Senator, das Ergebnis steht doch fest.
Warum soll die Bezirksversammlung noch beteiligt
werden, wenn der Senat von vornherein sagt, dass
das Ergebnis feststeht und damit basta? Das wird
nicht funktionieren.

(Beifall bei der CDU und bei Anna-Elisabeth
von Treuenfels FDP)

Man muss die Punkte ansprechen, die die Men-
schen zu Recht umtreiben.

(Dirk Kienscherf SPD: Sie missen lhre Al-
ternative mal prasentieren!)

Uns liegen Informationen vor, dass diese Manner
— einer zumindest — immer wieder versuchen, sich
der Bewachung zu entziehen.

(Karin Timmermann SPD: Das ist nicht zu
glauben! Das ist unertraglich!)

Wir haben dazu eine Anfrage gestellt. Und was ist
mit den AuRerungen des Polizeiprasidenten, dass
man die Bewachung demnéchst abziehen kann?
Herr Senator Neumann hat zwar noch mal dazwi-
schengegrétscht, aber ist die Uberwachung wirk-
lich dauerhaft gewéhrleistet? Garantieren Sie uns,
dass die Menschen, die in Moorburg untergebracht
werden, jederzeit von der Polizei Uberwacht wer-
den? Das kénnen Sie uns sicherlich nicht garantie-
ren.

Ich will etwas zu dem Ziel einer norddeutschen Ko-
operation, einer Unterbringung auf3erhalb Ham-
burgs sagen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das haben Sie
schon mal verstimpert!)

Das haben wir uns nicht ausgedacht, sondern das
steht in den Schriftlichen Kleinen Anfragen, die Sie
bereits vor neun Monaten beantwortet haben. Es
bleibt Senatsziel, eine Unterbringung aufl3erhalb
Hamburgs anzustreben. Das sind lhre eigenen
Worte. Sie hatten neun Monate Zeit und es ist
nichts geschehen. Im Gegenteil, es ist doch etwas
passiert — Frau Schiedek hat es vor anderthalb
Wochen angekindigt, wenn ich mich recht erinne-
re — Hamburg Ubernimmt Sicherungsverwahrte
von Schleswig-Holstein, elf Stiick, die nach Santa
Fu kommen sollen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: EIf Stuck? — Ka-
rin Timmermann SPD: So reden Sie Uber
Menschen! Schamen Sie sich! — Beifall bei
der CDU)

Elf Personen kommen von der Sicherungsverwah-
rung aus Schleswig-Holstein nach Hamburg; es
geht also doch. Die norddeutsche Kooperation
funktioniert in diesem Punkt offensichtlich, aber in
den anderen Punkten nicht.

(Beifall bei der CDU)
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Herr Dressel, vielleicht auRern Sie sich noch ein-
mal zu der Eingrenzung, warum es ein 6¢ffentliches
Gebaude sein muss.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, weil wir Pri-
vate schon gefragt haben! Wenn er die Un-
terlagen vorher mal lesen wirde, dann wis-
ste er das!)

Sie wissen, welche enormen Kosten fiir die Uber-
wachung und viele andere MalRhahmen entstehen.
Warum ist die Stadt nicht in der Lage, in einem an-
deren Gebiet ein Gebaude anzumieten? Sie gren-
zen die Kriterien von vornherein ein und konzen-
trieren sich auf Moorburg. Das passt auch zu den
Informationen, die wir vor Ort bekommen haben,
namlich dass das Haus schon vor l&ngerer Zeit fur
genau diesen Zweck angekauft wurde. AuRern Sie
sich dazu.

(Beifall bei der CDU)
Herr Tabbert, Sie kennen unsere Vorschlage.

(Gabi Dobusch SPD: Welche Vorschlage? —
Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Meine
Damen und Herren! Es ist eindeutig zu laut. Herr
Trepoll, fahren Sie fort.

André Trepoll CDU (fortfahrend): Sie sind nicht in
der Lage, mit drei beteiligten Behodrden ein ver-
ninftiges, tragfahiges und langfristiges Konzept
vorzulegen und fordern ein umfangreiches Kon-
zept der CDU-Fraktion. Wenn Sie die Regierungs-
verantwortung nicht haben wollen, dann sind wir in
der ndchsten Birgerschaftssitzung gern dazu be-
reit, einen neuen Senat zu wahlen.

(Beifall bei der CDU — Dr. Andreas Dressel
SPD: Bei lhren paar People da?)

Ein Punkt noch zu Herrn Miller. Die altersweisen
Vorschlage nehme ich dankbar entgegen. Ich bin
erfreut, dass sich die GRUNEN jetzt auch an der
Debatte beteiligen. Die Kollegen in Harburg haben
dazu viel eindeutigere Worte gefunden. Vielleicht
kdnnen Sie sich da einmal riickkoppeln.

Frau Schneider, Sie werfen uns Populismus vor
und sagen, dass wir ein parteipolitisches Sipp-
chen kochen.

(Dirk Kienscherf SPD: Mit Recht!)

Diesen Vorwurf nehme ich von einer ausgewiese-
nen Expertin auf diesem Gebiet ernst. Darlber
werden wir uns Gedanken machen. Aber nicht ein-
mal die Rechte der Anwohner, der Bewohner, der
Familien und der Kinder vor Ort zu erwahnen, wird
der Sache auch nicht gerecht. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort erhalt nun Herr
Dr. Duwe.

Dr. Kurt Duwe FDP: Frau Préasidentin, meine Da-
men und Herren! Wir sollten dieses Thema — es
sind zwei Themen, die sehr hei diskutiert wer-
den — ein bisschen runterkochen. Es gibt Grund
zur Hoffnung. Was der Senat und die SPD vor-
schlagen, ist die Nachsorge des kommunikativen
Unfalls, der passiert ist. Ich kann mir vorstellen,
dass die Auswahl dieses Hauses nach Kriterien
durchgefiihrt worden ist, die sachlich sind und dass
am Ende die Wahl auf dieses Haus fiel. Man sollte
aber daran denken, dass man es nicht mit einem
normalen Stadtteil zu tun hat, sondern mit einem,
der Moorburg heif3t. Bei dem Wort Moorburg hatte
es klingeln sollen, dass das wahrscheinlich eine
sehr hei3e Kiste werden wirde, zwar nicht des-
halb, weil die Moorburger bése sind, sondern weil
die Leute alle schon ein bisschen gereizt sind,
wenn sie irgendetwas vom Hamburger Senat oder
aus Hamburg héren.

(Jan Quast SPD: Die gehoéren dazu!)

Das muss ich dem Senat zum Vorwurf machen. Es
reicht nicht, mit drei Senatoren zum Runden Tisch
zu gehen und zu sagen, wir haben uns das und
das ausgedacht, in drei Monaten kommen die
Menschen zu euch, und dann sehen wir hinterher,
wie wir das Kind irgendwie schaukeln. Das kann
nicht sein und darf auch nicht sein.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Man hétte erstens Uiberlegen sollen:
(Farid Miiller GRUNE: Aha!)

Sind die 13 anderen Standorte wirklich qualitativ so
schlecht, dass Moorburg klar der beste Standort ist
und daran Uberhaupt kein Zweifel besteht? Dann
sollte man aber auch ganz klar sagen, dass der
Senat die Entscheidung getroffen hat, dass das in
Moorburg auch noch gemacht werden kann; dazu
muss der Senat stehen. Wenn dieser Stadtteil das
auch noch ertragen soll, dann muss man laut sa-
gen: Wir sind der Uberzeugung, dass das die bes-
te Wahl war und qualitativ so weit tber den ande-
ren Optionen stand, dass es Uberhaupt nur diese
Option gab. Das sehe ich zurzeit nicht, zumindest
nicht die Transparenz. Bezliglich der angelegten
Kriterien muss man nicht nur gegentber den Bir-
gern in Moorburg, sondern gegeniiber ganz Ham-
burg klarstellen, warum man was wie ausgewahlt
hat und warum man nicht eine Befristung Uber
zwei oder funf Jahre setzt, sondern gleich sagt,
dass sie ad infinitum dort sein werden. Das ist man
allen Hamburgerinnen und Hamburgern schuldig
und das ist nicht passiert. Es hat zumindest so ge-
wirkt, als ob man letzte Woche im Suden von Ham-
burg als Elefant im Porzellanladen aufgetreten ist.
Es hilft auch nicht, wenn man statt einem Elefan-
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ten drei Elefanten schickt, dann wird es hoéchstens
noch schlimmer. Ich hoffe, dass die Nachsorge
vom Senat besser wird und wir endlich Klarheit ha-
ben, warum diese Entscheidung getroffen worden
ist.

Ich kenne die Moorburger sehr gut und weil3, dass
sie sehr fir ihr Gemeinwesen eintreten und minde-
stens so sozial sind wie alle anderen Hamburgerin-
nen. Sie haben noch ein eigenes Gemeindeleben.
Wenn man das richtig kommuniziert und schaut,
wie die Einzelheiten sind, dann werden die Moor-
burgerinnen und Moorburger vielleicht sogar die
Menschen, die man dort wohnen lassen will, wenn
sie denn wollen, in die Gemeinschaft aufnehmen.
Das sollte dann von beiden Seiten passieren.
Wenn klar ist, dass Moorburg der beste Standort
ist, dann ist das okay so, aber kommunikativ war
das ein halbes Desaster. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)
Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Dressel, bitte.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich stelle zu Beginn fest,
dass ich von keiner Oppositionsfraktion irgendei-
nen Alternativvorschlag gehort habe, und das ge-
hort einfach dazu.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Haben Sie das er-
wartet?)

Wenn man es in der Art und Weise, wie die CDU
das hier diskutiert, vorbringt, dann erwarte ich,
dass eine Alternative genannt wird, denn sonst ist
das von A bis Z unglaubwurdig.

(Beifall bei der SPD)

Dass Sie das Wort "Verschiebebahnhof" in den
Mund nehmen, geht Uberhaupt nicht, wenn man
sich daran erinnert, wie das damals bei dem ersten
Sicherungsverwahrten — dieser war kein Hambur-
ger, sondern ein Zugereister — gelaufen ist und wie
dieser zwischen den Stadtteilen hin- und herge-
schoben wurde. Es gab keinen Plan bei den Be-
hoérden, und dann nehmen Sie heute das Wort
"Verschiebebahnhof" in den Mund.

(Beifall bei der SPD und bei Heike Sudmann
DIE LINKE)

Nun zu einzelnen Fragen. Herr Trepoll, Sie haben
nach privaten Vermietern gefragt. Sie sind seit eini-
gen Tagen rechtspolitischer Sprecher, schauen Sie
noch mal lhre Unterlagen aus dem Rechtsaus-
schuss an. Vor der ersten Unterbringung in Jenfeld
wurde nachgefragt, welche alternativen Unterbrin-
gungsmaglichkeiten es gibt. 24 Mdéglichkeiten sind
angefragt worden und das hat alles nicht funktio-
niert.

(André Trepoll CDU: Und wie viele haben
Sie jetzt angefragt?)

Den einen Fall aus Reinbek hat der Senator eben
ausgefuhrt, dazu kann Herr Ahlhaus etwas sagen.

(Robert Heinemann CDU: Sie sind doch in
der Lage, Hauser zu kaufen, wenn Sie wol-
len!)

Jetzt hat man 14 Objekte geprift. Die Kriterien hat
der Senator eben ausfiuhrlich dargelegt. Er wird
dies sicher auch im Ausschuss und in der Bezirks-
versammlung und sehr detailliert gegenliber dem
Runden Tisch darlegen. Das ist an Transparenz
bei diesem sensiblen Thema mdéglich. Der Senat
leistet eine objektive Prufung. Dass eine Entschei-
dung nach subjektiven Kriterien bei diesem Thema
nicht funktioniert, ist klar. Das muss man objektiv
sauber entscheiden und das hat man bei diesem
Verfahren getan.

(Beifall bei der SPD — Glocke)

— Herr Heinemann kann sich gleich noch zu Wort
melden, insofern jetzt keine Nachfragen.

Das zu der Frage, wie die Entscheidung gefallt
wurde. Man muss auch sehen, dass man die Fra-
ge des Ob nicht per Metaplanwand in jedem Stadt-
teil entscheiden kann, denn keines der 104 Stadt-
teile wird "hier" sagen. Es ist aber klar, dass die
Frage des Wie sehr konkret entlang der Bedurfnis-
se der Anwohnerinnen und Anwohner geldst wer-
den muss. Das ist in Jenfeld passiert, und ich habe
hier noch nicht einen gehort, der gesagt hat, dass
das in Jenfeld nicht ordentlich funktioniert hat und
nicht entlang der gemachten Zusagen durchge-
fuhrt wurde. Das zeigt, dass sich dieses Konzept
trotz anfanglicher Kritik — es gab Proteste im Stadt-
teil — bewahrt hat. Das ist ein Zeichen dafir, dass
es verantwortbar ist, diese Entscheidung jetzt auch
in Moorburg durchzufiihren. Die Verlegung der Un-
terbringung dorthin findet statt, weil es in Jenfeld
insgesamt funktioniert hat. Diesen Hinweis sollten
wir nach Moorburg geben, dass es sich insgesamt
bewéhrt hat.

(Beifall bei der SPD)

Dazu gehdrt selbstverstandlich, dass die Sicher-
heitsgarantie, die in Jenfeld gegeben wurde und
die der Senator am Sonntagabend auch in Moor-
burg noch einmal bekraftigt hat, fir die Blrgerin-
nen und Birger in Moorburg und dariber hinaus
gilt; da wird es keinen Abzug geben.

(Beifall bei der SPD)

Klar ist auch, dass Solidaritat keine EinbahnstralRe
ist. Herr Tabbert hat darauf hingewiesen, und wir
sind dem Senator sehr dankbar, dass er noch ein-
mal das Thema Wohnnutzung bekréftigt hat. Es
handelt sich um Hafenerweiterungsgebiet, aber
das lasst trotzdem zu, dass Hauser dort wieder zur
Wohnnutzung hergerichtet werden.

(André Trepoll CDU: Das ist der Preis dafir!)
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Es ist ein besonders starkes Stiick, wenn sich Herr
Trepoll als grolRer Anwalt der Moorburger hinstellt.
Zehn Jahre lang haben Sie regiert und bei der
Wiederherstellung der Wohnnutzung dieser Hau-
ser, obwohl die Wohnungsnot in Hamburg auch
schon wahrend Ihrer Regierungszeit begonnen
hat, nichts zustande bekommen; das passt nicht
zusammen. Wir werden unsere Zusagen einhalten.

(Beifall bei der SPD)

Das ist ein emotionales, schwieriges und sensibles
Thema, aber wir sollten trotzdem versuchen, sach-
lich entlang der Fragen zu diskutieren und zu L6-
sungen zu kommen. Dabei geht es auch darum,
diesen Bezirk nicht schlechtzureden.

(André Trepoll CDU: Wir brauchen ihn!)
—Ja.

Sie kommen auch aus dem Bezirk und mussen
Uberlegen, ob es eigentlich die richtige Methode
ist, dass Sie sich durch lhre Wortmeldungen daran
beteiligen, den Bezirk schlechtzureden. Das kann
nicht sein, Sie sollten ein anderer Anwalt lhres
Wabhlkreises sein, Herr Trepoll.

(Beifall bei der CDU)

Der Senator hat einige Projekte genannt, was in
Bewegung gerat: den Sprung uber die Elbe, Woh-
nungsbauprojekte, soziale Projekte sowie den Aus-
bau der Technischen Universitat. Das geht voran,
und auch das heil3t Solidaritat mit Harburg, gute
Lebensentwicklung fir den Stadtteil. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Mdller.

Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Herr Trepoll, ich habe nicht
das Gefiihl, dass Sie heute fir die CDU erklart ha-
ben, dass Sie die Verantwortung ibernehmen wir-
den, fir diese Menschen in dieser Stadt eine Blei-
be zu finden, sollten Sie wieder in die Regierung
kommen, sondern ganz im Gegenteil.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Tim Golke DIE LINKE)

Dass Sie das Thema aufgreifen, ob das nun ein
privater Anbieter ist oder die SAGA, ist doch im Er-
gebnis nicht relevant fur die Frage, wo sie hinkom-
men.

(Robert Heinemann CDU: Ja, eben! Wir ha-
ben mehr Auswahl!)

— Nein, ich finde nicht, dass das relevant ist.

Auch das Kostenargument ist hier nicht relevant,
weil die SAGA-HAauser leer standen. Diese werden
im Gegensatz zu anderen privaten Hausern kein

Vermdgen in der Miete kosten. Ich habe eher das
Gefiihl, dass Sie die momentanen Angste in den
Stadtteilen und die Unzufriedenheit nutzen wollen,
um Stimmung zu machen. Das fuhrt ganz gewiss
nicht dazu, dass wir eine Losung finden. Die Men-
schen moégen sich vielleicht kurzfristig in lhren
Worten wiederfinden, aber mittelfristig wird das
nicht dazu fuhren, dass die Menschen das Vertrau-
en in Sie oder in die staatliche Handlung bei sol-
chen schwierigen Fragen wiederfinden. Auch eine
SPD sollte es sich nicht zu einfach machen. Herr
Senator Scheele, Sie haben angesichts der
grof3en oOffentlichen Debatte, die in Harburg statt-
findet und Uber Harburg hinausschwappt, trotzdem
nur im kleinen Kreis erklart, wie die Entscheidungs-
findung des Senats verlief. Dass auch meine eige-
ne Fraktion Fragen dazu hat, zeigt doch, dass Sie
die groRe Offentlichkeit dafiir suchen miissen. Ich
hoffe, dass Sie die Senatsanfrage entsprechend
beantworten werden. Die CDU hat schon angemel-
det, dass sie es im Ausschuss zum Thema ma-
chen will. Das ist also nichts fur einen kleinen
Kreis. Die Debatte ist da, jetzt missen die Moor-
burgerinnen und Moorburger auch wieder das Ge-
fuhl haben, dass fair und transparent mit lhnen
umgegangen wird. Darum bitte ich die SPD.

Herr Dressel sagt, dass keine Alternativen genannt
worden sind. Diese sind doch schon im Umfeld von
Jenfeld genannt worden. Wir haben sie heute nicht
noch einmal wiederholt, weil wir glauben, dass erst
Moorburg eine Chance bekommen sollte in dem
Sinne, ob man die Menschen doch dazu bekommt,
das hinzunehmen und das Gefihl zu haben, dass
das unter Abwagung aller Kriterien, die der Senat
vorgibt, im Ergebnis die Entscheidung ist. Aber
nur, wenn diese Transparenz wirklich stattfindet,
werden Sie die Menschen in Moorburg und Har-
burg daftr gewinnen, das hinzunehmen und nicht
das Gefiihl zu haben, dass Probleme dorthin gela-
gert werden, wo aus deren Sicht schon sehr viele
sind. Dann geht es schief.

(Beifall bei den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Heinemann hat jetzt
das Wort.

Robert Heinemann CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Da Herr Dr. Dressel meine
Zwischenfrage nicht beantworten wollte, stelle ich
sie von dieser Seite noch einmal. Der Senator hat
klar gemacht, dass man 14 Standorte gepruft ha-
be, und zwar nur Standorte, an denen man 6ffentli-
chen Wohnraum hat. Da frage ich mich natirlich
zum einen, seit wann eigentlich die Stadt dieses
Gebéaude als Eigentum besitzt — wenn ich es richtig
verstanden haben, noch gar nicht so lange.

und die zweite Frage, die man sich schon stellen
muss: Warum verengt man bei einer so schwieri-
gen, sensiblen Thematik von vornherein derartig
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das Suchfeld? Wir haben eine dhnliche Diskussion
bei dem Thema rund um Gorleben. Da kennt man
auch die bundesweite Diskussion, wie weit man
wirklich unvoreingenommen prift.

(Dr. Monika Schaal SPD: Das sagen ausge-
rechnet Sie!)

Wir haben hier eine &hnlich schwierige Situation.
Wir wirden es uns als Regierung auch nicht ein-
fach machen, aber die Frage ist, ob man wirklich
offen und ohne jegliche vorherige Einschréankung
herangeht. Und das funktioniert eben nicht, wenn
man nur 14 Standorte — das ist eine sehr kleine
Zahl — auswahlt. Es funktioniert nur dann, wenn
man sehr breit schaut und nattrlich auch im Zwei-
fel bereit ware, eine Immobilie zu kaufen oder an-
zumieten, zumal diese Immobilie offensichtlich ja
auch erst vor geraumer Zeit angekauft wurde.

Eine andere Frage, die man auch noch einmal pri-
fen kénnte nach meinem Kenntnisstand: Gibt es
auch Wohnraum in Strafvollzugsanstalten, die dort
derzeit von Bediensteten bewohnt werden? Auch
das gehdort zumindest in den Prifungskanon.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Fragen Sie mal
Herrn Hesse, ob der das in Fuhlsbittel ger-
ne moéchte!)

Ich erwarte einfach von Ihnen, dass Sie das ge-
prift und es vielleicht aus diesen oder jenen Grin-
den verworfen haben. Das kdnnen Sie gern ma-
chen und Sie haben dann vielleicht auch gute
Griinde. Aber ich glaube, die Moorburgerinnen und
Moorburger haben einen Anspruch darauf, dass
man solche Dinge ernsthaft prift und nicht, dass
man von vornherein sagt, man prife nur 14 Immo-
bilien, 13 passten jedoch von Anfang an nicht und
dann bleibe leider nur Moorburg ubrig. Das ist nicht
die Antwort, die Sie hier geben kdnnen.

(Beifall bei der CDU und bei Anna-Elisabeth
von Treuenfels FDP)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Wird weiter das Wort zu diesem Thema ge-
wiinscht? — Das ist nicht der Fall.

Dann kommen wir zum dritten Thema, angemeldet
von der Fraktion der GRUNEN:

Verkehrslenkung durch Parkgebiihrenzo-
nen. Wann kommt der Senat in die Pu-
schen?

Herr Dr. Steffen, Sie haben das Wort.

Dr. Till Steffen GRUNE: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Nach der eben diskutierten, schwierigen Frage
geht es nun um eine ganz einfache Frage. Es geht

namlich darum, ob die Rander von Stral3en weiter-
hin rechtsfreie Raume bleiben sollen oder ob wir
endlich eine wirksame Kontrolle des Falschpar-
kens in dieser Stadt erreichen. Der aktuelle Anlass
ist ein Senatsbeschluss der letzten Woche und hier
steht der bemerkenswerte Satz — ich zitiere —:

"Der Senat wird daher die Voraussetzungen
fur die Intensivierung der Uberwachung des
ruhenden Verkehrs schaffen."

Und es folgt im Weiteren die Formulierung eines
Prufauftrags. Auf der Basis dieses Senatsbe-
schlusses haben verschiedene SPD-Abgeordnete
dann eine Kndllchen-Offensive angekindigt. Das
passt noch nicht ganz zusammen, das gibt der Se-
natsbeschluss nicht ganz her, aber es ware umso
schoner, wenn es so ist.

Die Geschichte dauert schon ein bisschen langer.
2007 hat der Rechnungshof festgestellt, dass viel
zu wenig kontrolliert werde.

(Erster Vizeprasident Frank Schira Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Es gingen erhebliche Einnahmen verloren und wir
kénnten durch den Einsatz von zusatzlichem Per-
sonal Uberschiisse erzielen. Im Jahr 2010 gab es
unter der von den GRUNEN gefiihrten Behorde fur
Stadtentwicklung und Umwelt ein Konzept fur eine
Parkraumbewirtschaftung. Das ist vom SPD-Senat
nicht umgesetzt worden. Es gab dann o6ffentliche
AuRerungen der SPD-Fraktion, es solle jetzt etwas
passieren.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Frank Schira (unterbre-
chend): Das Wort hat Herr Dr. Steffen.

Dr. Till Steffen GRUNE (fortfahrend): Am 17. Mai
2011 hieR es erstmals, dass etwas geschehen sol-
le; es ging dann auch weiter. Am 10. April dieses
Jahres gab es wieder eine Pressemitteilung der
SPD-Fraktion, dass etwas geschehen solle. Und
jetzt, im August 2012, gibt es wieder AuRerungen,
dass etwas geschehen solle und dass endlich kon-
trolliert werden soll. Es werden sogar Umsteigeef-
fekte versprochen, die Leute sollen also durch die-
se Maflnahmen auf Bus und Bahn oder auf das
Fahrrad umsteigen.

(Jan Quast SPD: Wo ist Ihr Problem?)

Die einzige Frage, die man beantworten muss, ist,
wer diese Kontrollen machen soll. Schwarz-Griin
hat gesagt, dass sie dafiir einen Landesbetrieb
grinden wollten, denn die Erfahrung war, wenn
man es dem Bezirklichen Ordnungsdienst Uber-
lasst oder der Polizei, dann werden die zusatzli-
chen Krafte, die fur den Zweck zur Verfigung ge-
stellt werden, relativ schnell auch fir andere
Zwecke verwendet. Deswegen ist es sinnvoll, dem
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Gedanken des Rechnungshofs zu folgen und Per-
sonal nur fir diesen Zweck einzustellen.

Die SPD hat dann wiederum gesagt, dass es viel-
leicht doch der Bezirkliche Ordnungsdienst sein
kdnnte. In der Senatsdrucksache heif3t es nun wie-
der, dass Alternativen zum Bezirklichen Ordnungs-
dienst gepruft werden sollten. Sie drehen sich im
Kreis, und das ist auch die einzige Bewegung, die
es bei diesem Thema gibt.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Klaus-Pe-
ter Hesse CDU)

Ist es wirklich so schwierig, einen schlichten Ge-
setzesvollzug durchzusetzen? Es geht doch zu-
nachst nur um die Frage, dass die Parkgebuhren,
die gegenwartig angeordnet sind, auch wirksam
eingenommen werden und dass es geahndet wird,
wenn diese Parkgebihren nicht bezahlt werden.
Dies hat nattrlich auch viel mit einem Problem zu
tun, das vielen Burgerinnen und Birgern auf dem
Herzen liegt. Wir haben als GAL-Fraktion in den
letzten Monaten sehr intensiv die Burgerinnen und
Burger gefragt, welche Probleme ihnen beim The-
ma Verkehr auf dem Herzen liegen und welche
Ideen und Vorschlage sie haben. Sehr, sehr oft
wurde dabei genannt, dass sie die Nase gestri-
chen voll davon hétten, dass auf den Gehwegen,
den Radwegen, den Uberwegen und direkt vor den
Schulen falsch geparkt werde. Das macht die Leu-
te umso fuchsiger, wenn sie dann noch berichten,
dass, wenn sie im Hinblick auf eine bestimmte Pro-
blemlage bei der 6rtlichen Polizei anrufen, die ih-
nen dann mitteile, dass sie da gar nichts machen
wurde, sie wirde Falschparken nicht mehr kontrol-
lieren und dafir wolle sie ihre Krafte nicht mehr
einsetzen. Dann verlieren die Leute den Glauben
an den Rechtsstaat; das kann es nicht sein. Des-
wegen ist es wichtig, endlich das Bestehende
durchzusetzen.

Ich finde es l6blich, dass die SPD-Fraktion sagt,
sie wolle Umsteigeeffekte erzielen, sie wolle durch
geschickten Umgang mit Parkraumbewirtschaftung
erreichen, dass die Leute auf Bus und Bahn um-
steigen. Wenn man aber da stehenbleibt, wo Sie
jetzt stehen, namlich endlich das durchzusetzen,
was schon lange gilt, dann wird dieser Effekt nicht
eintreten. Wir haben namlich eine Parkraumbewirt-
schaftung innerhalb des Ring 1 und jeweils in den
Bezirkszentren, aber eben nicht in dem anderen
Bereich der verdichteten Stadt. Dort gibt es das
nicht, dort kann man tberall frei parken. Deswegen
ist auch vollkommen klar, was der verkehrsméaRige
Effekt ist, wenn man die Kontrollen intensiviert.
Das hat natirlich Verdrangungseffekte und erst
einmal gar keine groRen, wirksamen Verlagerungs-
effekte auf anderes.

Deswegen brauchen wir eine flachendeckende
Parkraumbewirtschaftung fiir die gesamte Stadt.
Wir brauchen eine Parkraumbewirtschaftung, die
mindestens den Bereich Ring 2 einschliel3t. Und

dieser Bereich sollte dann mit Anwohnerbevorrech-
tigung versehen werden. Dann wirden wir auch
die erhofften Umsteigeeffekte erzielen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Koep-
pen hat das Wort.

Martina Koeppen SPD:* Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Steffen,
Sie haben schon mitbekommen, dass Sie sich
eben selbst widersprochen haben?

(Jens Kerstan GRUNE: Wo denn?)

Erst sagen Sie, die bestehenden Regelungen
missten umgesetzt werden, und dann fordern Sie
wiederum eine flachendeckende Parkraumbewirt-
schaftung.

(Jens Kerstan GRUNE: Erst das eine, dann
das andere!)

Da moéchte man sagen: Und ewig grift das Mur-
meltier. In regelmaligen Abstdanden werden von
den GRUNEN immer und immer wieder die glei-
chen Themen angemeldet. Einmal heil3t das Kind
"Berliner Modell" oder, wie heute, "Verkehrslen-
kung durch Parkgebiihrenzonen". Sie drehen sich
im Kreis und kommen dabei zu keiner vernlinftigen
Lésung des Problems.

(Beifall bei der SPD)

Zusatzliche Verbote bringen uns nicht ans Ziel,
sondern die Einsicht und das konsequente Umset-
zen der bisherigen Regelungen, so, wie Sie es am
Anfang lhrer Rede gesagt haben. Die Einsicht bei
den Birgerinnen und Burgern, Herr Kerstan, hat
bereits eingesetzt, denn das zeigen die stetig stei-
genden Nutzerzahlen des HVV. Es geht also auch
ohne Verbote und Drangsalierungen.

(Jens Kerstan GRUNE: Ach, das hat doch
damit nichts zu tun!)

Bleiben wir doch einmal bei der Umsetzung und lh-
rer Frage, wann der Senat in die Puschen komme.

(Jens Kerstan GRUNE: Genau! Das ist doch
gut!)

Machen Sie sich da keine Sorgen, der Senat ist an
der Sache dran. Er hat in der aktuellen Entflech-
tungsdrucksache Uber den Stand berichtet. Und er
wird mit Hochdruck an einem Modell arbeiten, das
Schwarzparker betrifft und Gebiihrengerechtigkeit
herstellt.

(Beifall bei der SPD)

Nun ist das nicht ganz trivial, weil wir mit mdglichst
wenig zuséatzlicher Burokratie und mit mdglichst
wenig Overhead das Ziel erreichen wollen, die
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Falschparker wieder auf die richtige Spur zu brin-
gen.

Eine neue "Abzockbehdrde" mit weit mehr als
109 Stellen, so wie es von Schwarz-Griin wohl vor-
gesehen war, wird es mit uns nicht geben. Wir wol-
len mehr Parkgerechtigkeit und nicht mehr Biro-
kratie, und genau daran arbeiten wir.

(Beifall bei der SPD)

Ihre Bemuhungen, Herr Kerstan, sind alle im Sand
verlaufen, denn warum ist die von lhnen geplante
Parkgebuhrenerhdhung im Oktober 2010 in der
Schublade verschwunden?

(Jens Kerstan GRUNE: Weil wir im Novem-
ber die Koalition verlassen haben! — Gegen-
ruf von Dr. Andreas Dressel SPD: Hatte
aber letzte Rache sein kdnnen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Tatsa-
che ist, dass bei nur 17 Prozent aller Parkvorgange
die Gebuhren korrekt entrichtet werden. In Zahlen
ausgedruckt heif3t das: Moglichen Einnahmen von
42,8 Millionen Euro stehen tatsachliche Einnah-
men von 7,5 Millionen Euro gegenitber. Damit ist
zum Thema Parkraumbewirtschaftung eigentlich
alles gesagt. Ich fasse die Fakten noch einmal kurz
zusammen.

Erstens: Mit uns wird es keine Parkgebihrenerho-
hungen geben.

Zweitens: Jeder, der mit dem Auto in die Stadt
fahrt, muss aber auch wissen, dass er Geblhren
entrichten muss.

Drittens: Das Bezahlen der Parkgebihren mit dem
Handy wird auf den neuesten Stand der Technik
gebracht.

Viertens: Es wird verstarkt Kontrollen geben. Die
Umsetzung wird so schnell wie mdglich, ohne zu
viel neue Burokratie, im Rahmen der Entflechtung
erfolgen.

Mit dieser konsequenten Umsetzung wird der Se-
nat ein von lhnen hinterlassenes Erbe auf den rich-
tigen Weg bringen.

(Beifall bei der SPD)

Ich sage Ihnen ganz klar: Konsequente Kontrollen
beim Parken bei der Durchsetzung der jetzigen
Regelungen werden in der Innenstadt auch eine
verkehrslenkende Wirkung haben. Wir haben kein
Regelungs-, sondern ein erkennbares Vollzugsde-
fizit, und das werden wir angehen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Herr Hesse
hat das Wort.

Klaus-Peter Hesse CDU:* Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Lieber Kollege

Steffen, Verkehrslenkung durch Parkgebihrenzo-
nen — ich glaube, dass Sie mit diesem Titel der An-
meldung am Ziel nicht nur weit vorbeigeschossen
sind, sondern, und das hat die Kollegin Koeppen
richtig dargestellt, das eigentliche Problem nicht
benannt haben, das sind namlich die Falschparker
und die fehlende Uberwachung. Das ist das Pro-
blem, dem missen wir uns annehmen, aber nicht
die Diskussion flihren, ob die Parkgebihren in un-
serer Stadt erhoht werden missen.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Da winsche ich mir, lieber Kollege Steffen, auch
aus den Erfahrungen mit der Koalition, die wir mit
Ihnen in der letzten Legislaturperiode hatten,

(Jan Quast SPD: BloR nicht dran denken!)

ein bisschen weniger Ideologie und ein bisschen
mehr Realismus. Wir waren schon ein Stiickchen
weiter, als wir uns Gedanken gemacht haben, wie
wir die Parkraumbewirtschaftung in Hamburg orga-
nisieren.

Liebe Frau Koeppen, das Erbe, das hinterlassen
wurde, lag in diesem Fall ein wenig in der damali-
gen BSU, denn es ist nicht an der CDU geschei-
tert, dass nichts umgesetzt wurde. Wir haben nam-
lich gesagt, dass wir nichts gegen eine hohere
Parkraumbewirtschaftung durch Uberwachung ha-
ben, da wéaren wir noch mitgegangen. Wir wollten,
dass die Falschparker — Frau Koeppen hat es
dargestellt, nur jeder Fiunfte zahlt seine Parkge-
biihren — auch tatsachlich zur Kasse gebeten wer-
den. Wir wollten aber nicht das mitmachen, was
die GRUNEN wollten, namlich eine Parkgebiihren-
erhéhung in allen Zonen und auch im AuflRenbe-
reich. Hier ist namlich im Endeffekt der Einzelhan-
del darauf angewiesen, dass Autos parken und
dann eingekauft werden kann. Wir haben gesagt:
Liebe GRUNE, das machen wir nicht, deswegen ist
es gescheitert und dazu stehen wir auch immer
noch.

(Beifall bei der CDU)

Insofern, liebe Kolleginnen und Kollegen, fordert
die CDU zum Thema Parkraumbewirtschaftung
erstens eine Parkraumbewirtschaftung durch héhe-
re Kontrolldichte. Da besteht zumindest mit den
beiden Vorrednern Einigkeit, und da sind wir auch
genau in dem Duktus, wie es der Rechnungshof
von der Politik verlangt hat. Wir fordern aber auch
— und da sehen wir den Autofahrer auch als Kun-
den — mehr Parkscheibenregelungen, zum Beispiel
auf nicht bewirtschafteten Parkplatzen innerhalb
des Ring 2. Es gibt sie noch, die nicht bewirt-
schafteten Parkplatze, die von Dauerparkern be-
legt werden und dem Einzelhandel nicht zugute-
kommen. Da winschen wir uns, dass dort insbe-
sondere Parkscheibenregelungen zum Einsatz
kommen.
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Wir wiinschen uns drittens als CDU Parkscheiben-
regelungen auch zur Foérderung des lokalen Einzel-
handels in AuRengebieten auf bewirtschafteten
Parkplatzen. Man muss (berlegen, ob man den
Umschlag auf dem Parkplatz erhéhen kann, wenn
man Anreize schafft.

Wir fordern viertens als CDU, kurzfristiges, kosten-
freies Parken weiter zu erméglichen durch die so-
genannte Brotchentaste. Auch da glauben wir,
dass es ein richtiges Angebot ist.

Und wir fordern funftens, liebe Frau Koeppen — da
kommen wir auf die Diskussion in der letzten Bir-
gerschaftssitzung zuriick —, natirlich auch weiter-
hin mehr Service bei der Bezahlung der Parkge-
bdhren. Da kann man sicherlich aufstocken und
schauen, ob man noch optimieren kann. Aber ich
bleibe weiterhin bei der Auffassung, dass das bei
Ihnen bei der letzten Debatte eher ein Anwender-
problem war.

Wir fordern sechstens ein konsequentes Vorgehen
gegen Falschparker. Auch da gibt es, denke ich,
eine grofRe Einigkeit, dass diejenigen, die sich in
zweiter Reihe hinstellen und den Verkehrsfluss be-
hindern, dass diejenigen, die auf Behindertenpark-
platzen stehen, auch entsprechend konsequent
dafur bestraft werden.

Und wir fordern zum Schluss, wirklich zum
Schluss, lieber Kollege Steffen, eine Evaluation,
bei der anschlieBend vielleicht der Bedarf geklart
werden kann, in welchen Bereichen der Stadt tat-
sachlich ParkgeblUhrenanpassungen stattfinden
kénnten. Das ist aber wirklich eine letzte MafR3nah-
me, denn es muss erst Uberwacht werden, es
muss erst der Uberwachungsdruck entstehen,
dann kann man sich Gedanken machen, wie die
Parkgebuhren aussehen, und nicht anders herum.

Insofern, meine sehr verehrten Damen und Herren,
ist es gut, dass der Wirtschaftssenator zugleich
auch der Verkehrssenator ist, denn der Wirt-
schafts- und Verkehrssenator wird ein grol3es In-
teresse daran haben, dass der Umschlag auf den
Parkplatzen mdoglichst hoch ist, dass der lokale
Einzelhandel gestéarkt wird und dass moglichst vie-
le Menschen auch mit dem Auto den Einzelhandel
starken kénnen. Insofern mache ich mir auch keine
Sorgen, dass es hier zu einer Parkgebuhrenerho-
hung kommt. Das ist auch vollkommen richtig so.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Herr Dr.
Schinnenburg hat das Wort.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Herr Préasident,
meine Damen und Herren! Frau Prasidentin hat zu
Beginn unserer Sitzung leicht ironisch darauf hin-
gewiesen, wir hatten eine neue Fraktion. Es ist na-

tdrlich so, dass die neue Fraktion nur anders heil3t,
aber wer sich den Titel dieser Aktuellen Stunde na-
her anschaut, stellt fest: Wo jetzt GRUN drauf
steht, ist immer noch GAL drin.

(Beifall bei der FDP und bei Ole Thorben
Buschhuter SPD — Dr. Andreas Dressel
SPD: Na, das ist doch mal eine Erkenntnis!)

Diese Themenanmeldung ist GAL-Politik in Rein-
kultur. Ein Problem tritt auf und was tun wir? Wir
machen entweder ein Verbot oder erhéhen die Ge-
biihren, am besten sogar beides. Und wenn es um
Autofahrer geht, kann die Erh6hung gar nicht hoch
genug sein und flachendeckend soll es auch noch
sein; das ist falsch.

(Beifall bei der FDP und bei Christoph Ahl-
haus und Klaus-Peter Hesse, beide CDU)

Herr Dr. Steffen, nehmen Sie einfach einmal Fol-
gendes zur Kenntnis: Es gibt Menschen, die das
Auto brauchen. Hohe Parkgebihren treffen vor al-
lem Arme. Hohe Parkgebiihren fihren zu einer
Verdréangung. Schauen Sie sich den Flughafen an,
wo die teuren Parkhauser dazu fihren, dass in den
umliegenden StralBen wild geparkt wird zulasten
der Anwohner.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

— Sie kommen gleich noch dran. Trosten Sie sich,
fur Fahrrader gibt es zumindest noch keine Park-
gebuihren.

Hohe Parkgebiihren helfen nicht gegen die eigent-
lichen Probleme, sie helfen nicht gegen das Par-
ken in der zweiten Reihe, sie helfen nicht gegen
das Gehwegparken und sie helfen auch nicht ge-
gen das Zuparken von Behindertenparkplatzen.
Deshalb ist es falsch, was Sie wollen.

(Beifall bei der FDP)

Die FDP stellt diesem falschen Konzept ein ande-
res Konzept gegenuber. Wir sagen: Verkehrslen-
kung durch Angebote. Wir wollen ein ausreichen-
des Angebot an Parkplatzen und vor allem keine
Parkplatzvernichtung, wie sie seit Jahren betrieben
wird. Wir wollen einen Ausbau des P+R-Systems
mit kostenlosen Platzen, ohne Gebiihren, und wir
wollen eine Verbesserung des OPNV mit modera-
ten Preisen. Das ist der Weg, um die Parkplatzsi-
tuation in Hamburg zu verbessern.

(Beifall bei der FDP und bei Christoph Ahl-
haus und Klaus-Peter Hesse, beide CDU)

Ich méchte die Aktuelle Stunde zum Anlass neh-
men, einmal nachzufragen, was der Senat denn ei-
gentlich macht. Der Senat tut nichts. Er hat kein
Verkehrskonzept.

(Jan Quast SPD: Wenn Sie gleich antwor-
ten, hilft es auch nichts!)

Er erfasst nicht einmal die Staus. Das Wort Stau
verweigert er sogar, er sagt, Staus hiel3en beim
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Senat "dynamisch sich verandernde Verkehrssi-
tuationen" und dazu mdochte er keine Erhebungen
machen. Der Senat lasst die Autofahrer mit ihren
Sorgen und dem Im-Stau-Stehen allein. Es gibt
kein durchdachtes Busbeschleunigungsprogramm
und es gibt auch kein Einschreiten gegen Zwei-
te-Reihe-Parker.

Meine Damen und Herren! Ich fasse zusammen:
Die GRUNEN wollen eine Verkehrslenkung durch
Parkgebthren. Die FDP will eine Verkehrslenkung
durch Angebote, und der Senat meint ernsthaft,
Verkehrslenkung durch Nichtstun betreiben zu
kénnen. Das funktioniert nicht. Der Senat muss
endlich etwas gegen Staus tun. Aber das Drehen
an der Gebuhrenschraube ist genau der falsche
Weg. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Christoph Ahl-
haus CDU)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Sud-
mann hat das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Ich gebe zu, dass
wir in einem Punkt alle einer Meinung sind: Wir ha-
ben ein Problem mit dem Falschparken. Wir haben
ein Problem mit den Menschen, die auf Radwegen
und Fuliwegen parken, ein Problem mit den Auto-
fahrenden, die meinen, sie durften, weil sie kurz ei-
ne Zeitung holen wollen oder ganz kurz in die Post
wollen, auf Behindertenparkplatzen parken. Und
fur diese Erkenntnis, liebe GRUNE, nicht mehr
GAL-ierinnen und GAL-ier, hatten wir keinen Work-
shop gebraucht und auch keine Internetbefragung.
So viel zum Thema lhrer Aktualitéat.

Aber bisher hat keiner von meinen Vorrednern et-
was zum Thema Ursache und Wirkung gesagt.
Warum haben wir eigentlich so ein Parkplatzpro-
blem? Wir haben ein Problem, weil viele Leute im-
mer noch glauben, sie mussten mit dem Auto fah-
ren, Herr Schinnenburg hat es gerade wieder ge-
sagt. Einige gebrauchen das Auto, obwohl sie ge-
sunde FiRe haben und gut zu Ful3 unterwegs sind
und schauen gar nicht, welche Alternativen es gibt.
Gerade in der Innenstadt — die GRUNEN haben
sich vor allen Dingen auf die Innenstadt bezogen —
gibt es eine optimale Anbindung mit Bus und
Bahn. Nichtsdestotrotz werden immer wieder Park-
platze angeboten. Also muss man auch hier
schauen.

Kurz bevor die Parkzeit der GRUNEN im
schwarz-griinen Senat abgelaufen war, haben Sie
selbst gesagt, Sie wollten die Gebulhren erhdhen.
Sie haben nicht gesagt, dass 15 Millionen Euro
Mehreinnahmen geplant waren. Sie haben aber
immerhin gesagt durch lhren Staatsrat Winters, zi-
tiert im "Hamburger Abendblatt”, das hatte nichts
mit Umweltaspekten zu tun, was Sie dort gemacht
héatten. Das heil3t, Sie hatten noch nicht einmal ein

Konzept, was Sie eigentlich mit der Gebihrenerho-
hung wollen, auRer, mehr Geld einzunehmen.

(Dirk Kienscherf SPD: Schlimm, schlimm!)

Ich finde immer noch, es muss ein richtiges Kon-
zept geben. Es muss ein Konzept her, das zeigt,
wie wir es schaffen kénnen, dass wesentlich mehr
Menschen umsteigen und auf ihr Auto verzichten.
Dazu gehort, dass der HVV glnstiger wird,

(Beifall bei der LINKEN)

und nicht das, was die SPD in schlechter Tradition
fortflhren will, namlich jedes Jahr mindestens
2 Prozent Fahrpreiserh6hung beim HVV zuzulas-
sen. Dazu gehort auch, dass der HVV barrierefrei-
er wird. Es gibt noch viel zu viele Barrieren, viel zu
wenig Stationen, die einen Fahrstuhl oder wenig-
stens eine Rolltreppe haben.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Andreas Dres-
sel SPD: Na, das machen wir doch jetzt in
Ordnung!)

Und dazu gehdrt auch — und das kann der Senat
relativ leicht machen, ohne viel Geld auszugeben —
eine Kampagne gegen das Falschparken. Vor gut
20 Jahren gab es diese netten Aufkleber, auf de-
nen stand "Parke nicht auf meinen Wegen". Nun
will ich Sie nicht dazu aufrufen, die Autos damit zu-
zukleistern, die auf den Rad- und FuRwegen par-
ken — es wére zwar eine nette Idee, aber das will
ich gar nicht —, aber der Senat kénnte eine grol3e
Aktion auf den Werbetafeln machen "Parke nicht
auf meinen Wegen", dort radfahrende und behin-
derte Menschen zeigen und deutlich machen, dass
diese Wege freizuhalten sind.

Ein letztes Wort zu den GRUNEN.

(Jens Kerstan GRUNE: Das waren unsere
Aufkleberl!)

— Es waren nicht eure.

Sie haben eine Aktuelle Stunde zu diesem Thema
beantragt, weil es Ihnen so wichtig ist. Ich verstehe
nicht, warum Sie mit keinem Antrag kommen, tber
den wir weiter diskutieren kdnnen und womit wir
den Senat vor uns hertreiben kénnen. Sie versu-
chen stattdessen nur, den Leuten, die letzte Wo-
che auf lhrem Workshop waren, zu suggerieren,
dass Sie auch weiter etwas tun. Das ist mir zu
schwach.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD — Dirk Kienscherf SPD: Wo sie
recht hat, hat sie recht!)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Dr. Steffen.

Dr. Till Steffen GRUNE: Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Frau Sudmann,
keine Sorge, wir haben Antrdge zu dem Thema ge-
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stellt und werden auch weiterhin Antrage zu dem
Thema stellen.

(Antje Moller GRUNE: Ja, so ist es!)

Man kann in der Aktuellen Stunde dummerweise
keine Antrage stellen, das ist das Problem.

(Beifall bei Dr. Stefanie von Berg und Antje
Moller, beide GRUNE)

Frau Koeppen, Sie haben eben noch einmal eine
kleine Auflésung gegeben. Ich habe vorhin darge-
stellt, dass die SPD sich schéon im Kreis dreht.
Jetzt wissen wir auch, worum sie sich im Kreis
dreht, namlich um ein Nichts, das Nichts ihrer Ver-
kehrspolitik. Sie haben deutlich gemacht, dass Sie
auf keinen Fall irgendetwas an dem Rahmen flr
die Verkehrspolitik andern wollen. Das scheuen
Sie wie der Teufel das Weihwasser oder die Teufe-
lin in Ihrem Fall. Deswegen werden wir, da hat
Herr Schinnenburg auch recht, ohne eine Konzep-
tion die Probleme, die wir beim Verkehr in dieser
Stadt haben, nicht angehen kénnen. Und daran
fehlt es bei der SPD-Verkehrspolitik.

(Beifall bei den GRUNEN)

Wir wollen uns jetzt anschauen, was die Probleme
sind, die im Zusammenhang mit dem Parken bes-
tehen und die wir diskutieren und angehen wollen.
Wir haben einerseits massiv zugeparkte Geh- und
Radwege. Das zu kontrollieren, kostet Geld, die-
sen Aufwand muss man finanzieren.

Zum Zweiten haben wir massiv Uberlastete Stra-
Ren im Innenstadtbereich. Es muss nur an einer
Stelle eine Stérung geben und schon bricht der
Verkehr zusammen. Deswegen ist natirlich die
Frage, warum sich ein Modell, das in Berlin unter
einem rot-roten Senat ausgebaut wurde und unter
einem schwarz-roten Senat fortgefuhrt wird, nicht
eignen soll. Es ist ndmlich das Modell, groR3flachig
Parkscheinautomaten aufzustellen. Die jeweiligen
Anwohnerinnen und Anwohner dirfen gegen eine
Verwaltungsgebihr dann dort, ohne einen Park-
schein lI6sen zu mussen, parken. Das ist das grof3-
flachige Modell und es hat auch ganz klare Erfol-
ge. Es hat den Erfolg, dass es weniger Parksuch-
verkehr gibt. Es hat den Erfolg, dass sich fur die
Anwohnerinnen und Anwohner und damit gerade
fur diejenigen, die auf das Auto angewiesen sind,
die Chance erhoht, einen Parkplatz zu finden. Es
hat aber naturlich auch ganz klar den Effekt, dass
jede Fahrt im Innenstadtbereich Kosten ausldst
und hierdurch eine echt steuernde Wirkung erzielt
werden kann. Es hat auch eine wunderbar stéarken-
de Wirkung auf den Kkleinteiligen, liebenswerten
Einzelhandel in unseren Quartieren, weil so Uber-
haupt die Chance besteht, dass Kunden, die sonst
zu den Kaufhausern mit den grof3en Parkplatzen
oder Parkhdusern abwandern, auch einmal dort
parken kdnnen.

Deswegen finden es zum Beispiel die Gewerbetrei-
benden im Grindelhof sehr gut. Der Sprecher der
entsprechenden Initiative fordert das jedes Mal.
Das ist auch genau der Punkt, weswegen wir mei-
nen, dass dies eine gute Sache ist. Wir werden
das weiter verfolgen, weil es ein Konzept ist, das
leicht umzusetzen ist, das kostenneutral ist, wun-
derbare Effekte hat und deswegen bei Weitem
nicht so kompliziert ist wie viele andere verkehrs-
politische Fragen. Sie muissten nur den Mut haben,
sich in die Debatte zu begeben und sich vielleicht
mit einigen Leuten daruber zu streiten. Aber es
wirde eben viele Probleme l6sen, weil wir endlich
die Ressourcen hatten, auch die Ful3- und Radwe-
ge frei zu halten und dadurch das Zufu3gehen und
Radfahren wesentlich attraktiver zu machen. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei den GRUNEN - Olaf Ohlsen
CDU: Erzahl noch weiter!)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Danke. — Das
Wort hat Frau Koeppen.

Martina Koeppen SPD:* Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kerstan,
das hat nicht Uberzeugt, was Herr Steffen jetzt
noch einmal vorgetragen hat. Wir sind uns doch al-
le einig, Herr Hesse hat es auch ausgefuhrt. Herr
Schinnenburg ist im Grunde genommen auch ganz
dicht bei uns und Frau Sudmann hat schon die Kri-
tik sehr gut formuliert.

(Jens Kerstan GRUNE: Die groRe Koalition
der Autofahrer war schon immer dal!)

Es muss flachendeckend Verkehrsiiberwachung
stattfinden, dann braucht man auch kein Berliner
Modell oder wie immer Sie es nennen moégen.

(Beifall bei der SPD)

Bringen wir es auf den Punkt: Das Einzige, was I|h-
re verkehrslenkenden MafBhahmen in den letzten
drei Jahren ausmachten, war doch, dass Sie die
Schlaglocher nicht saniert haben. Ansonsten sind
Sie nicht auf den Punkt gekommen.

Nehmen wir einmal das Beispiel Bewohnerparken.
Da gibt es verschiedene Zonen, zum Beispiel am
GrofRneumarkt, am Cremon, in St. Pauli oder auch
am Flughafen. Diese ganzen Zonen sind 1995 ein-
gerichtet worden. Und in der Zeit, als Sie an der
Regierungsbeteiligung waren und die Fihrung der
BSU hatten, sind keine weiteren Gebiete unter-
sucht worden. Es fand auch tberhaupt keine Eva-
luation statt. Insofern kénnen Sie jetzt nicht sagen,
dass mehr Parkzonen eingerichtet werden muss-
ten, das ist einfach nicht in Ordnung.

(Beifall bei der SPD — Dirk Kienscherf SPD:
Unglaubwirdig!)

Vielleicht haben Sie auch Angst vor dem, was zum
Beispiel in Berlin passiert ist. In Charlottenberg
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wollte man auch eine Parkzone einrichten. Dort
gab es einen Birgerentscheid, und 86,9 Prozent
der betroffenen Blrger haben sich dagegen aus-
gesprochen. Insofern ist das vielleicht auch der
Grund, warum Sie wahrend lhrer Regierungszeit
dieses Thema nie angefasst haben.

Ich bitte Sie, mit konkreten Ideen zu kommen und
diese auch in Antrdgen zu formulieren, aber dem
Kind jetzt auch einmal einen verninftigen Namen
zu geben und darauf einzugehen, was die Bevdl-
kerung will. -Danke schon.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Dr. Schinnenburg.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Ich habe die gleiche
Geschichte aus Berlin wie Sie, Frau Koeppen. Im
Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf haben die Bur-
ger mit gewaltiger Mehrheit genau gegen eine sol-
che von lhnen so favorisierte Parkzone gestimmt,
Herr Dr. Steffen. Sie haben es noch nicht bemerkt:
Die Bevdlkerung will nicht, was Sie wollen. Das ist
ein gutes Ergebnis in Sachen direkte Demokratie,
und dabei soll es auch in Hamburg bleiben. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Dr. Steffen
hat das Wort.

Dr. Till Steffen GRUNE: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir
waren eigentlich mit den Themen der Aktuellen
Stunde fertig,

(Zurufe von der SPD: Ja, ja! — Olaf Ohlsen
CDU: Ich habe fertig!)

aber wenn eine Tatsache falsch eingefihrt wird,
dann muss ich richtigstellen, dass die Befragung
der Bewohnerinnen und Bewohner in Berlin bei je-
der Parkgeblhrenzone zum Verfahren dazugehort.
Es gibt eine ganze Menge Zonen. In dieser einen
Zone haben die Leute sich dagegen entschieden,
in vielen anderen daftr. Insoweit stimmt das Argu-
ment in der Sache nicht.

(Beifall bei den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Danke schon.
— Gibt es weitere Wortmeldungen? — Darf ich da-
von ausgehen, dass das nachste Thema nicht
mehr debattiert werden soll? Es stehen noch zwei
Minuten Redezeit zur Verfiigung.

Dann kommen wir zum Tagesordnungspunkt 2,
Drucksache 20/4961, Wahl einer oder eines Depu-

** Wahlergebnis, siehe Seite 2894

tierten der Behdrde fur Stadtentwicklung und Um-
welt.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fiir Stadtentwicklung und Umwelt

— Drs 20/4961 —]

Der Stimmzettel liegt Thnen vor. Er enthalt Felder
fur Zustimmung, Ablehnung und Enthaltung. Ich
bitte Sie, den Stimmzettel jeweils nur mit einem
Kreuz zu versehen. Stimmzettel, die den Willen
des Mitglieds nicht zweifelsfrei erkennen lassen
oder Zuséatze enthalten, sind unglltig. Auch unaus-
geflillte Stimmzettel gelten als ungultig. Bitte neh-
men Sie jetzt lhre Wahlentscheidung vor.

(Die Wahlhandlung wird vorgenommen.)

Ich darf die Schriftfihrer bitten, mit dem Einsam-
meln der Stimmzettel zu beginnen.

Sind alle Stimmzettel abgegeben worden? — Das
ist der Fall. Dann schlie3e ich die Wahlhandlung.
Das Wabhlergebnis wird nun ermittelt und im Laufe
der Sitzung bekanntgegeben werden.**

Meine Damen und Herren! Wir kommen dann zu
Tagesordnungspunkt 21, Drucksache 20/4950, An-
trag der FDP-Fraktion: Einfiihrung einer effizienten
Schulverwaltung.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Einfuhrung einer effizienten Schulverwaltung
— Drs 20/4950 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/5112 ein An-
trag der SPD-Fraktion vor.

[Antrag der SPD-Fraktion:

Biindelung der Verwaltungsaufgaben an
Schulen

— Drs 20/5112 -]

Beide Drucksachen mochte die FDP-Fraktion an
den Schulausschuss tberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Frau von Treuenfels.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP:* Sehr ge-
ehrter Président, meine Damen und Herren! Ich
habe hier eine sehr, sehr lange Liste. Ich mdchte
sie einmal kurz hochhalten, kann es jeder sehen?
Auf dieser Liste stehen gute drei Dutzend Verwal-
tungstatigkeiten, die ein durchschnittlicher Ham-
burger Lehrer zu absolvieren hat. Das reicht von
Ausschreibungen kontrollieren bis Zeugnisse in
den Schulerakten abheften, von Aufraumen natur-
wissenschaftlicher Sammlungen bis zahllose Sta-
tistiken erstellen, von aufwendigen Kopierarbeiten,


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4961&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4950&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=5112&dokart=drucksache
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Organisation von Klassenfahrten, Dokumentation
und dergleichen mehr.

Es gibt besonders belastete Lehrer, die uns berich-
ten, dass sie ein Viertel und mehr ihrer Arbeitszeit
mit solchen Téatigkeiten verbringen, die zum grofi3-
ten Teil Verwaltungstétigkeiten sind. Die Praktiker
sagen uns auch, dass es immer schlimmer wird.
Ursache ist natirlich eine Welle von Veréanderun-
gen beziehungsweise Herausforderungen, denen
sich die Schulen ausgesetzt sehen, die Umsetzung
der Inklusion, die Ausweitung der Ganztagsange-
bote "Fordern statt Wiederholen"™ — um nur die
Hauptpunkte zu nennen. Alle diese teilweise sehr
Ubersturzt und vor allem fast gleichzeitig eingefiihr-
ten Projekte erfordern ein sehr hohes Mal3 an Vor-
bereitung und Organisation, an Koordination, Tea-
mabsprachen und vor allem auch an Dokumentati-
on. Dabei gerat die zentrale Aufgabe ins Hintertref-
fen, auf die sich Lehrer konzentrieren sollten: Un-
terrichten, den Unterricht vor- und nachbereiten,
die Schiiler in ihrer Lernentwicklung begleiten und
vor allen Dingen unterstiitzen. Hier besteht drin-
gender Handlungsbedarf.

(Beifall bei der FDP und bei Robert Heine-
mann CDU)

Das A und O fir eine gute Schulqualitat ist die
Qualitat des Unterrichts, so einfach kann das sein.
Wir missen Lehrern daflr die Arbeitszeit sichern.
Die fehlt ihnen Gbrigens in Bezug auf Birokratie of-
fiziell sowieso. Sehr viele der Verwaltungsaufga-
ben sind nicht in den A- und F-Zeiten beriicksich-
tigt. Sie fallen zusatzlich an, zulasten der Unter-
richtsvor- und -nachbereitung und der individuellen
Betreuung der Schuler. Schon der Vorgangersenat
hat deshalb ein Pilotprojekt eingefiihrt. Es sollte
getestet werden, ob die Verwaltung nicht effizien-
ter funktioniert, wenn nicht die Lehrer selbst, son-
dern ausgebildete Fachkrafte Verwaltungsaufga-
ben Gbernehmen. Das uns wenig Uberraschende
Ergebnis in diesem Frihjahr offenbart durchweg
positive Erfahrungen. Die Behorde selbst bestatigt
auf meine Anfrage, dass die Schulleiter es begri-
Ren, dass wieder mehr Zeit fir padagogische Ar-
beit vorhanden ist. Die Lehrer werden durch die
Schulmanager entlastet und die Eltern merken,
dass diese Entlastung ihren Kindern zugutekommt.
Herr Senator Rabe, umso unverstandlicher ist es,
dass Sie als Mann der Praxis, als Lehrer, dieses
erfolgreiche Projekt nicht weiterfiihren wollen.

(Beifall bei der FDP und bei Robert Heine-
mann und Dr. Walter Scheuerl, beide CDU)

Wir sind der Meinung, dass Sie es sich diesbezlig-
lich ein bisschen zu leicht machen. Es ist ndmlich
nicht hinnehmbar, dass Sie den Schulen und damit
den Lehrern immer neue und immer grol3ere Auf-
gaben aufbirden, aber nicht die Grundvorausset-
zungen schaffen, um sie zu erfillen.

(Beifall bei der FDP und bei Robert Heine-
mann und Dr. Walter Scheuerl, beide CDU)

Das gilt fuir die rechtzeitige und ausreichende Per-
sonalausstattung bei der Inklusion genauso wie fir
die baulichen Voraussetzungen beim Ganztagsan-
gebot, und das gilt auch fur die Verwaltungsarbeit.
Deshalb fordern wir die Fortfiihrung dieses Pro-
jekts, selbstverstandlich nach einer kritischen Aus-
wertung, die Weiterentwicklungen und Verbesse-
rungen enthalt. Wir freuen uns, dass zumindest in
Ihrer Fraktion, Herr Senator Rabe, diese Erkennt-
nis Platz gegriffen hat. Allerdings ware es tberzeu-
gender, wenn sich die SPD nicht nur zu einer Pri-
fung, sondern einer echten Beauftragung der Be-
horde zur Einfuhrung der Schulmanagertatigkeit
hatte durchringen kénnen, so wie wir es beantra-
gen. Auch wenn wir mit den Antragen inhaltlich auf
einer Linie sind, was wir ausdricklich begrif3en,
kénnen wir Ihrer Konsequenz daraus, namlich nur
einen einfachen Prifantrag zu stellen, nicht zustim-
men. Das ist uns leider zu wenig.

Meine Damen und Herren! Eine effizientere Schul-
verwaltung ist aus Sicht der FDP ein wichtiger
Schritt, um die Selbstverantwortung der Schulen
zu starken, und die darf auf keinen Fall ge-
schwéacht werden.

(Beifall bei der FDP und bei Robert Heine-
mann CDU)

Die Selbstverantwortung der Schulen hat Ham-
burgs Schulen nach vorn gebracht. Die Selbstver-
antwortung der Schulen infrage stellen zu wollen
— ich wei3, Sie werden das widerlegen, aber das
klang im Schulausschuss in letzter Zeit doch ein
wenig durch —, ist aus unserer Sicht der vollig
falsche Weg. Wir brauchen keine Ruckkehr in die
zentrale Planbewirtschaftung der Schulen durch
die Behorde, womdglich noch mit wechselnden
Zielsetzungen. Wir brauchen stattdessen eine
Starkung der Selbstverantwortung, und wir brau-
chen dazu von lhrer Schulbehdrde, Herr Rabe, kei-
ne Abblockmentalitat, sondern das Gegenteil. Las-
sen Sie doch einmal ausrechnen, was bei 5, 10, 15
oder 20 Prozent mehr Unterrichtszeit pro Lehrer an
Ressourcen frei wiirde, um mdglichst viele Schul-
manager an Hamburgs Schulen zu bringen. Sprin-
gen Sie doch Uber lhren manchmal etwas birokra-
tisch anmutenden Schatten, Herr Senator. Wir alle
allerdings sollten nicht in langen Listen, dicken Ak-
tenmappen oder Bergen von Biroklammern den-
ken, sondern stattdessen in neuen Strukturen, die
Lehrern Birokratie erspart. Das kame Hamburgs
Schilern, Eltern und Lehrern sehr zugute. — Herzli-
chen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Walter
Scheuerl CDU)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Herr Holster
hat das Wort.
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(Finn-Ole Ritter FDP: Ich bin mal gespannt,
was er Neues bringt! — Gegenruf von Olaf
Ohlsen CDU: Ich nicht!)

Lars Holster SPD: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Frau von Treuenfels, Sie haben véllig
recht,

(Beifall bei der FDP)

inhaltlich sind wir Gberhaupt nicht weit auseinan-
der. Ich will auch gar nicht die vielen Verwaltungs-
aufgaben wiederholen, die die Lehrer in Hamburg
stark belasten, aber einen Aspekt lassen Sie mich
hinzufiigen. Dieser Pilotversuch "Verwaltungslei-
tung" wird von den entsprechenden Schulen sehr
positiv bewertet. Das verwundert wenig, denn
wenn ein Schulstandort mehr Ressourcen be-
kommt, dann ist das zunéchst einmal positiv. Und
genau da liegt das Problem in lhrem Antrag, Frau
von Treuenfels. Sie fordern namlich weitere zu-
satzliche Stellen an den Schulstandorten.

(Olaf Ohlsen CDU: Unglaublich!)

Schauen wir doch einmal, was lhre Fraktionsvorsit-
zende, Frau Suding, am 22. November 2011 unter
der plakativen Uberschrift "Spend as you like" statt
"Pay as you go" geschrieben hat. Ich darf Sie ein-
mal zitieren, Frau Suding.

"Statt wie angekiindigt 250 Stellen abzubau-
en, ist die Verwaltung in diesem Jahr um
viele hundert Beschaftigungsverhéltnisse
aufgeblaht worden."

Weiter geht es dann:

"Mit 'Pay as you go' hat das nichts zu tun,
aber mit der massiven Missachtung der In-
teressen kunftiger Generationen [...]."

(Katja Suding FDP: Sehr richtig!)

Offensichtlich will die FDP-Fraktion von dieser Hal-
tung heute nichts mehr wissen.

(Beifall bei der SPD)
— Jetzt konnt Ihr mal klatschen.

(Finn-Ole Ritter FDP: Né&chstes Mal kdnnen
Sie auch mich zitieren!)

Die vdllig richtige inhaltliche Richtung dieses FDP-
Antrags haben wir aufgegriffen und in einem Zu-
satzantrag vorgelegt.

(Finn-Ole Ritter FDP: Pruf!)

— Genau, Herr Ritter, Sie haben richtig gelesen, ein
Prufauftrag im Rahmen der vorhandenen Ressour-
cen. Das ist der richtige Weg, um verantwortungs-
voll mit den Ressourcen in dieser Stadt umzuge-
hen.

(Beifall bei der SPD)

Ein zweiter Punkt. Sie werden fragen, warum keine
Uberweisung an den Schulausschuss, das wére
doch sinnvoll? Ich schaue dazu Herrn Scheuerl
einmal an. Wir haben derart viele Dinge in der Pi-
peline, die zu bearbeiten sind, deshalb haben wir
den unter Punkt 3 beschriebenen Weg gewahlt,
den Senat direkt zu beauftragen, dieses wichtige
Thema im Schulausschuss vorzutragen. — Vielen
Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Heinemann.

Robert Heinemann CDU: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Die Verwaltungsaufgaben der
Lehrer, insbesondere auch der Schulleitungen, ha-
ben in der Tat in den vergangenen Jahren, beson-
ders in den vergangenen zwei Jahren, deutlich zu-
genommen. Das Stichwort selbstverantwortete
Schule ist schon gefallen, dazu kommen "Ganzta-
gige Bildung und Betreuung", Inklusion, Nachhilfe,
all diese Themen. Das Ganze wird noch verstéarkt
durch die oft hektische und unausgegorene Amts-
fuhrung des Schulsenators. Die Schulleiter haben
dann vor Ort leider oft die Aufgabe, das zurechtzu-
biegen, was der Schulsenator vorher nicht zu Ende
gedacht hat,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Vergleichen Sie
das mal mit Dinges-Dierig!)

und das, obwohl seine Fachleute in der Behorde
ihn immer vor Fehlentscheidungen warnen; aber er
weil3 es besser.

Ich nenne ein Beispiel. Die neuen Regelungen fur
die Klassenfrequenzen haben vor den Sommerferi-
en zu einer Widerspruchsflut gefuhrt. Das musste
in den Schulen alles abgearbeitet werden, es gab
viele rechtliche Probleme dabei, viele Widerspri-
che mussten anerkannt werden und die Schullei-
tungen wurden entsprechend lahmgelegt. Das sind
die Verwaltungsaufgaben, die dort im Moment na-
turlich zunehmen. Sie fuhren schlicht und einfach
dazu, dass die padagogische Weiterentwicklung
und Leitung von Schule haufig zu kurz kommt. Ein
besonders wichtiges Thema wéare mir zum Beispiel
die Vernetzung der Ganztagsschulen und der
ganztagigen Betreuung mit den Stadtteilen. Ich
winschte, dass Schulen nicht nur mit einem Anbie-
ter zusammenarbeiten, sondern wirklich zu einem
Nucleus der Jugendarbeit, der Schularbeit im
Stadtteil werden. Das kann nattrlich nicht passie-
ren, wenn man die ganze Zeit am Schreibtisch sit-
zen muss.

Uns allen ist klar, dass die Schulen Entlastung
brauchen. Durch die selbstverantwortete Schule
sind durchaus Ressourcen frei geworden, gerade
in der Zentrale in der Hamburger Stral3e, die man
daflr nutzen kann. Es gibt bereits erste Schritte in
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diese Richtung. Wir haben im Schulausschuss
schon im September 2007 den Senat aufgefordert,
einmal zu schauen, welche Ressourcen im Rah-
men der selbstverantworteten Schule frei gewor-
den sind und ob man diese als Verwaltungsleitung
in die Schulen geben kann. Wir haben als CDU im
Jahr 2008 in unserem Wahlprogramm die Einfuh-
rung von Schulmanagern gefordert, und dann
ist 2010 als Konsequenz daraus unter Schwarz-
Grun der heute hier diskutierte Pilotversuch in
zehn Schulen gestartet worden.

Ich glaube, wir sind auf einem guten Weg und des-
halb begriiRe ich auch im Grundsatz beide vorge-
legten Antrage. Frau von Treuenfels, ich wundere
mich allerdings ein bisschen uber Ihren Antrag,
das sage ich ganz offen. Zum einen wundere ich
mich daruber, dass Sie schon heute eine konkrete
Forderung stellen, obwohl die Auswertung noch
gar nicht vorliegt. Ich warte doch gern erst einmal
die Evaluation einer Pilotphase ab, schaue mir das
an und treffe dann eine Entscheidung. Zum ande-
ren wundere ich mich in der Tat dariber — Herr
Holster hat es schon erwéhnt —, dass die FDP
plétzlich ein paar Hundert Stellen zusatzlich im 6f-
fentlichen Dienst schaffen will und das, ohne zu
sagen, woher man das Geld nehmen soll. Das
scheint mir nicht stringente FDP-Politik zu sein.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Es ist nicht die
FDP pur jedenfalls!)

— Es ist nicht FDP pur, da hat Herr Dr. Dressel
recht.

Unsere Haushdlter hatten mir auf die Finger ge-
klopft, wenn ich so etwas gemacht hatte.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Unsere auch!)

Das hatte ich mir in der FDP auch gewinscht.
Aber einerlei, wir werden uns von daher leider bei
dem gut gemeinten FDP-Antrag in Punkt 2 enthal-
ten; ansonsten stimmen wir zu. Dem Prifauftrag
der SPD stimmen wir hingegen gern zu, und ich
freue mich schon auf den Bericht und die Diskussi-
on im Ausschuss. Allerdings heif3t fiir mich — damit
wir uns klar verstehen, Herr Senator — "im Rahmen
der bestehenden Ressourcen” im Rahmen lhres
Gesamtetats und nicht nur im Rahmen der jeweili-
gen schulischen Personalbudgets. Ich erwarte,
dass nach Umsetzung der selbstverantworteten
Schule wirklich eine Aufgabenkritik in der Schulbe-
horde erfolgt und geschaut wird, was mittlerweile in
den Schulen erledigt wird und nicht mehr in der
Hamburger StrafBe. Ich erwarte auch, dass man
einmal schaut, inwieweit moderne Technik helfen
kann. Es kann nicht sein, dass heute noch Heer-
scharen von Menschen daran arbeiten missen,
um einmal im Jahr herauszubekommen, wie viele
Schuler an welchen Schulen sind. Wir haben als
CDU dafur gesorgt, dass die Hamburger Schulen
endlich vernetzt wurden. Die Infrastruktur ist also
da, nutzen Sie sie. Dann haben Sie auch die

Chance, die Ressourcen aus der Zentrale in die
Schulen zu bringen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau

Dr. von Berg hat das Wort.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE:* Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Auch wir als GRUNE
begrifRen im Grundsatz die Intention des FDP- und
auch des SPD-Antrags.

(Olaf Ohlsen CDU: Sehr schon!)

Das ist keine groRe Uberraschung. Was wir in den
Fokus ricken wollen, ist die GroRe der Verwal-
tungsaufgaben aufgrund der Einfiihrung der selbst-
verantworteten Schule. Ich finde es falsch, nur die
Reformen in den vergangenen Jahren fir die vie-
len Verwaltungsaufgaben verantwortlich zu ma-
chen. Hauptverantwortlich ist die Ubertragung von
Aufgaben aus der BSB in die selbstverantwortete
Schule. Das sind sehr komplexe Verwaltungsauf-
gaben, die sehr professionell ausgefiihrt werden
missen, und dafir brauchen wir ausgebildete Ver-
waltungsleiterinnen und -leiter. Was wir am FDP-
Antrag schwierig finden — das hat Herr Heinemann
schon deutlich gemacht —, ist erstens, dass er un-
differenziert ist. Er differenziert nicht zwischen klei-
nen einzugigen, teilweise Grundschulen und richtig
grof3en Systemen mit weit Gber tausend Schilerin-
nen und Schilern.

Das Zweite ist auch schon genannt worden, das ist
das Timing. Naturlich muss man zuerst eine Eva-
luation abwarten — auch das fordern wir als GRU-
NE immer wieder ein —, bevor man an die Umset-
zung geht. Fur mich ist das eher ein Haushaltsan-
trag und nicht ein Antrag, der jetzt gestellt werden
sollte. Ich habe einmal ausgerechnet, was die For-
derung der FDP kosten wiirde. Wenn man von E10
Stellen ausgeht, nach TV-L, also von 57 200 Euro
pro Stelle im Jahr, dann waren es 25 Millionen
Euro im Jahr, sofern man das an allen Schulen
einfuhrt. Selbst wenn man sagt, man macht Ver-
biinde und schafft ungefahr 300 Stellen, sind wir
bei 17,1 Millionen Euro. Die FDP macht in ihrem
Antrag keinen Vorschlag, woher dieses Geld kom-
men soll. Daher pladieren wir fiir eine Uberweisung
an den Schulausschuss. Was den SPD-Antrag an-
belangt, ist das fur mich ein wunderbares Beispiel
fur das Auspressen von Zitronen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Man muss sich auf der Zunge zergehen lassen,
was in der Lyrik steht, nicht im Petitum des Prif-
auftrags. Da steht:

"Das Bilndeln von Funktionsstunden der
Schulleitung [...]"

Der Schulleitung sollen also Funktionszeiten abge-
zogen werden, damit Verwaltungsstellen geschaf-
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fen werden koénnen. Das, meine Damen und Her-
ren, wird die Schulleitungen schrill begeistern.

Der Wunsch meiner Fraktion wére, einmal den
Blick Uber den Zaun und Uber die Landergrenzen
hinweg schweifen zu lassen. Dann kommt man
namlich nach Niedersachsen, dort gibt es diese
Verwaltungsleitungen schon seit vielen Jahren an
den berufsbildenden Schulen. Man hat damit sehr,
sehr gute Erfahrungen gemacht. Diese Erfahrun-
gen mit Kosten- und Leistungsrechnung, Personal-
management und dergleichen mehr kann man ein-
speisen, um in den Beratungen im Schulausschuss
zu einer vernunftigen, finanzierbaren LOésung zu
kommen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Heyenn
hat das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ganz im Gegensatz zu lhnen,
Herr Holster, teilen wir die Vorstellungen der FDP,
was die Bildungspolitik anbetrifft — insbesondere
bei diesem Antrag —, nicht.

(Beifall bei der LINKEN — Finn-Ole Ritter
FDP: Das beruht auf Gegenseitigkeit!)

— Ich bin auch stolz darauf, dass es auf Gegensei-
tigkeit beruht.

Ich habe, Frau von Treuenfels, nicht richtig begrif-
fen, was Sie uns eigentlich sagen wollten. Im An-
trag steht etwas anderes als das, was Sie vorge-
tragen haben. Ich teile Ihre Auffassung, dass die
Lehrkrafte in Hamburg vollig Gberlastet sind, aber
nicht wegen der Birokratie, sie sind generell iber-
lastet.

(Finn-Ole Ritter FDP: Grundsatzlich!)

Ich will auch sagen, wer die Ursache ist. Der Name
ist Dinges-Dierig. Das ist die Ursache flr diese
Uberlastung.

(Beifall bei der LINKEN)

Was Sie eigentlich wollen, ist nicht, dass die Leh-
rer weniger arbeiten.

(Zuruf von Robert Heinemann CDU)

— Brillen Sie doch nicht standig dazwischen. Mel-
den Sie sich zu Wort, wenn Sie etwas sagen wol-
len.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD — Zurufe von der CDU und der
FDP: Wie in der Schule!)

— Wie in der Schule, genau.

Was Sie eigentlich wollen, sind Schulmanager
nach dem angelséchsischen System, das wagen
Sie nur nicht so genau zu sagen. Sie nennen das
Ganze effizientes Arbeiten. Wer wiinscht sich nicht

effizientes Arbeiten? Jeder. Gerade die Schule ist
ein Bereich, wo Effizienz spatestens seit den PISA-
Umfragen immer wieder eine standige Herausfor-
derung ist, in jeder Beziehung, fur Unterricht, fir
Verwaltung, fur alles. Dieses Themas hat sich
auch die schwarz-griine Koalition angenommen
und einen Modellversuch an drei allgemeinbilden-
den und vier beruflichen Schulen durchgefiihrt. Ziel
des Pilotprojekts war es zu untersuchen, ob durch
die Funktion einer Verwaltungsleitung die schuli-
sche Arbeit vor Ort verbessert werden kann, indem
eine Vielzahl von Verwaltungsaufgaben bei einer
Person — das haben wir eben gehort — professio-
nell gebiindelt wird. Zudem sollte geprift werden,
inwieweit Schulleitungen sowie Kollegien von Ver-
waltungsaufgaben entlastet werden konnen. Im
Rahmen dieses Modells wurden sowohl fur die
Schulverbiinde im allgemeinbildenden Bereich als
auch fur die Standorte in den beruflichen Schulen
je eine befristete neue Stelle der Wertigkeit
E10 TV-L eingerichtet — so der Senat.

(Robert Heinemann CDU: Das haben wir al-
les gelesen, Frau Heyenn!)

Dieses Pilotprojekt lauft zum 31. August 2012, also
in zwei Tagen, aus. Die Frage ist doch, welche Er-
kenntnisse gewonnen wurden. Eine Auswertung
liegt noch nicht vor. Der Abschlussbericht fir die
allgemeinbildenden Schulen erfolgt auf Basis einer
internen Evaluation ohne wissenschaftliche Beglei-
tung. Fir die beruflichen Schulen erfolgte eine wis-
senschaftliche Begleitung in Form einer Master-
Thesis durch zwei Studentinnen von der HAW.
Das ist keine Evaluation; insofern ist schon einmal
der Antrag der FDP vdllig falsch. Stattdessen wur-
den individuelle Ruckmeldungen der beteiligten
Personen im Schulbereich erfragt.

Der Senat hat auf eine Schriftliche Kleine Anfrage
gesagt, dass die Bindelung von Verwaltungsauf-
gaben bei entsprechend ausgebildetem Fachper-
sonal positiv gesehen wird. Vor diesem Hinter-
grund sollten Verwaltungstéatigkeiten an Schulen
grundsatzlich von ausgebildeten Verwaltungsfach-
kréaften durchgefihrt werden, um, ich betone, die
padagogische Arbeit an den Schulen zu stérken
— so der Anspruch. Ich habe an einigen Schulen, in
denen das Pilotprojekt durchgefiihrt wurde, nach-
gefragt.

In der G19 hatten sie fur drei berufliche Schulen ei-
ne Verwaltungskraft. Das hat, zugegeben, der
Schulleitung genutzt, das sagen auch die Betroffe-
nen vor Ort. FUr die Schulleitung war es eine Entla-
stung, aber fir die Lehrerinnen und Lehrer — lhr
Anspruch ist doch, dass die padagogische Arbeit
verbessert werden soll — hat es in keiner Weise ir-
gendeine Hilfe gebracht.

Das Gleiche bei der Stadtteilschule am Hafen, da
habe ich auch nachgefragt. Die Verwaltungskraft
hat Hausmeister und Blros unter sich, sie entlastet
die Schulleitung. Fazit: Auch hier ist gesagt wor-
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den, dass die Lehrkrafte durch diese Kraft keine
Entlastung hatten und sich nicht, wie im FDP-An-
trag steht, besser auf die padagogische Arbeit kon-
zentrieren konnten.

Nun hat die FDP in mehreren Schriftlichen Kleinen
Anfragen und auch im vorliegenden Antrag betont,

(Robert Heinemann CDU: Wir haben die An-
trage gelesen!)

dass genau das passieren muisste. Zweckfremde
Verwaltungstatigkeiten sollen die Lehrer nicht ma-
chen und schon ist der Unterricht gut, bestens, pri-
ma. Das glaube ich noch lange nicht. Die FDP
meint, es sei Uberhaupt nicht sinnvoll, dass Lehr-
krafte die Zeugnisse stempeln und drucken. Ich will
Ihnen einmal sagen, was bei Zeugnissen Arbeits-
zeit kostet: das Erstellen der Noten, das Erstellen
der Texte und das Arbeiten mit diesem traumhaf-
ten Zeugnisprogramm, das sich jedes Jahr andert,
ein Alptraum fur jede Lehrkraft. Das kostet 40 bis
50 Stunden, dagegen ist das Abheften und Be-
drucken wirklich lacherlich.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN - Olaf Ohlsen CDU: Dann soll
man nicht PAdagoge werden, wenn man das
nicht kann!)

Dann soll Lehrern der Zeitaufwand fir das Sortie-
ren von Schuilerakten erspart werden, um besse-
ren Unterricht machen zu kdénnen. Auch das ist
kompletter Blédsinn. Ich will Ihnen einmal sagen,
was wirklich Zeit kostet, ndmlich Lernentwicklungs-
gesprache zu fiuhren und die Protokolle anzuferti-
gen, die Kopien mit den Schilerinnen und Schu-
lern zu erstellen, die Beschliisse von Klassen- und
Zeugniskonferenzen zu erstellen, die Gesprachs-
notizen von Elterngesprachen. Das nimmt Zeit in
Anspruch, aber doch nicht das Abheften von Schi-
lerakten. Das ist komplett albern.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christa
Goetsch GRUNE)

Weiter spricht die FDP davon, dass es bei Aufga-
ben im Finanz- und Rechnungswesen auch eine
Entlastung geben soll, ich nehme an fiir die Lehrer.
Nun habe ich mich gefragt, welche Aufgaben denn
eigentlich Lehrerinnen und Lehrer im Finanz- und
Rechnungswesen an der Schule haben. Ich bin
darauf gekommen, dass wohl das Einsammeln von
Beitragen fur Ausflige und Klassenfahrten oder fur
Klassen- und Schiilerfotos die von den Lehrern zu
bewaltigenden finanziellen Aufgaben sind. Ich fra-
ge mich, wie eine TV-L-Kraft dieses alles einsam-
meln will, beispielsweise an einer Stadtteilschule
mit 40 Klassen. Das funktioniert Gberhaupt nicht.
Das kénnen nur die Klassenlehrer und Klassenleh-
rerinnen machen, daran wird sich tUberhaupt nichts
andern.

(Olaf Ohlsen CDU: Das muss man nur orga-
nisieren kénnen, dann klappt es auch!)

Und nun diese geniale Idee, die Lehrer missen
nicht mehr kopieren. Das ist eine ganz geniale
Idee. Das haben auch schon einige Schulen pro-
biert, aber den Auftrag zu erteilen, schriftlich, bitte
einen Klassensatz von dieser Kopie anfertigen,
das dauert langer, als sich an den Kopierer zu stel-
len und auf den Knopf zu driicken — alles Blddsinn.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN - Zurufe von der CDU)

Sie héren schon, ich bin von diesem Antrag kom-
plett begeistert. Der Antrag der FDP ist vollig un-
ausgewogen, bar jeder Kenntnis der Schulpraxis.
Sie fordern auf3erdem in lhrem Antrag, dass eine
Evaluation vorgelegt werden soll — die kann gar
nicht vorgelegt werden, weil es keine gibt, und
nachtraglich kann man keine machen. Da ist der
SPD-Antrag schon ehrlicher. Er spricht von einem
Schlussbericht, und das ist auch in Ordnung. Wir
kénnen uns natlrlich mit Effizienz im Schulalltag
anfreunden, aber bitte immer nur unterhalb der
Ebene des Schulleiters, der selbstverstandlich
Padagoge bleiben muss.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christa
Goetsch GRUNE)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Gibt es weite-
re Wortmeldungen? — Das ist nicht der Fall. Dann
kommen wir zur Abstimmung. Zunachst zum Uber-
weisungsbegehren der FDP-Fraktion.

Wer einer Uberweisung der Drucksachen 20/4950
und 20/5112 an den Schulausschuss zustimmt,
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Somit ist die Uberweisung ab-
gelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen. Ich begin-
ne mit dem FDP-Antrag aus der Drucksache 20/
4950. Hierzu hat die CDU-Fraktion eine ziffernwei-
se Abstimmung beantragt.

Wer stimmt Ziffer 1 zu? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Somit ist die Ziffer abgelehnt.

Wer mdochte Ziffer 2 beschlieRen? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Somit ist auch Ziffer 2 abge-
lehnt.

Wer stimmt nun Ziffer 3 zu? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Somit ist auch Ziffer 3 abgelehnt.

Nun zum Zusatzantrag der SPD-Fraktion aus der
Drucksache 20/5112. Die Fraktionen der GRUNEN
und der LINKEN haben hierzu eine ziffernweise
Abstimmung beantragt.

Wer mochte die Ziffer 1 des Antrags aus der
Drucksache 20/5112 annehmen. — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Somit ist die Ziffer 1 angenom-
men.

Wer stimmt Ziffer 2 zu? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Ziffer 2 ist ebenfalls angenommen.
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Wer mochte der Ziffer 3 seine Zustimmung geben?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch Ziffer 3 ist
somit angenommen.

Meine Damen und Herren! Wir kommen zu Tages-
ordnungspunkt 24, Drucksache 20/4960, Antrag
der Fraktion DIE LINKE: Bericht zur Energiearmut
als erster Schritt zur Bewdltigung der zunehmen-
den Energiearmut in Hamburg.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Bericht zur Energiearmut als erster Schritt zur
Bewiltigung der zunehmenden Energiearmut in
Hamburg

— Drs 20/4960 -]

Diese Drucksache mdchte die SPD-Fraktion feder-
fihrend an den Ausschuss fiir Soziales, Arbeit und
Integration und mitberatend an den Umweltaus-
schuss Uberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Golke wiinscht das
Wort und bekommt es.

Tim Golke DIE LINKE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Vor einigen Tagen kam es in Bur-
bach im Saarland zu einer wirklich schrecklichen
Brandkatastrophe, bei der vier tote Kinder, zum
Teil sehr kleine Kinder, hinterher in dem verbrann-
ten Haus gefunden wurden. Ursache war wohl eine
Kerze, die entziindet und aufRer Kontrolle geraten
war; das kann passieren. Dazu muss man aber
wissen, dass der Familie vorher der Strom abge-
stellt worden war. Sie hatten also keine andere
Mdglichkeit, sich Licht zu verschaffen. Man kann
schon fragen, ob es verhaltnismaRig ist, einer Fa-
milie mit vier, zum Teil kleinen Kindern, den Strom
abzustellen, was die Existenz zu einem grofRen
Teil beeintrachtigt. Ich stelle die Frage, ob es rich-
tig ist, in regelmaRigen Verfahren jede Moglichkeit,
Babynahrung zu erwarmen, zu verhindern, denn
ob es E-Herde sind oder Mikrowellen — alles funk-
tioniert mit Strom. Damit will ich nicht sagen, dass
der Senat daran schuld hatte — mit Sicherheit
nicht —, und auch kein Energieversorger hat schuld
daran.

(Vizeprasidentin Barbara Duden tbernimmt
den Vorsitz.)

Es bleibt eine furchtbare Tragddie, aber es ist ein
weiteres Indiz dafir, dass wir uns mit dem Thema
Energiearmut beschéaftigen missen, und das soll-
ten wir jetzt tun.

(Beifall bei der LINKEN)

In Gesamtdeutschland ist es 2011 nach Schéatzun-
gen der GRUNEN Fraktion im Bundestag in rund
800 000 Haushalten zu Stromsperren gekommen.
Zu Stromsperren kommt es im Regelfall, wenn der
Strompreis Uber einen bestimmten Zeitraum hin-

weg nicht bezahlt wird; das sollte uns allen be-
kannt sein. Nach Auskunft von Vattenfall sind in
Hamburg 2011 7165 und 2012 immerhin schon
5174 Stromsperren erlassen worden. Ich gehe da-
von aus, dass sich hinter diesen Zahlen eine héhe-
re Dunkelziffer verbirgt, weil es dem Senat trotz
seines Bemilhens, uns Auskunft zu erteilen, selbst-
verstandlich nicht méglich war, innerhalb von acht
Tagen alle Energieversorger, die sich in Hamburg
tummeln, nach Kunden zu befragen, die nicht zah-
len, und sie deshalb den Strom abgestellt haben.
Deswegen kann man davon ausgehen — Vattenfall
hat eine Marktprdsenz von etwa 70 Prozent in
Hamburg —, dass es eine hohe Dunkelziffer gibt
und mehr Stromsperren zu erwarten sind.

Wen betrifft das? Stromsperren betreffen zumeist
einkommensschwache Haushalte. Vor zehn Jah-
ren mussten einkommensschwache Haushalte
noch 5 Prozent des Nettoeinkommens fir Energie-
kosten verwenden, heute sind es schon uber
10 Prozent. Daraus folgt — das ist fast eine Binsen-
weisheit —, dass der Anteil der Energiekosten am
Nettoeinkommen fir Haushalte mit geringem Ein-
kommen deutlich héher ist als fir Haushalte mit
héheren Einkommen. Nach Informationen der Ver-
braucherzentrale in Nordrhein-Westphalen haben
10 bis 15 Prozent der Bevdlkerung bundesweit
Probleme, die héheren Energiekosten zu finanzie-
ren.

Dabei muss deutlich gesagt werden, dass die
Energiewende an sich fir die steigenden Preise im
Strombereich nicht alleine verantwortlich ist. Der
Strompreis ist aus mehreren Griinden deutlich zu
hoch. Da geben Konzerne ihre Ersparnisse nicht
an die Endverbraucher weiter, und das konnten
— ich zitiere schon wieder die GRUNEN im Bun-
destag —

(Jens Kerstan GRUNE: Die GRUNEN sind
gut, oder? Wir sind einfach super?)

"bis zu 3 Milliarden Euro [...]"
sein.
(Zurufe von den GRUNEN)

— Soll ich die Bindnisgriinen sagen, ist euch das
lieber?

(Jens Kerstan GRUNE: Wir sind einfach gut,
lass mal!)

— Wenn ihr gut recherchiert, dann zitiere ich euch
auch. Aber wenn Herr Kerstan sich freut, freue ich
mich auch.

Grol3betriebe sind von der Erneuerbare-Energien-
Umlage befreit. Damit bezahlen am Ende die Ver-
braucher den Strom der GroR3betriebe.

Sie wissen, dass ich Sprecher fur Hartz IV in mei-
ner Partei bin, deswegen darf das Thema Hartz IV
hier natdrlich nicht fehlen. Die Bemessung der
Stromkosten im Regelsatz ist zu gering. Zum Teil
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ist der Strompreis in den letzten finf Jahren um bis
zu 40 Prozent angestiegen, der Regelsatz ist es an
dieser Stelle aber nicht. Hartz-I\V-Betroffene haben
auch deshalb haufig einen tUberdurchschnittlichen
Strombedarf, weil alte Gerdte benutzt werden.
Neuere Geréate sind sparsamer, kosten aber im
Regelfall Geld und liegen damit aul3erhalb von
Verfigungsmdglichkeiten. Demnach ist eine Erho-
hung des Regelsatzes wegen sich stark verteuern-
der Energiekosten notwendig und langst Uberfallig.

(Beifall bei der LINKEN)

Das hilft jedoch nicht allen armen Menschen, denn
der Zugang zu Hartz IV ist natirlich begrenzt auf
diejenigen, die ganz wenig haben. Es gibt aber ar-
me Menschen, die kein Hartz IV bekommen und
trotzdem nicht wahnsinnig viel mehr Geld haben.
Deswegen muss man uber Alternativen nachden-
ken, wobei ich vorausschicken mdchte, dass mir
diese Alternativen auch nicht alle komplett gefallen
und ich bei ihnen auch immer noch irgendwo ein
Haar in der Suppe finden kann.

Eine Alternative sind Sozialtarife, eigentlich ein al-
tes Modell, soziale Schwierigkeiten hinsichtlich der
Strompreise abzufangen; das gibt es tatsachlich
heute noch bei E.ON. Solche Tarife sind aber kom-
pliziert, werden nicht Uberall angeboten und betref-
fen bei E.ON auch nur noch circa 1000 Haushalte,
das kann man also wegfallen lassen. Aber Grof3-
britannien, Frankreich, Belgien und Italien haben
immer noch — oder vielleicht auch wieder — fla-
chendeckende Sozialtarife.

Eine andere interessante Alternative wére eine
kostenlose Mindestversorgung, wie sie meine Par-
teivorsitzende neulich in "Der Welt" ins Gesprach
gebracht hat. Jeder Haushalt erhalt — ich person-
lich wirde eine Differenzierung nach Haushaltsgro-
e und dem Vorhandensein oder Nicht-Vorhan-
densein von Kindern oder pflegebedurftigen Men-
schen bevorzugen — eine bestimmte Menge Strom
gratis, und das wird Uber einen hoheren Arbeits-
preis finanziert. Das ist ein spannender Ansatz.
Das Problem hoherer Energiekosten armer Men-
schen bleibt an dieser Stelle aber ungeldst. Denn
auch, wenn ich kostenlosen Strom bekomme, mein
Kihlschrank aber diese kostenlosen Kilowattstun-
den komplett auffrisst und ich mir keinen neuen
leisten kann, habe ich am Ende einen hdheren
Preis. Das ist also auch nicht zielfuhrend und muss
gut bedacht werden.

Wie gesagt, an der Stelle ist einiges unklar und of-
fen. Deswegen auch unser Antrag an den Senat,
einen Energiearmutsbericht vorzulegen, der zum
einen fundierte Zahlen zu Stromsperren, Zahlungs-
riickstanden, Mahnverfahren und Ahnlichem ent-
halt, sich aber auch den Fragen widmet, ob die
technischen Voraussetzungen, etwa Smart Meter
einzusetzen, gegeben sind und inwieweit dabei
Datenschutzbelange betroffen waren. Erst mit die-
ser fundierten Datengrundlage wird es dann mdog-

lich sein, Malinahmen zu beurteilen und weitere
Schritte zu planen. Eines seien Sie am Ende versi-
chert: Armut bedingt nicht unbedingt Energiearmut,
aber Energiearmut bedingt immer Armut. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Bekeris.

Ksenija Bekeris SPD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Die SPD-Frakti-
on begrif3t es, dass die LINKE das Thema Ener-
giearmut in der Birgerschaft aufs Tableau bringt.
Wir sehen ebenfalls die problematischen Folgen
der seit Jahren steigenden Energiepreise fir Men-
schen mit geringem Einkommen. Allerdings muss
man dazu sagen, dass die Handlungsmdoglichkei-
ten auf Hamburger Ebene sehr beschrankt sind.
So werden die Regelsétze fur Transferhilfeempféan-
gerinnen und -empfénger, in denen auch die Ener-
giekosten enthalten sind, auf Bundesebene festge-
legt. Sie haben aber einige wichtige Punkte ge-
nannt, zum Beispiel die Zusammensetzung des
Strompreises. Auch die Beratung von Transferleis-
tungsbezieherinnen und -beziehern sowie Gering-
verdienenden ist natlrlich ein wichtiges Thema,
das wir auch schon in der letzten Legislaturperiode
bewegt haben. Ich mdchte an dieser Stelle gar
nicht weiter ins Detail gehen. Lassen Sie uns das
Ganze in den Fachausschiissen beraten, im Sozi-
alausschuss und auch im Umweltausschuss. Ich
werbe fiir eine Uberweisung an die Fachausschiis-
se. — Danke.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Stover.

Birgit Stover CDU: Sehr geehrte Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Herr Golke, lhren Aus-
fuhrungen habe ich entnommen, dass es noch
nicht ganz sicher ist, welche Ziele die Fraktion DIE
LINKE verfolgt. Sie waren etwas wirr und deswe-
gen ist es gut, wenn wir das im Ausschuss bera-
ten.

Ich habe auch feststellen mussen, wie unterschied-
lich die Auffassungen unserer Fraktionen sind, wie
einer Energiearmut von einkommensschwachen
Birgern vorgebeugt werden kann. Dass wir ein-
kommensschwachen Burgern helfen missen, steht
aul3er Frage.

Ich méchte einige Punkte lhres Antrags kurz anrei-
Ren. Ja, die Energiekosten sind gestiegen, ja,
auch die Energiewende wird die Energiekosten
weiter steigen lassen, und ja, es ist Aufgabe der
Politik, diese Steigerung fir alle so gering wie
mdglich zu halten. Dabei ist es aber falsch, eine
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Umverteilungsdebatte zu fiihren. Es ist zu einfach
zu sagen: Der Industrie nehmen wir es weg, weil
sie reich ist, und dem armen kleinen Birger neh-
men wir es weg, weil er zu wenig hat. So einfach
kénnen wir es uns nicht machen. Daher sollten wir
das Thema im Umwelt- und Sozialausschuss de-
battieren. Wir werden einer Uberweisung zustim-
men. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Fegebank.

Katharina Fegebank GRUNE:* Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Auch ich versuche, es
kurz zu machen. Wir begrif3en diese Initiative aus-
drucklich,

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

denn Herr Golke hat an verschiedenen Beispielen
deutlich gemacht, dass die gestiegenen Energie-
preise einige Menschen besonders betreffen; die
Gruppen hat er genannt. Von daher finden wir es
gut und richtig, dass sich die entsprechenden Aus-
schiisse damit befassen.

Allerdings mdchte ich kurz auf Frau Stbver einge-
hen — ich vermute, die FDP wird gleich in dieselbe
Kerbe hauen —, die sagte, die Energiewende sei
dafur verantwortlich, dass die Energiepreise stei-
gen.

(Beifall bei Finn-Ole Ritter FDP)
Das ist absolut nicht richtig.

(Finn-Ole Ritter FDP: Nee, das fangt noch
viel friher an!)

— Es fangt nicht nur friher an, Herr Ritter, es hort
vor allem viel friiher auf, und zwar dann, wenn die
Bundesregierung stromintensive Betriebe von den
Netzentgelten entlastet

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

und die Einnahmeausfélle auf diejenigen Ubertragt,
die es am hartesten trifft; die Zielgruppen sind ge-
rade genannt worden. Ich finde es einfach nicht
richtig, die Energiewende als Begrindung dafir zu
nutzen, dass die Strompreise steigen. Gewinne
werden schdn den Energiekonzernen in die BU-
cher geschrieben, aber steigende Kosten werden
gleichmagig verteilt. Die durfen dann vor allem die-
jenigen tragen, die es am meisten belastet. Dafir
gibt der Antrag einiges her und das sollten wir
auch in den Ausschuissen intensiv diskutieren.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ansonsten freue ich mich natirlich, wenn die Bun-
destagsfraktion der GRUNEN zitiert wird, die ha-
ben in der Regel ganz gute Drucksachen in der
Mache. Es ist tatsédchlich so, dass 10 bis 15 Pro-
zent der deutschen Haushalte betroffen sind. Wir

finden die Initiative ausdrtcklich richtig zu schau-
en, wie das in Hamburg aussieht; bisher tappen wir
da im Dunkeln. Herr Golke hat angesprochen,
dass es kein belastbares Material gibt. Von daher
ist es richtig, dies an die beiden Ausschisse zu
Uberweisen, damit wir uns dort mit den Fragen be-
schaftigen kdonnen, wie es uns gelingen kann, die
Armut zu bekampfen, die sich besonders auch
durch steigende Energiepreise deutlich macht, und
gleichzeitig die Energiewende voranzubringen. Da
wird Hamburg auch einen maf3geblichen Teil tra-
gen. Es passt sehr gut zusammen, wenn wir tUber
soziale Gerechtigkeit sprechen, gleichzeitig aber in
den Blick zu nehmen, welche Auswirkungen es
hat, wenn wir die Energiewende mit gemeinsamen
Anstrengungen umsetzen wollen.

Ein ganz kleiner Seitenhieb aber noch in Richtung
Umweltsenatorin. Frau Blankau, einer der Punkte,
die Sie in Ihrem Antrag gefordert haben, ist eine
gezielte Energieberatung. Eine solche Beratung
wird — vielleicht ist das einigen entgangen — von
der Hamburger EnergieAgentur bereits angeboten.
Laut aktuellen Planen sind dort 30 Prozent Kiirzun-
gen vorgesehen. Wenn in Hamburg etwas mdglich
ist, was jenseits von Hartz-1V-Berechnungen statt-
findet — das ist sicherlich ein Bundesthema —, dann
ist das im Bereich der Beratung. Hier wird nun aber
kraftig eingespart, und sicherlich auch wieder zula-
sten derjenigen, die es dann mit veralteten Gera-
ten und erhdhten Preisen zu tun haben. Das finden
wir natirlich nicht gut und ich hoffe, dass da im
Ausschuss auch noch einiges zu machen ist.
— Danke.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Kaesbach.

Martina Kaesbach FDP: Sehr geehrte Frau Prési-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Herr Gol-
ke, Sie haben diese furchtbare menschliche Kata-
strophe, diesen Brandunfall, bei dem vier Kinder zu
Tode gekommen sind, als Einstieg fur lhren Antrag
genutzt. Das ist nicht nur makaber, sondern ein-
fach inakzeptabel.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD)

Der vorliegende Antrag greift in der Tat ein Pro-
blem auf, das viele Burger betrifft; das kam schon
zur Sprache. Das Problem der finanziellen Belas-
tung durch die steigenden Energiepreise — man
denke auch an die aktuelle immense Benzinpreis-
steigerung — betrifft aber nicht nur Bezieher von
Sozialleistungen, sondern vor allem auch Familien
und Alleinerziehende, die von ihrer Erwerbstatig-
keit leben, aber jeden Euro umdrehen muissen, be-
vor sie ihn ausgeben. Im Ubrigen belasten nicht
nur die steigenden Energiekosten, sondern auch
die indirekten Kostensteigerungen die Betroffenen.
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Ich zahle nur einmal auf: die Steigerung der Ge-
bihren fir die Fahrkarten des HVV um 2,8 Prozent
vom 1. Januar dieses Jahres, die Steigerung der
Fahrkartenkosten der Deutschen Bahn vom
11. Dezember letzten Jahres um 3,9 Prozent und,
nicht zu vergessen, die Flugpreissteigerungen. Die
Politik sollte sich bei diesem Thema insofern nicht
nur auf die Hartz-IV-Empfanger konzentrieren,
sondern die ganze Mitte der Gesellschaft in den
Blick nehmen.

Noch etwas: Sie, liebe Links-Fraktion, trauern be-
kanntlich der — in lhren Augen — guten alten Zeit
vor 2000 nach, bevor der SPD-Biirgermeister Ort-
win Runde die HEW an Vattenfall verkauft hat. Nun
kann man dem Verlauf des Verkaufs durchaus kri-
tisch gegeniuberstehen, aber Sie betreiben in |h-
rem Antrag wieder einmal die bei Ilhnen so beliebte
Kapitalismuskritik. Auch wenn die teilweise sehr in-
transparente Preispolitik einiger Energieunterneh-
men durchaus Anlass zu Kritik geben konnte,
schauen Sie doch bitte nach vorne und bringen
Uberzeugende Ideen vor.

(Zuruf von Dora Heyenn DIE LINKE)

Denken Sie zum Beispiel an den Vorschlag der
FDP, den Mehrwertsteuersatz fir die Energiekos-
ten zu senken. Das haben wir leider in Berlin nicht
durchbekommen, ist aber immer noch die intelli-
genteste Losung, um die Endverbraucher zu entla-
sten.

(Beifall bei der FDP)

Nun aber zu den Forderungen des vorliegenden
Antrags. Der Begriff der Energiearmut ist zwar ein
aktuell viel genutzter und viel zu lesender, aller-
dings gibt es fir ihn noch keine feststehende Defi-
nition. Ein Bericht zu einer noch gar nicht definier-
ten GroRe ist daher aus unserer Sicht problema-
tisch. Zudem muss man sich fragen, ob die Vor-
nahme von vielen Erhebungen und Statistiken hier
Uberhaupt zielfiihrend ist.

Die zweite Forderung lehnen wir ebenfalls ab. Ein
sozialokologischer Spartarif wére eine ungerecht-
fertigte Entlastung von Sozialleistungsempfangern
gegenuber den Birgern, Familien und Alleinerzie-
henden, die mit viel, viel Anstrengung gerade so
Uber die Runden kommen; ich erwéhnte das be-
reits vorhin.

Die weiteren Forderungen gehen in die gleiche
Richtung. Entweder bedeuten sie Bevormundung
gegenuber Unternehmen und Endverbrauchern
oder der Antrag fordert die Subventionierung der
Sozialleistungsempfanger mit dem Effekt, dass
nicht mehr Bewusstsein fiir Energiesparen seitens
der Hartz-IV-Bezieher eintritt, sondern fehlendes
Verstandnis fur eine Politik, die sich nicht um die
Leistungstrager unserer Gesellschaft kimmert,
sondern sich ausschlieBlich um die Soziallei-
stungsbezieher bemiht.

(Beifall bei der FDP)
Das ist Ihre einseitige Politik.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Sie sind ja gar
nicht einseitig!)

Zur sechsten Forderung: Energiespar- und Rechts-
beratung sind gerade angesichts der steigenden
Preise und der Vielfalt des Marktes wichtig. Aus
der Antwort des Senats auf die GrolRe Anfrage der
CDU-Fraktion geht hervor, dass Caritas und die
Verbraucherzentrale eine entsprechende Beratung
bereits anbieten. Diese Beratung erreicht aber si-
cher nicht das Gros der Sozialleistungsempfanger.
Insofern wére eine Implementierung der Bera-
tungsinhalte in die Sozialberatung ein richtiger
Schritt. Ganz neue Beratungsprogramme aufzu-
stellen, geht fir uns allerdings zu weit. Insofern
lehnen wir den Antrag der LINKEN ab.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Golke.

Tim Golke DIE LINKE: Frau Prasidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Frau Kaesbach, seien
Sie dessen versichert: Die Kapitalismuskritik ist
keine Erfindung unserer Fraktion,

(Finn-Ole Ritter FDP: Naturlich!)

aber sie steht in unserem hamburgischen Wahlpro-
gramm

(André Trepoll CDU: Im Verfassungsschutz-
bericht!)

und sie steht in unserem Parteiprogramm; insofern
ist sie konsequent.

(Beifall bei der LINKEN)

Was Sie offensichtlich nicht begriffen haben, ist,
dass wir es nicht nur mit Hartz-IV-Empfangern zu
tun haben — das habe ich in meiner Rede auch
deutlich gesagt —, die sind vielleicht nur am besten
zu greifen. In unserem von lhnen kritisierten
Punkt 2 fordern wir, einen sozialokologischen
Spartarif zu entwickeln, der einkommensschwache
Haushalte bei ihren Energiekosten entlastet. Wer
sagt lhnen bitte schén, dass nur Hartz-IV-Empfan-
ger einkommensschwach sind? Ich verstehe das
nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Zurtick zur Vernunft: Ich freue mich auf die Bera-
tung im Ausschuss.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr, dann kdénnen wir
zur Abstimmung kommen.
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Wer einer Uberweisung der Drucksache 20/4960
federfilhrend an den Ausschuss fiir Soziales, Ar-
beit und Integration und mitberatend an den Um-
weltausschuss zustimmt, den bitte ich um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das Uberweisungsbegehren ist mit groRer Mehr-
heit angenommen worden.

Tagesordnungspunkt 32, Drucksache 20/4981, An-
trag der SPD-Fraktion: Hamburg als europdische
Musikmetropole starken!

[Antrag der SPD-Fraktion:

Hamburg als europiische Musikmetropole star-
ken!

— Drs 20/4981 -]

Diese Drucksache mdochte die Fraktion der GRU-
NEN an den Kulturausschuss tiberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Schmidt, bitte.

Hansjorg Schmidt SPD: — Keine Angst, ich singe
nicht.

Frau Préasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Uber Musik lasst sich bekanntermaRen
vortrefflich streiten, aber ich denke, dass wir uns
alle einig sind, dass in der Musikstadt Hamburg fur
jeden Geschmack etwas dabei ist: ob Udo Linden-
berg oder Tomte, Jan Delay oder Ina Miiller, hier
ist fir jeden etwas dabei, hier kommt jeder auf sei-
ne Kosten. Und damit das so bleibt, wollen wir der
Musikszene in Hamburg mit unserem Antrag den
Rucken starken.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen Hamburg neben London als den euro-
paischen  Musikwirtschaftsstandort  etablieren.
Hamburg ist eine quirlige GroR3stadt, Hamburg hat
eine lebendige Musikszene und die Stadt geniel3t
einen exzellenten Ruf in der ganzen Welt. Wir ha-
ben vor allem auch Netzwerke aus Studios, Ver-
marktern, Kunstlern und auch Nachfragern fir Mu-
sik, die Uber die Grenzen von Konzerten hinweg-
gehen. Gerade im Bereich Computer-Games gibt
es viele Uberschneidungen; ohne Musik funktionie-
ren Computerspiele heutzutage nicht mehr. Das
sind alles Themen, die zeigen, dass wir das The-
ma ganzheitlich anpacken missen. Und das Wich-
tigste ist: Wir haben tolle Clubs. Jeden Tag finden
hier Events oder Konzerte statt, die fur jeden Ge-
schmack etwas bieten und die auch weltweit einen
Ruf genief3en, der in Deutschland seinesgleichen
sucht.

(Beifall bei der SPD)

Insbesondere mit dem Reeperbahn Festival haben
wir ein Flaggschiff, von dessen Auftrieb die ganze
Stadt profitiert und das sich in den letzten Jahren

zu einem international anerkannten Event der ge-
samten Musikszene gemausert hat. Das ist nicht
vom Himmel gefallen, sondern Ergebnis der harten
Arbeit der Veranstalter, denen an dieser Stelle
auch einmal dafiir gedankt werden soll.

(Beifall bei der SPD, der CDU und bei Farid
Miiller GRUNE)

Aber machen wir uns nichts vor: Birokratische
Hirden, der Streit mit der GEMA, den wir gerade
erleben, und auch bestimmte Entwicklungen rund
um den Kiez setzen der Musikszene arg zu. Die
Politik muss deshalb endlich auch einmal das Si-
gnal senden, dass wir an der Seite der Hamburger
Musikszene stehen. Wir Sozialdemokraten wollen
dieses Zeichen mit diesem Antrag setzen und ha-
ben einen umfangreichen Katalog auf die Beine
gestellt. Wir wollen das Reeperbahn Festival dau-
erhaft absichern und das Standortmarketing, ins-
besondere die Auslandsvermarktung, verbessern.
Hier sind schon erste Schritte gegangen worden.
Das Reeperbahn Festival hat sich in diesem Jahr
beim South-by-Southwest-Festival in Texas her-
vorragend prasentiert. Wir wollen die Viertausen-
der-Konzerthalle wieder angehen, und wir wollen
mit der Schaffung eines Ausbildungsangebots im
Bereich Musikverlagsmanagement fiir den nétigen
Background sorgen.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen die Bedingungen fir die Musikclubs in
dieser Stadt verbessern, indem wir zum Beispiel
die Sichtbarkeit der Musik in der Stadt erhdhen
und eine Uberpriifung der Stellplatzabgabe einlei-
ten.

Dies sind Forderungen, die immer wieder aus der
Szene zu hdren sind und deswegen naturlich auch
einmal einer naheren Betrachtung bedurfen. Sie
bauen auf den bereits seit Jahren erfolgreich vom
Bezirk Hamburg-Mitte eingeleiteten MalRhahmen
auf. Der Runde Tisch Musikclubs wurde ins Leben
gerufen und zum Beispiel das Club-Plakat kofinan-
ziert. Der Bezirk hat mit dem Clubleitfaden das Be-
ratungsangebot fir Clubgrinder ausgebaut und
mit dem Clubgutachten im Jahr 2010 erste Impulse
gesetzt. Hier hat die SPD bereits Aufbauarbeit ge-
leistet, die wir nun auf Senatsebene fortfiihren wol-
len.

(Beifall bei der FDP)

Es gibt Themen, die kein leichtes Unterfangen
sind. Die Realisierung einer mittelgrof3en Konzert-
halle hat bereits in der Vergangenheit fur groRere
Unruhe gesorgt. Der Bedarf hierfiir ist unbestritten
vorhanden, und auch das Interesse an einer Reali-
sierung ist nach wie vor vorhanden. Gemeinsam
mit der Privatwirtschaft wollen wir nun einen geeig-
neten Standort finden, der stadtteilvertraglich ist
und Uber eine geeignete Anbindung verfugt, und
dieses Thema dann auch wirklich umsetzen.
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Manchmal braucht man mehrere Anlaufe, aber am
Ende wird es sich lohnen, da sind wir uns sicher.

In Hamburg ist Musik — das habe ich schon ge-
sagt —, und mit unserem Antrag wird sie hoffentlich
noch lauter. Wenn dann Tomte das nachste Mal
fragt:

"Wie sieht's aus in Hamburg? [...] Sind die
Bars noch laut wie Kriege [...]",

dann soll ihm ein lautes Ja entgegenschallen. In
diesem Sinne: Rock 'n' Roll.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Wolff.

(Philipp-Sebastian Kithn SPD: Jetzt kommen
wir zum Thema Schlager!)

Katharina Wolff CDU:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Diese Vorlage
muss ich aufgreifen: Ich werde heute auch nicht
singen.

(Zurufe aus dem Plenum: Oh!)

Herr Schmidt, vielen Dank fur diesen Antrag. Das
meine ich ganz ernst. Vor allem der Ansatz lhres
Antrags ist absolut unterstitzungswirdig.

(Dirk Kienscherf SPD: Da sehen Sie mal!)
— Da sind Sie uberrascht, nicht wahr?

Wir finden auch, dass der Musikstandort Hamburg
gestarkt werden muss und nicht nur die Hochkul-
tur, sondern auch die von lhnen angesprochene
Club- und Festivalszene. Und aufgrund der guten
Ansatze werden wir dem Antrag auf jeden Fall zu-
stimmen.

(Beifall bei der SPD)

— Vielen Dank. Wenn meine eigene Fraktion kaum
da ist, ist es doch schdn, wenn die SPD klatscht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN
— Heiterkeit bei allen Fraktionen)

Aufgrund der vielen guten Ansatze wollen wir lh-
rem Antrag auf jeden Fall zustimmen, aber wir wa-
ren nattrlich keine gute Opposition, wenn wir nicht
auch ein bisschen genauer hinschauen wirden.
Von daher gibt es die eine oder andere Kleinigkeit,
die wir noch ein wenig bedenklich finden. Wir se-
hen aber das Potenzial von Hamburg als Musik-
standort. Wir wissen, dass die Beatles hier aufge-
wachsen sind,

(Heiterkeit bei allen Fraktionen)

und Herr Schmidt hat vorhin schon weitere tolle
Bands und Kiinstler erwahnt — Jan Delay oder Re-
volverheld kénnte man noch hinzufigen -, die
Hamburg Uber seine Grenzen hinweg in ganz
Deutschland, aber auch in Europa bekannt ge-

macht haben. Wir haben einen ganz tollen Pop-
kurs, der nicht unerwéhnt bleiben sollte, der ganz
viele junge Talente nach Hamburg holt. Trotz der
Krise des Musikverlagswesens ist Hamburg hier ei-
ne Metropole, die standhaft bleibt.

Das einzige, was ich — so gut der Antrag auch ist —
ein bisschen fragwurdig finde, ist das rote Konzept
in der Kulturpolitik. Wir haben das bei der Debatte
um die Kulturtaxe thematisiert. Ihr Wirtschaftssena-
tor hat daruber gesprochen, aber das Wort "Kultur"
nicht so richtig erwdhnt, auch nicht das Reeper-
bahn Festival, das in Threm Antrag doch ein relativ
zentraler Punkt ist. Da gibt es bei mir ein paar Fra-
gezeichen, denn im Senatsantrag zur Kulturtaxe
steht genau dieses Reeperbahn Festival als forder-
waurdige Institution.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Richtig!)

Wenn man diese beiden Antrédge nebeneinander
legt, dann liegt so ein bisschen die Vermutung na-
he, dass man da gerne im Vorwege ein Erfolgser-
lebnis schiren méchte, um dann im Juni 2013 fest-
zustellen, dass dafir eh Geld da ist. Das wirkt ein
ganz klein bisschen alibimafig, aber vielleicht kon-
nen Sie mich noch vom Gegenteil Uberzeugen.
Denn wir finden, die Kulturtaxe sollte eine Zusatz-
forderung sein, und wenn Sie die Kultur so férdern
wollen, wie es in diesem Antrag klingt, dann hoffe
ich, dass Sie das weiterhin mit der Kulturtaxe tun
werden und es nicht als Zusatzférderung ausge-
ben.

Sie haben gesagt, Sie wollten zu London auf-
schlie@en. Ich furchte, allein durch diesen Antrag
wird das wahrscheinlich nicht ganz klappen,

(Beifall und Heiterkeit bei den GRUNEN —
Dr. Andreas Dressel SPD: Erster Schritt!)

aber man muss ja einmal irgendwo anfangen. Dar-
um vielen Dank fur diesen guten Antrag, dem wir
gern zustimmen. Vielleicht unterstiitzen Sie Frau
Dobusch im Kulturbereich, dann bekommen wir
auch weiterhin so schdne Antréage. Wir hoffen auf
mehr Antrdge dazu aus unseren Reihen und aus
Ihren Reihen, bei denen wir uns gegenseitig unter-
stutzen koénnen, denn ich glaube, das braucht
Hamburg am meisten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Goetsch.

Christa Goetsch GRUNE: Frau Prasidentin, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Ein Glick,
dass Sie nicht gesungen haben, Herr Schmidt,
auch wenn Sie anscheinend jetzt der Siggi Pop der
Hamburger SPD sind.

(Beifall bei den GRUNEN und der CDU — Dr.
Andreas Dressel SPD: Aber diinner!)
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Zu lhnen, Frau Wolff: Sie waren ein bisschen ahi-
storisch.

Wenn ich mir den Antrag anschaue, dann finde ich
es natlrlich erst einmal gut, dass unsere Initiativen
aus der letzten Legislaturperiode fortgefihrt wer-
den. Der Antrag knlpft an die Neuausrichtung der
Livemusikforderung an, die die damalige GAL initi-
iert hat und mit der wir — nur, um in Erinnerung zu
rufen, dass das nicht alles etwas vollig Neues ist —
folgende Ergebnisse produziert haben: den Live
Concert Account, den Club Award Hamburg, die
Hamburger Clubstiftung und die Labelférderung.
Ich will die Zahlen gar nicht nennen, was das finan-
zZiell beinhaltet.

Sie haben dann eben erwéhnt, dass Sie ganzheit-
lich vorgingen. Unabhé&ngig davon, dass es ein Ju-
belantrag ist, beleuchtet der Antrag angesichts der
Musikstadt Hamburg und, wie es vollmundig in der
Antragslyrik heil3t, der "europaischen Musikmetro-
pole" wirklich nur einen kleinen Teil.

Wenn Sie sich einmal an 2009 erinnern, da gab es
bei der "Musikstadt Hamburg" fast 20 Punkte, die
dazu gehéren. Es ist sicherlich ein wichtiger Punkt
genannt, aber es ist wirklich nur ein Ausschnitt. Wir
brauchen zweifelsohne eine tolle, ausgepragte
Clubszene, und Hamburgs Ruf hat natirlich auch
damit zu tun. Natirlich bedeutet ein Reeperbahn
Festival — ich erwahne nebenbei das Dockville Fe-
stival, das hétten Sie fast fallengelassen —

(Dr. Andreas Dressel SPD: Nein, stimmt
nicht!)

mehr Wertschatzung. Wir haben auch gesagt,
dass es eine origindare Aufgabe ist, die Festivals
abzusichern und nicht immer nur von Resten zu fi-
nanzieren.

(Beifall bei den GRUNEN)

Deshalb ist gerade die Kulturtaxe gut dazu geeig-
net. Sie haben sie reduziert, auf 50 Prozent, wir
dagegen fordern weiterhin 100 Prozent. Aber an-
scheinend wollen Sie das Reeperbahn Festival im
Haushalt etatisieren. Dann verstehe ich nur nicht,
warum Sie den Senat das prifen lassen wollen.
Sind Sie nicht die Legislative, die eigentlich so et-
was macht? Das ist mir schleierhaft.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Dietrich
Wersich CDU - Jens Kerstan GRUNE: Und
wer beschlief3t den Haushalt?)

Um noch einmal zur wirklichen Musikstadt Ham-
burg zu kommen, zur Musikmetropole:

(Gabi Dobusch SPD: Sie hatten das ja da-
mals ganz anders gemacht!)

Da braucht man natirlich mehr als nur diesen
einen Bereich. Schauen Sie sich doch die Investiti-
onen in den anderen Bereichen an, der musikali-
schen Bildung, ich will jetzt nicht die ganzen Felder
aufzahlen, die dazu gehoren. Ich will aber exem-

plarisch und jenseits der Elbphilharmonie — dazu
haben wir heute einen verzweifelten Intendanten
gehort, Uber die Verzégerungen will ich mich jetzt
nicht auslassen — aufzeigen, wo Sie stréflich ver-
nachlassigen und damit natirlich die Musikmetro-
pole Hamburg hintanstellen, gerade auch durch
drastische SparmalRnahmen lhrerseits. Ich nenne
nur das Beispiel "Ensemble Resonanz", das Sie
straflich hangenlassen. Es ist ein Ensemble, das
international relssiert, aber es hat mit anderen
Kammerorchestern einen Mini-Etat. Und dann
knipfen Sie es noch an die Fertigstellung des
grofBen Konzerthauses; das ist natirlich Quatsch.
Das ist im Grunde genommen so, als wirden Sie
den FC Bayern fur die Champions League férdern
mit dem Etat vom Karlsruher FC. So geht das na-
turlich Gberhaupt nicht.

(Beifall bei den GRUNEN - Dr. Andreas
Dressel SPD: SC!)

— Okay, von mir aus SC, jedenfalls mit Drittklassig-
keit.

Also unterm Strich: Es ist ein abenteuerlicher Fen-
sterantrag, der die ernsten Probleme im Kulturbe-
reich nicht sieht und der die drastischen Kirzun-
gen ebenfalls nicht beachtet. Sie schmiicken sich
zudem noch mit fremden Federn. Wir stimmen
dem Antrag natirlich zu, aber es ist nichts Sub-
stanzielles, gerade angesichts der drohenden Kiir-
zungen, die im Kulturbereich auf uns zukommen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Suding.

Katja Suding FDP:* Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Kolleginnen und Kollegen! Die SPD-Frak-
tion mochte also Hamburg als européaische Musik-
metropole starken.

(Juliane Timmermann SPD: Genau!)

Dem Ansinnen kann man eigentlich nicht wider-
sprechen. Ob das allerdings mit dem vorliegenden
Antrag gelingen wird, da habe ich doch meine
Zweifel.

Keine Zweifel bestehen wohl daran, dass Hamburg
eine der bedeutendsten Musikmetropolen Deutsch-
lands ist und auch zu Recht international einen
sehr guten Ruf geniel3t. Besonders erfreulich finde
ich dabei den Facettenreichtum, den unsere Stadt
bietet. Hamburg hat sich eben nicht auf ein Genre
festgelegt. Hamburg hat zahlreiche Festivals, das
haben wir schon gehért. Hamburg ist wichtiger
Standort fur Labels und auch fur Musikverlage. Wir
haben eine namhafte Oper, Ballett und Symphoni-
ker. Uberregional bedeutsame Musiker leben und
arbeiten hier und Hamburg ist auch Standort fir
Jazz und Kammermusik. Dann haben wir noch vie-
le kleine und auch gréR3ere Privatinitiativen, die das
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kulturelle Angebot bereichern und auch ihren An-
teil an der Musikmetropole Hamburg haben. Die
finden auch nicht nur in den daflir szenetypischen
Stadtteilen statt. Einige der Initiativen sind staatlich
geférdert oder unterstitzt, andere arbeiten kom-
plett auf privater Grundlage. Mit der Reeperbahn
und mit dem Schanzenviertel hat die Stadt tats&ch-
lich schéne Schmelztiegel moderner Pop- und
Clubmusik. Die Gesamtheit all dieser Aktivitaten
macht Hamburg zur Musikmetropole.

Der vorliegende Antrag fasst das auch alles ir-
gendwie ganz nett zusammen. Letztendlich, wir
haben es schon gehort, formuliert er aber nur Priif-
auftrage, und das ist tatsachlich zu wenig. Liebe
Kollegen von der SPD-Fraktion, da hatte ich mir
von lhnen, insbesondere als Regierungsfraktion,
doch deutlich mehr Mut gewiinscht. Ich hoffe, die-
ser Mut kommt noch, wir sind ndmlich noch mitten
in den Haushaltsberatungen. Frau Goetsch hat es
gesagt, dem Senat einen Priufauftrag zur Fest-
schreibung der Forderung des Reeperbahn Festi-
vals in diesen Antrag zu schreiben, ist nattrlich viel
zu kleinlaut, das ist viel zu bescheiden. Wenn Sie
die Forderung fur notwendig halten, dann erwarte
ich von lhnen, dass Sie das in den Haushalts-
plan-Entwurf schreiben, und dann erwarte ich auch
den entsprechenden Antrag von lhnen.

(Beifall bei der FDP)

Ich mdchte ein paar Anmerkungen zu den Prifauf-
tragen machen, die Sie gestellt haben, und zu den
aufgefiihrten Punkten. Ich glaube, die Notwendig-
keit einer Viertausender-Halle bestreitet niemand
ernsthaft. Wir begrifen es auch, dass die Stadt
private Initiativen nach Kréaften unterstitzt und hof-
fentlich dann auch zum Erfolg verhilft.

Zu den Sonderwerbeflachen, die Sie erwahnen:
Der Vertrag mit JCDecaux Uber die Plakatwerbung
im offentlichen Raum lauft noch einige Jahre, aller-
dings sind darin auch heute schon Sonderwerbe-
rechte fur Kulturplakate festgeschrieben. Wenn
man dann eine Neuverhandlung Uber eine neue
Ausschreibung macht, kann man sicherlich auch
diese Sonderrechte noch einmal besonders be-
leuchten.

Die Situation bei der Stellplatzabgabe ist schon et-
was schwieriger. Wir sind sowohl aus kulturpoliti-
scher als auch aus stadtentwicklungspolitischer
Perspektive an dem geforderten Bericht sehr inter-
essiert. Klar ist, dass ausreichend Parkplatze und
Fahrradstellplatze fir den Erfolg auch von Kul-
tureinrichtungen, von Clubs und so weiter wichtig
sind. Denn gerade da, wo sie sich ansiedeln — und
das sind oft auch die szenetypischen Stadtteile —,
haben wir eine notorische Parkplatzknappheit. Von
daher dirfte es auch im Interesse der Unterneh-
men liegen, dass es dort eine vernlnftige Stell-
platzsituation gibt und geben wird.

Die Tonlage des Prifauftrags lasst aber eher ver-
muten, dass Sie Kulturunternehmen kunftig von
der Stellplatzabgabe befreien méchten. Ob das
nun wirklich im Interesse aller Beteiligten sein wird,
werden wir sicherlich nach Vorlage des Berichts
noch einmal intensiver diskutieren missen.

Dann habe ich mich Uber die Auslands-Vermark-
tungsaktivitéten ein bisschen informiert. Es gibt da
eine Hamburger Richtlinie zur Forderung fur Mark-
terschlieBungsmafnahmen kleinerer und mittlerer
Unternehmen. Damit ist im letzten Jahr auch ein
gemeinsamer Auftritt bei der wichtigsten Messe
und Convention fur Kreativwirtschaft in Austin/Te-
xas gefordert worden. Es gibt also schon Unter-
stitzungen in diesem Bereich. Was Sie jetzt an der
Richtlinie andern wollen, das bleiben Sie konkret in
diesem Antragstext schuldig. Wir werden uns lhre
Vorschlage allerdings genau anschauen und si-
cherlich auch in den entsprechenden Ausschissen
zum Thema machen.

Zusammengefasst: Wir finden einige Ansatze in Ih-
rem Antrag richtig, iber andere Punkte wird sicher-
lich zu diskutieren sein. Anderes halten wir fir
Uberfliissig. Wir werden lhrem Antrag aber zustim-
men, denn Sie tun schliel3lich niemandem weh mit
Ihren Prifauftragen. Wir hatten aber sehr gern im
Ausschuss Uber die konkrete Ausgestaltung eini-
ger Punkte gesprochen. So werden Sie mit lhren
groRtenteils doch butterweichen Formulierungen
sicherlich nicht viel bewegen kénnen. Herr
Schmidt, da wird es leider bei dem Signal bleiben,
das Sie schon angesprochen haben, was schade
ist.

(Beifall bei der FDP)

Vizepréasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Hackbusch.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Es ist manchmal ein
Nachteil, dass man schon langer in der Kulturpoli-
tik aktiv ist.

(Finn-Ole Ritter FDP: Musikbranche!)

Dementsprechend muss ich lhnen leider sagen,
dass dieser Antrag nur aus alten Kamellen
besteht. Es ist alles schon einmal diskutiert wor-
den, da steht nichts Neues drin.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Das Zweite, was mir daran nicht gefallt, ist eine
Sprache, die ich Marketing-Sprech nennen wirde.
Da haben Sie irgendein Mittelchen genommen und
aufgrund dessen so luftige, fluffige Formulierungen
benutzt, die den wahren Problemen, die wir dort
haben, Gberhaupt nicht gerecht werden. Man kann
vielleicht so herangehen wie die CDU und sagen,
dass alles so schon luftig und fluffig sei,
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(Dr. Andreas Dressel SPD: Ein bisschen Op-
timismus, Herr Hackbusch!)

man kann auch sagen, es gibt eine Chance; das
ist alles maglich. Nur man muss bei aller Begeiste-
rung auch fragen, wie die Situation ist und wo wir
stehen, besonders angesichts der Meldungen in
den letzten Tagen Uber die sich zuspitzende Situa-
tion bei der Elbphilharmonie. Man muss sich damit
auseinandersetzen, was Herr Lieben-Seutter heute
gemacht hat nach dem Motto, dass Hamburg mo-
mentan wie ein Witz musikmaRig vor der Welt da-
steht.

Wir haben letzte Woche festgestellt, dass wir im
Kulturranking der Berenberg Bank insgesamt
schlecht abgeschnitten haben. Das waren doch
Punkte, um so etwas einmal kritisch zu betrachten.

Deswegen will ich einmal auffuhren, was eigentlich
die Probleme sind, die man mitbehandeln muss.
An diesem Antrag verstehe ich einfach nicht, dass
gesagt wird, die Reeperbahn sei der Inbegriff von
lebendigem Clubleben und internationaler Livemu-
sik.

(Robert Blasing FDP: Hort, hort!)

Das ist lhnen doch von der Reeperbahn-Festi-
val-Gang hineingeschrieben worden, denn in der
Realitat gibt es an der Reeperbahn so gut wie kei-
nen vernunftigen Liveclub mehr und so gut wie kei-
ne vernunftige Livemusik. Gehen Sie doch einmal
dahin.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist doch volliger Unsinn. Das ist irgendein
Sprechkram, der dort gemacht wird, weil sich das
gegenwartig im Marketingverfahren gut anhoért und
Reeperbahn Festival heil3t. Die Welt denkt, das
ware an der Reeperbahn, aber die Wirklichkeit ist
nicht so. In den kleinen StraRen drum herum fin-
den Sie die lebendige Clubszene und dort werden
Sie dann auch die Probleme sehen. Sie haben kei-
ne gunstigen Mieten mehr und haben dementspre-
chend in Zukunft ein richtiges Problem. Wenn Sie
sich diese Probleme richtig angesehen hétten und
nicht nur den Sprechzettel der Marketinggesell-
schaft des Reeperbahn Festivals, ware ich glickli-
cher.

(Beifall bei der LINKEN)

Ein weiterer Punkt ist, dass Sie sich auch damit
auseinandersetzen muissen, welche Probleme dort
gegenwartig existieren. Einige hat Frau Goetsch
schon angesprochen, die will ich nicht wiederho-
len. Wir haben riesige Probleme mit Ubungsrau-
men, das kann man doch nicht Gbersehen. Jeder,
der in dieser Stadt versucht, Musik zu machen, hat
groBe Probleme damit, aber Sie benennen das
Problem noch nicht einmal. Das geht nicht.

Wir haben eine vdllig verangstigte SPD, die noch
nicht einmal wagt, in einem Ort wie Harburg ein
zweitagiges Festival drauf3en stattfinden zu lassen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Die sollten uns
nicht ins Hafenbecken fallen!)

Plotzlich wird "Keine Knete — trotzdem Fete" verbo-
ten, einen Tag o6ffentlich Musik zu machen, weil die
SPD in ihrer absoluten Mehrheit in Harburg Schiss
davor hat, so etwas tuberhaupt zu machen.

(Glocke)

Vizepréasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Hackbusch, es ware ganz gut, wenn Sie sich
daran erinnern, dass Sie im Augenblick vor der
Hamburgischen Birgerschaft sprechen und nicht
in irgendeinem Club auf der Reeperbahn.

(Beifall bei der SPD — Heiterkeit bei allen
Fraktionen)

Norbert Hackbusch DIE LINKE (fortfahrend):
—Ja.

Soweit dazu. Ich méchte etwas mehr Mut, solche
Festivals wie in Harburg zu akzeptieren und nicht
zu sagen, das sei zu laut. Dann wirde ich lhnen
auch zutrauen, innerhalb der Kulturpolitik einige
Schritte nach vorn zu machen. Aber mit solchen |a-
cherlichen Antragen und solcher Politik, die keinen
Mut hat, glaube ich das nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Senatorin Kisseler.

Senatorin Barbara Kisseler: Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Eines
mochte ich in aller Deutlichkeit, auch wenn es viel-
leicht schon in unterschiedlichen Tonlagen ange-
klungen ist, festhalten: Hamburg ist nattrlich Mu-
sikstadt.

(Beifall bei der SPD)

Hamburg ist es auch nicht erst — auch wenn es
manchmal anders klingt in der medialen Reso-
nanz — seit dem Bau der Elbphilharmonie. Ich
mdchte das an dieser Stelle und aus aktuellem An-
lass noch einmal sagen: Es entsteht eines der
weltweit spektakularsten Konzerthduser. Hamburg
ist auch nicht erst Musikstadt, seitdem sich das
Reeperbahn Festival zur wichtigsten deutschen
Veranstaltung der Musikbranche etabliert hat.
Hamburg als Musikstadt — diese Tradition reicht in
der Tat ein paar Tage langer zurtick, namlich bis
ins 17. oder 18. Jahrhundert. Das darf man viel-
leicht manchmal noch im Kopf haben.

Aber die Vielfalt einer Musikstadt wird nattrlich da-
mals wie heute von einem Punkt ganz wesentlich
bestimmt, und das sind die Akteure, die wirtschaft-
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lich auch von der Musik leben. Was den Musik-
standort Hamburg ausmacht, ist es vor allen Din-
gen genau diese Mischung aus kleinen und grofie-
ren Unternehmen, die diesen Standort nachhaltig
pragen. Diese Unternehmen brauchen ganz ein-
deutig eigene Rahmenbedingungen, die eben oft
mit der Vielzahl von Auflagen, denen sich zum Bei-
spiel Betreiber von Musikclubs ausgesetzt sehen,
nicht kompatibel sind.

Ich glaube nicht, was gerade so ein bisschen als
Unterstellung anklang, dass man die Clubs von al-
len Lasten befreien kann, zumal wir als Land auf
vieles auch nur bedingt Einfluss haben. Aber na-
turlich missen wir daran arbeiten, dass die Bedin-
gungen vor Ort die Betreiber nicht frustrieren und,
schlimmer noch, womdglich zuletzt in die Knie
zwingen. Das ist eine wirkliche Herausforderung,
auch wenn es ziemlich viel Kleinarbeit bedeutet.

(Beifall bei der SPD)

Das heil3t dann aber auch ganz konkret, dass, die
Musikstadt zukunftsfahig weiterzuentwickeln, auch
bedeutet, ein Umfeld zu schaffen, das kreatives,
unternehmerisches Handeln nicht behindert, son-
dern im Gegenteil befligelt. Ich glaube, Hamburg
bietet da vielfaltige Forderansatze und Unterstuit-
zung.

Ein paar davon méchte ich nennen. Sei es der Live
Concert Account oder sei es der Club Awards vom
Clubkombinat Hamburg, mit dem spezielle Forma-
te der Clublandschaft ausgezeichnet werden, oder
sei es die Clubstiftung, die etwa bei Licht- und Ton-
technik, bei La&rmschutz und bei Brandschutz finan-
zielle Unterstitzung bietet. Es gibt wirklich ein
groRes Bundel von Fordermaflinahmen, die aber
alle noch ausbauféahig sind. Mit dem Clubkombinat
Hamburg gibt es dariliber hinaus eine bundesweit
beachtete Einrichtung, die die Clubszene auch
Uber finanzielle Fragen hinaus unterstiitzt, was fur
diese Szene eminent wichtig ist. Und es ist Uber-
haupt kein Zufall, dass der jungst gegriindete Bun-
desverband LiveMusikKkommission seine Ge-
schaftsstelle in Hamburg eingerichtet hat und nicht
anderswo.

Eng verzahnt mit dieser Clubférderung sind natir-
lich auch andere, fir uns sehr wichtige Férdermo-
delle wie etwa die Hamburger Labelférderung, die
die sogenannten kleinen Hamburger Musiklabels
finanziell unterstiitzen soll, natirlich auch beim
Kinstleraufbau. Innovative Geschéaftsmodelle, die
es in Teilen auch schon gibt im digitalen Musik-
markt, werden auch durch so etwas wie den Wett-
bewerb "Music Works" unterstiitzt, bei dem ubri-
gens gerade morgen die Preisverleihung ansteht.

An dieser Stelle mochte ich noch einmal auf das
Reeperbahn Festival eingehen. Eine ganz wichtige
Funktion zur Starkung der Musikszene und der
Musikwirtschaft insgesamt hat in den letzten Jah-
ren genau dieses Festival eingenommen. Es ist

gerade schon angeklungen, dass das Festival zu-
nehmend international als Eingangstor zum deut-
schen Musikmarkt etabliert wurde und deshalb in
diesem Jahr zum zweiten Mal Uber die Bundesre-
gierung, uber den BKM, finanziell unterstutzt wird.
Das ist eine Besonderheit in der Forderung der Po-
pularmusik durch die Bundesregierung. Dafir sind
wir ausgesprochen dankbar, weil es auch noch
einmal die Wertschatzung fir diesen Bereich in
Hamburg dokumentiert.

(Beifall bei der SPD — Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Frau Senatorin Kisseler, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Miiller?

Senatorin Barbara Kisseler (fortfahrend): — Ich
wurde gern fortfahren.

Die Stadt hat das Reeperbahn Festival auch die-
ses Jahr — das wurde gerade erwahnt — in Austin
auf der weltweit absolut bekanntesten Branchen-
veranstaltung im Rahmen einer Hamburger Ge-
meinschaftsprasentation dargestellt. Und das
macht deutlich, worum es eigentlich geht, namlich
dass wir eine dauerhafte finanzielle Absicherung
des Festivals brauchen, weil das von zentraler Be-
deutung fir den Musikstandort Hamburg ist, und
dass es unser erklartes Ziel ist, den Veranstaltern
auch fur die kommenden Jahre — da gebe ich allen
recht, die das noch einmal thematisiert haben — Si-
cherheit zu geben, damit sie eine Entwicklungsper-
spektive haben.

(Beifall bei der SPD — Farid Miiller GRUNE:
Warum ist es jetzt im Haushalt nicht abgesi-
chert?)

— Wenn Sie fragen, warum das im Haushalt nicht
abgesichert ist, dann muss ich sagen: Wenn wir
Uber Perspektiven nachdenken, dann gibt es viele
Wege, die nach Rom fuihren, aber wir haben Rom
fest im Blick.

(Beifall bei der SPD)

Ein weiterer Punkt. Bereits seit vielen Jahren wird
in der Stadt Uber das Problem einer mittelgrof3en
Musikhalle diskutiert, die sogenannte Viertausen-
der-Halle. Ich bin froh, weil wir uns nattrlich alle
dartiber einig sind, dass wir diese Halle dringend
brauchen, es aber schwierig ist, einen geeigneten
Standort zu finden, dass wir aktuell dabei sind, ei-
ne Losung zu finden, die sowohl eine gute Ver-
knUpfung mit der Szene herstellen kénnte als auch
Anwohnerbelange beriicksichtigt. Die nachsten
Wochen werden zeigen, ob sich diese Hoffnungen
dann auch erfullen lassen. Aber ich bin da sehr op-
timistisch.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Hamburg als Musikwirt-
schaftsstandort ist aber nur eine Seite der Medaille
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Musikstadt Hamburg. Ohne die Musikschaffenden
wilrde der Stadt die zweite wichtige Seite fehlen.
Genauso wichtig ist natirlich das Musikpublikum,
denn keine Stadt ist als Musikstadt fiir andere so
uninteressant wie eine, in der kein Interesse an
Musik vorhanden ist. Damit dieses Interesse an
Musik dauerhaft bleibt, verfigt Hamburg heute
auch dber ein im nationalen Vergleich ziemlich gut
aufgestelltes Musikvermittiungsangebot. Hamburg
als Musikstadt ist lebendig.

An dieser Stelle kdnnte man noch viel Positives,
zum Beispiel Uber die Jazzszene, sagen, deren
Akteure sich zur Initiative "Jazz Moves" zusam-
mengeschlossen haben. Da konnten auch bereits
zwei neue, grolRe Festivals, "ELBJAZZ" und
"UBERJAZZ", erfolgreich reussieren, und zwar
kiinstlerisch und auch beim Publikum. Genau die-
sen neuen Stellenwert der Jazzszene haben wir in
Hamburg auch schon im Haushalt 2012 aufgegrif-
fen. Wir haben die institutionelle Férderung fur das
Jazzbliro Hamburg erhéht. Wir haben ein Pro-
gramm zur Férderung von kleinen Jazzreihen auf-
gelegt und wir haben die drei Festivals "Jazz
Open", "UBERJAZZ" und "ELBJAZZ" finanziell
besser, aber — das gebe ich gern zu — langst nicht
ausreichend finanziell abgesichert.

Dass es wiinschenswert ware, Hamburg als Musik-
stadt noch rascher und finanziell noch gréer di-
mensioniert zu entwickeln, brauche ich Ihnen nicht
ausdricklich zu sagen. Wir werden nattirlich in den
kommenden Jahren weiter in Teilen auf private Un-
terstitzung angewiesen sein. Ich bin sehr froh,
dass es in Hamburg doch eine groRe Menge von
Birgerinnen und Birgern gibt, die mit dem tatig
werden, was man veritablen Gemeinsinn nennen
kénnte, und von denen viele gern und oft ihr Porte-
monnaie fur Musik 6ffnen.

Aber bei der Starkung der Musikstadt Hamburg
kann es nicht allein um finanzielle Férderung ge-
hen. In den letzten Jahren sind durchaus Struktu-
ren geschaffen worden, die dem Musikleben weite-
ren Auftrieb geben. Ich glaube, Hamburg ist als
Musikstadt auf einem guten Weg, und dabei sind
auch mit kleinen Mitteln kleinere, aber erfolgreiche
Schritte getan worden. Das wird sicherlich auch in
Teilen — es kann gern auch groRer werden — die
Politik der nachsten Jahre sein. Ich wéare dankbar,
wenn wir gemeinsam konsensual und harmonisch
an diesem Ziel weiterarbeiten kénnten.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! 1861, um noch einmal
zur Tradition der Musikstadt zurlickzukommen,
schrieb Tschaikowsky — Ubrigens vdllig zutref-
fend — nach seinem ersten Besuch in Hamburg an
seinen Vater, dass Hamburg unvergleichlich scho-
ner als Berlin sei. Und bei diesem Vergleich, finde
ich, sollten wir es in Zukunft auch belassen, wenn
wir Uber die Musikstadt Hamburg reden. — Ich dan-
ke lhnen.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir
zur Abstimmung.

Wer einer Uberweisung der Drucksache 20/4981
an den Kulturausschuss zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? —Damit ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Ich lasse in der Sache abstimmen.

Wer dem Antrag der SPD-Fraktion aus Drucksa-
che 20/4981 zustimmen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Das ist einstimmig angenommen wor-
den.

Punkt 23 der heutigen Tagesordnung, Drucksache
20/4959, Antrag der CDU-Fraktion: Kinder und Ju-
gendliche brauchen auch mannliche Vorbilder
— Mehr Méanner in die Hamburger Kitas.

Es ware ganz nett, wenn nicht alle ménnlichen
Vorbilder jetzt den Saal verlassen wirden.

(Beifall bei der SPD — Heiterkeit bei allen
Fraktionen)

[Antrag der CDU-Fraktion:

Kinder und Jugendliche brauchen auch mannli-
che Vorbilder — Mehr Ménner in die Hamburger
Kitas

— Drs 20/4959 -]

Diese Drucksache mochte die SPD-Fraktion an
den Familien-, Kinder- und Jugendausschuss uber-
weisen. Wer wiinscht das Wort? — Herr de Vries,
bitte.

Christoph de Vries CDU:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Es ware schon, wenn alle
mannlichen Vorbilder auch im Raum bleiben; ich
kann den Appell nur unterstreichen.

Wenn wir einmal den Blick zurtickwerfen auf die ei-
gene Kindheit, dann kommt einem der Satz "Was
will ich werden, wenn ich gro3 bin?" mit Sicherheit
bekannt vor.

(Finn-Ole Ritter FDP: Burgermeister!)

— Bei mir war es noch nicht so. Ich wollte gern
Manni Kaltz werden, also Ful3baller. Ballerina oder
Schauspielerin kam mir nicht in den Sinn. Heute
sitze ich in der Finanzbehérde und darf nette
Abende in der Burgerschaft verbringen; aber das
tut nichts zur Sache.

Aber es sagt im Grunde eines aus: Kinder orientie-
ren sich an Vorbildern, und dafur brauchen Mad-
chen und Jungen sowohl weibliche als auch mann-
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liche Vorbilder. Nattrlich suchen sich Madchen in
der Regel weibliche Vorbilder, zumindest, bis sie in
der Pubertat sind, und Jungen eher mannliche
Vorbilder.

(Martina Kaesbach FDP: Stimmt ja gar nicht!
— Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr de Vries, ich will es noch einmal versuchen,
vielleicht sind einfach alle Vorbilder in diesem
Raum jetzt so still, dass sie Herrn de Vries lau-
schen kdnnen. Das ware nett.

Christoph de Vries CDU (fortfahrend): — Vielen
Dank.

Die Lebenspraxis ist aber heute so, dass diese
ménnlichen Vorbilder den Jungen im frihkindlichen
Alter immer mehr in ihrem Lebensalltag fehlen. Wir
haben die Situation in vielen Grof3stadten, dass je-
des vierte Kind inzwischen bei Alleinerziehenden
aufwéchst, und das sind in der Regel die Miitter.
Das heif3t, dort ist die Entwicklung auch durch
einen Mangel an mannlichen Bezugspersonen ge-
pragt. Nicht grof3artig anders sieht es in den Kitas
aus, ich habe diesbeziiglich gerade eine Anfrage
gestellt. Der Anteil der ménnlichen Erzieher in
Hamburg ist mit 10 Prozent immer noch verschwin-
dend gering. Und wenn wir dann weitergehen tber
die friihkindliche Bildung in die Grundschule, sieht
es dort im Wesentlichen auch nicht viel anders
aus. Kurzum: Im Ergebnis fehlen vielen Jungen im
frihkindlichen Alter mannliche Bezugspersonen,
die adaquat auf die speziellen Bedurfnisse auch
von Jungen eingehen kdnnen und flur eine ge-
schlechtergerechte Erziehung und Betreuung sor-
gen koénnen. Daher sorgen sich zu Recht nicht nur
internationale Wissenschaftler, Politiker und Ki-
ta-Trager, sondern eigentlich auch immer mehr El-
tern darum und wiinschen sich ganz explizit mehr
mannliches padagogisches Fachpersonal in den
Kitas.

Wenn es auch komisch klingen mag, aber Manner
werden Uberwiegend als Bereicherung fiir diese
Einrichtungen und in diesen Einrichtungen wahrge-
nommen. Es gibt viele gute Griinde, den Anteil der
Manner in den padagogischen Berufen zu stei-
gern. Zum einen kdnnen sie diesen eben erwdhn-
ten Mangel an mannlichen Bezugspersonen abfe-
dern, der in den Familien herrscht. Dann ist auch
laut Studien erwiesen, dass sich ein Fehlen mann-
licher Bezugspersonen nachhaltig auf Bildungs-,
Aggressions- und Gewaltverhalten auswirkt und
die Bildungschancen von Jungen schmaélert. Nicht
ohne Grund ist kirzlich wieder von den Jungen als
Bildungsverlierer im Bildungsbericht die Rede ge-
wesen.

Durch méannliche Erzieher kann in den Kitas auch
das Spiel- und Beziehungsangebot erweitert wer-
den. Es ist vollig klar, dass weibliche Fachkréafte

andere Angebote anbieten, als es ménnliche Er-
zieher und Fachkréafte tun.

Last but not least eine ganz aktuelle, wichtige Ent-
wicklung, die wir auch gestern im Familienaus-
schuss diskutierten. Wir missen allein mit Blick auf
den steigenden Fachkréaftebedarf, den wir durch
die Ausweitung des bundesweiten Rechtsan-
spruchs haben, einfach mehr mannliche Erzieher
gewinnen. Das kann ein wichtiger Baustein sein,
wenn es gelingt, diesen Bedarf zu decken und den
Fachkraftemangel zu lindern.

(Beifall bei der CDU)

Nun stehen wir nicht ganz am Anfang. Das Bun-
desfamilienministerium hat bereits im letzten Jahr
das Modellprojekt "MEHR Manner in Kitas" gestar-
tet. Hamburg hat sich daran beteiligt und es wird
auch von der Europaischen Union gefordert. Aller-
dings bezieht sich das Projekt nur auf 59 unserer
insgesamt Uber 1100 Kitas. Was es aber gezeigt
hat, ist sehr erfreulich. In diesen Modell-Kitas ist
der Anteil der mannlichen Erzieher im letzten Jahr
um 26 Prozent gestiegen. Wir haben auch eine po-
sitive Entwicklung bei Umschulungen fir Berufs-
und Quereinsteiger, und auch die Fachschulen
verzeichnen eine hdhere Nachfrage von Mannern
an der Erzieherausbildung. Mit unserem Antrag
wollen wir diese Entwicklung beschleunigen. Wir
wollen nicht nur im Kita-Bereich, sondern auch in
anderen padagogischen Berufen — bei den Kinder-
tagespflegekraften, bei den Sozialpadagogen und
Lehrern — einen héheren Anteil an Mannern, damit
mdglichst viele Kinder von méannlichen und weibli-
chen Personen in ihrer Entwicklung unterstiitzt und
gefordert werden.

(Beifall bei der CDU)

Zurzeit lauft die Aktion "Vielfalt, MANN!", mit der
gezielt versucht wird, Manner in der Offentlichkeit
anzusprechen. Vielleicht haben Sie die Plakate
schon gesehen. Darauf steht, Manner haben viele
Berufe — es werden Boxer, DJs und andere ge-
nannt —, und dies sind im Grunde alles Talente, die
Erzieher in ihrer Arbeit brauchen. Das ist eine sehr
gute Kampagne, die auch fortgesetzt wird; sie al-
lein wird aber nicht reichen. Wir wollen, dass das
Modellprojekt flachendeckend, das heil3t, auf alle
1100 Kitas in Hamburg ausgeweitet wird und ge-
zielt Manner fur die Berufe in den Kitas geworben
werden. Und wir wollen eine feste politische Ziel-
vorgabe von 20 bis 25 Prozent mannlichen Fach-
personals in allen Hamburger Kitas.

(Beifall bei der CDU)

Das ist durchaus ambitioniert. Wie ich schon sagte,
haben wir im Moment nur 10 Prozent. Aber das ist
ein Prozess, in den man einsteigen muss, und da-
fur braucht man manchmal feste Zielvorgaben. Wir
wollen das kontinuierlich machen, aber auch spir-
bar. Ich denke, dafir ist dieser Antrag ein guter er-
ster Schritt. — Danke.
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Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Nitruch.

(Vizepréasidentin Dr. Eva Gumbel tbernimmt
den Vorsitz.)

Barbara Nitruch SPD:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Herr de Vries, als ich mir lhren
Antrag anschaute, habe ich im ersten Moment ge-
dacht: Einesteils spricht man hier fast von einer
Ménnerquote, auf der anderen Seite ist das eigent-
lich ein Gleichstellungsthema, das in den Gleich-
stellungsausschuss gehort. Insgesamt ist es ein
wichtiges Thema. Als ehemalige Kita-Leiterin
mochte ich auf jeden Fall — auch im Namen meiner
Fraktion natirlich — sagen, dass wir das Thema
vertiefend im Ausschuss behandeln missen. Denn
wie Sie schon richtig sagten, werden die Kinder,
besonders im Elementarbereich, natirlich sehr
stark von Frauen geprégt.

Wir denken, dass dieser Antrag auf jeden Fall
Uberwiesen werden sollte. Wir unterstiitzen die von
Ihnen ebenfalls angesprochenen Bestrebungen,
die vor allem auch in Hamburg umgesetzt werden
mit diesem Landesprogramm, an dem alle Trager
beteiligt sind. Der Anteil mannlicher Erzieher und
Padagogen muss auch im Grundschulbereich auf
jeden Fall erhéht werden. Es ist uns ein Anliegen,
dass Méanner und Frauen in den unterschiedlich-
sten Berufsfeldern unabhéangig von ihrem Ge-
schlecht und ohne Diskriminierung arbeiten.

(Beifall bei der SPD)

Tradierte Rollenunterschiede lassen sich jedoch
nicht auf Knopfdruck andern; das sind langfristige
und nachhaltige Prozesse. Diese Prozesse muss
man mit Fortbildungen und mit Studientagen unter-
stiitzen; man muss Rahmenbedingungen in Kitas
dafir schaffen, damit diese auch implementiert
werden kdnnen.

Es braucht sehr viele kreative Handlungsansatze.
Zum Beispiel kennen wir alle den Girls' Day und
den Boys' Day. Es gibt viele verschiedene Dinge,
die ausgeweitet werden missen. Warum soll es
nicht mehrwdchige Praktika geben, die sich auch
gezielt speziell an auslandische Jugendliche wen-
den. Das kommt Uberhaupt nicht vor. Es geht um
Vielfalt in diesem Berufsfeld. Erzieherinnen und Er-
zieher sollten vor allem auch aus unterschiedlichen
Kulturen kommen und sie sollten die Umgebung ih-
rer Kita auch reprasentieren. Der Anteil an auslan-
dischen Kindern muss sich auch in der Mitarbeiter-
schaft widerspiegeln. Das alles gilt es zu bertick-
sichtigen.

(Beifall bei der SPD)

Die im Petitum von der CDU genannten Vorschla-
ge halten wir fiir wenig sinnvoll, da sie doch etwas

realitatsfremd sind, wie zum Beispiel der Vor-
schlag, die 250 jahrlich aus dem offentlichen
Dienst ausscheidenden Kolleginnen und Kollegen
dafir umzuschulen. Das &hnelt der Ansage, die
aus verschiedenen Ministerien gekommen ist, man
kénne freigestellte Mitarbeiter von Schlecker oder
aus anderen Berufsfeldern einfach zu Erziehern
umschulen. Das wird diesem anspruchsvollen Be-
ruf nicht gerecht.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Till Steffen
GRUNE und Martina Kaesbach FDP)

Zur Erreichung dieses Ziels setzen wir vielmehr auf
MaRnahmen der Qualitatsentwicklung und Star-
kung bei den einzelnen Tragern und in den einzel-
nen Kita-Teams. Kitas brauchen gute Arbeitsbedin-
gungen. Und die Kampagne ist ein guter Ansatz,
um Multiplikatoren-Wirkung zu erzielen, damit an-
dere Kitas davon lernen, sich diese Dinge weiter
ausbreiten und somit auch mannliche Kita-Mitar-
beiter gewonnen werden kénnen. Letztendlich geht
es aber auch um eine héhere Wertschatzung des
Berufes Erzieher und Erzieherin, die sich auch in
der Bezahlung niederschlagt. Und wenn wir das er-
reichen, dann werden sich mehr Méanner fir diesen
Beruf entscheiden.

(Beifall bei der SPD und bei Christoph de
Vries CDU)

AbschlieBende Bemerkung: Ich mochte hier nicht
in die Debatte um das unsagliche Betreuungsgeld
einsteigen, aber es hat doch schon einen gewis-
sen Charme, wenn das heute veréffentlichte
Rechtsgutachten unter anderem darauf hinweist,
dass mit dem Betreuungsgeld das traditionelle Rol-
lenbild von Frauen in der Gesellschaft gefestigt
wird. Da gibt es also fir die CDU noch viel zu tun.

(Beifall bei der SPD)

Ich freue mich auf eine interessante Weiterfiihrung
und Vertiefung der Debatte im Familienausschuss
und danke fur Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Dr. Eva Gumbel: Frau Blomeke,
Sie haben das Wort.

Christiane Blomeke GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Verehrte Kollegen und
Kolleginnen der CDU-Fraktion, der Antrag ist okay,
weil er im Kern die richtigen Forderungen stellt.
Aber er hat leider kleine Schdnheitsfehler. Frau Ni-
truch hat gerade den Punkt 2 erwéhnt, der liegt mir
auch am Herzen. Man kann nicht einfach 250 Kraf-
te irgendwoher nehmen, schnell umschulen und in
die Kitas stecken. Aber das ist nur ein kleiner Teil-
punkt dieses Antrags. Im Groflen und Ganzen ist
er richtig und ich habe mich auch gefreut, dass im
Betreff von Kindern und Jugendlichen gesprochen
wird, obwohl Sie, Herr de Vries, dann in |hrer Rede
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explizit meistens nur auf die Jungen eingegangen
sind. Ich denke, wir sind uns einig, dass auch Mad-
chen mannliche Vorbilder brauchen.

(Beifall bei Dr. Till Steffen GRUNE)

Madchen und Jungen brauchen, das haben Sie
auch in Ihrer Rede gesagt, mannliche Vorbilder. Im
Sinne einer geschlechtsspezifischen Erziehung gilt
dies vielleicht fir Jungen ganz besonders. Ich will
auch noch einmal darauf verweisen, dass die Idee
nicht ganz neu ist. Wir GRUNE hatten dieses The-
ma in der letzten Legislaturperiode schon aufge-
griffen und dazu zwei Antrage gestellt. Wir haben
damals ebenfalls mit einer Zielvorgabe von 25 Pro-
zent gearbeitet. Auch ich denke, dass man sich ei-
ne Zielmarke setzen muss, sonst wird es schwie-
rig, das uberhaupt zu erreichen.

Wichtig ist mir allerdings auch — und das kommt in
dem Antrag in der Tat etwas zu kurz, Frau Nitruch
erwahnte es schon — das Thema der Migranten. Es
geht nicht nur darum, Manner fur die Kitas zu re-
krutieren, sondern es geht in der Tat um die Viel-
falt. Wir brauchen auch mehr Migranten in padago-
gischen Berufen und das gilt auch fur die Kitas.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Dr. Mela-
nie Leonhard und Barbara Nitruch, beide
SPD)

Grundsatzlich ist dieser Antrag deswegen richtig
und er ist auch notwendig. Wie wir eben gehort ha-
ben, gibt es ein sehr erfolgreiches Programm, das
aus Bundes- und EU-Mitteln finanziert wird: "Viel-
falt, MANN!". Leider ist nicht nur zu Kkritisieren,
dass es nur 59 Kitas umfasst, sondern auch, dass
es im Jahr 2013 auslauft. Darum ist dieser Antrag
notwendig und muss auch zur weiteren Bespre-
chung an den Fachausschuss gehen, damit wir
prifen kdnnen, wie wir das, was jetzt durch die
Bundesmittel so gut vorgelegt wurde, weiterbewe-
gen kénnen.

Aber lassen Sie mich noch einen Punkt nennen:
Alle Anstrengungen werden nichts nltzen, wenn
wir nicht grundsétzlich etwas am Erzieherberuf ver-
bessern. Es ist richtig, dass eine héhere Wert-
schatzung und Anerkennung in diesem Beruf sehr
wichtig ist. Ich war eben ein bisschen erstaunt,
Frau Nitruch, als Sie sagten, die hbthere Wert-
schatzung spiegele sich dann auch in der Bezah-
lung wider. Da stimme ich Ihnen vollig zu. Ubrigens
ist es wichtig, dass die bessere Bezahlung nicht
nur mehr Manner anlockt, sondern auch mehr
Frauen; es sollen nicht nur die Manner davon profi-
tieren.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Barbara
Nitruch SPD)

Aber es ist gerade lhre Partei, Frau Nitruch — das
haben wir gestern im Ausschuss wieder gehort —,
die sich weigert, die Refinanzierung der Tariferho-
hungen zu Ubernehmen. Und da frage ich mich

jetzt, was ist denn das fur ein Zeichen der Aner-
kennung?

(Dietrich Wersich CDU: Wo bleibt die Quali-
tat?)

Wir haben im Landesrahmenvertrag eine Verein-
barung auch mit dem Senat, dass die Tariferho-
hung von 2,1 Prozent Gbernommen werden soll.
Und was macht jetzt dieser SPD-Senat? Er sagt,
wir geben nicht mehr als 0,88 Prozent Uber ver-
schiedene Modelle und den Rest missen die Tra-
ger selber bezahlen. Wir hérten dazu gestern im
Ausschuss klare Worte von Senator Scheele. Er
will keine Besserstellung der Trager gegeniber
seinen Behdrdenmitarbeitern. Darliber lasst sich
lange diskutieren. Aber wo bleibt da die Anerken-
nung und Wertschatzung, wenn am Ende die Tra-
ger selber versuchen muissen, diese tariflich ver-
einbarten Entgelte zu bezahlen? Und zu wessen
Lasten geht es? Es geht zulasten der Qualitat in
der Kita, es geht zulasten der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter und vor allen Dingen geht es auch zula-
sten der Kinder, die in der Kita betreut werden.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der CDU - Dietrich Wersich CDU: Recht hat
siel)

Aus dem Grund halte ich es zwar auf der einen
Seite fur ganz wichtig zu prifen, was wir machen
missen, damit wir in den Kitas eine grol3ere Viel-
falt erreichen. Aber auf der anderen Seite wirde
sich die Anerkennung auch in der Bereitschaft des
Senats widerspiegeln, die vertraglich vereinbarten
Tariferhdhungen auch wirklich so zu Ubernehmen,
wie sie im Landesrahmenvertrag stehen, und nicht
durchs Hinterstibchen Einsparungen im Kita-Be-
reich durchzusetzen, der doch eigentlich zum
Schwerpunktthema erklart wurde. Uber diese Au-
Berung von Senator Scheele bin ich wirklich sehr
erstaunt.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Dietrich
Wersich CDU)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Herr Ritter, Sie
haben das Wort.

Finn-Ole Ritter FDP: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Deutschlandweit fehlen
14 000 padagogische Fachkrafte im Kita-Bereich
und das ist eine eher konservative Schéatzung. Die
Situation in Hamburg ist zwar nicht so dramatisch,
aber auch hier fehlen im néachsten Jahr 650 neue
Fachkrafte. Nach der gestrigen Familienaus-
schusssitzung haben wir fasziniert festgestellt,
dass Statistiken manchmal nicht der Wahrheit ent-
sprechen. Gestern Abend ist herausgekommen,
dass wir 4000 Kinder mehr betreuen missen. Da-
mit wird auch die Zahl der bislang geschéatzten
650 Fachkréfte, die wir brauchen werden, wahr-
scheinlich noch um einiges steigen mussen.
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Die FDP wirde die Vorschlage fiir eine umfassen-
de Fachkréaftestrategie begri3en, wenn diese aus
dem Antrag der CDU hervorgehen wirde. Nur mit
einer Imagekampagne und einer Quote — einer
Ménnerquote, ausgerechnet vorgeschlagen von
der CDU — werden wir den Fachkraftebedarf nicht
decken kénnen.

Der Anteil ménnlicher Erzieher in Kitas betragt in
Deutschland gerade einmal 2,4 Prozent. Hamburg
steht im Vergleich besser da, wir sind bei immerhin
fast 10 Prozent. Aber das ist nattrlich immer noch
ein zu kleiner Anteil und verbesserungswaurdig.
Wenn wir jetzt aber eine Quote fest vorschreiben
wollen und gleichzeitig zu wenig qualifizierte Fach-
kréfte haben, dann frage ich mich, woher diese
mannlichen Fachkrafte — in jeder Kita ein Viertel
der Erzieher — kommen sollen. Herr de Vries, das
mussen Sie uns dann schon noch einmal erklaren.

(Beifall bei der FDP — Katja Suding FDP: Im-
mer das gleiche Problem!)

Die Grunde sind vielféltig, sie sind auch schon ge-
nannt worden. Wir haben immer noch eine zu ge-
ringe Anerkennung und Wertschatzung der Berufe
des Erziehers oder der sozialpadagogischen Fach-
kraft. Trotzdem entscheiden sich immer noch viele
junge Menschen fur den Beruf, leider noch zu we-
nig Manner. Eine Studie des Familienministeriums
zeigt, dass die Eltern und die Kolleginnen, also die
weiblichen Arbeitnehmer, Frau Sudmann,

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

— das hort sich auch gut an, weibliche Arbeitneh-
mer hort sich besser an als Arbeitnehmerinnen —

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das glauben
Sie aber auch nur!)

mehr Manner in Kitas positiv finden. Und jetzt zur
falschen Schlussfolgerung der CDU. Wir haben
einen extremen Fachkraftemangel an Erziehern
und padagogischen Fachkraften und wir als FDP-
Fraktion sind der Meinung, dass wir keine feste
Quote brauchen, um dies zu andern. Wenn die Ki-
tas erkennen, dass laut Gutachten die Eltern und
die Kolleginnen mehr Manner wollen, dann werden
die Kitas auf dem Arbeitsmarkt naturlich darauf zu-
rackgreifen, wenn es qualifizierte Manner gibt.

(Beifall bei der FDP — Glocke)

Vizeprasidentin Dr. Eva Gumbel (unterbre-
chend): Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwi-
schenfrage oder Zwischenbemerkung des Abge-
ordneten Wersich zu?

Finn-Ole Ritter (fortfahrend): Nein.

Die Anforderungen an den Beruf haben sich ge-
wandelt. Wir haben schon zum Petitum 2 gehort,
dass es dem Anspruch an die Qualitat nicht ge-
recht wird, wenn man 250 Krafte aus der Behorde

umschult und im Kita-Bereich einsetzt. Kinder
brauchen Vorbilder, das ist klar. Und das Modell-
projekt der Bundesregierung "MEHR Manner in Ki-
tas", Herr de Vries, ist recht erfolgreich. Doch der
Beruf muss insgesamt attraktiver werden, da stim-
me ich Frau Blémeke zu. Die GRUNEN machen,
anders als die CDU, dazu auch konkrete Vorschla-

ge.

Wir als FDP legen auch einen Antrag vor, der vor-
sieht, durch attraktive Ausbildung und attraktivere
Berufsfelder praktisch mehr Leute zu erreichen,
damit wir in den Kitas frihzeitig mehr Personal ein-
setzen konnen. Wir Liberalen moéchten aber die
Debatte gerne im Ausschuss weiterfihren. Dabei
sollte es aber nicht nur um das Projekt "MEHR
Méanner in Kitas" gehen, sondern es muss vielmehr
darum gehen, wie der Beruf insgesamt attraktiver
gemacht werden kann. Deshalb stimmen wir einer
Uberweisung an den Ausschuss zu.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Frau Artus, Sie
haben das Wort.

Kersten Artus DIE LINKE:* Frau Préasidentin, sehr
geehrte Herren und Damen! Betrachtet man ein-
mal die Ursachen dafir, warum bestimmte Berufe
fast nur von Frauen ausgelbt werden, dann stellt
man fest, dass es die ehemals unbezahlte und pri-
vat geleistete Arbeit ist, die verberuflicht wurde.
Gleichzeitig ist die gesellschaftliche Anerkennung
dieser Berufe gering. Und je langer diese Arbeit
nur oder fast ausschlie3lich von Frauen ausgetibt
wird, desto langer dauert dieser Abwertungspro-
zess. Der Wechsel von typischen Frauenberufen in
gemischtgeschlechtliche Berufe erfolgt immer
dann, wenn Manner vermehrt in ein Berufsfeld ein-
steigen, in dem die Professionalisierungsprozesse
abgeschlossen sind, wenn also Kontrollpositionen
gebildet wurden und Burokratisierung, aber auch
Hierarchisierung einsetzen.

Diese Situation trifft auf die Kitas und den Beruf
der Erzieherin und des Erziehers zu. Da Hamburg
seit Jahren die meisten Kita- und Krippenplatze un-
ter den westlichen Bundesléandern aufweist und
damit schon immer Uberproportional vielen Eltern
eine Kinderbetreuung angeboten werden konnte,
verwundert es nicht, dass Hamburg immer auch
den héchsten Manneranteil in Kitas hatte, sogar im
Vergleich zu allen 16 Bundeslandern; meine Vor-
rednerinnen und Vorredner wiesen schon darauf
hin. Bayern weist zum Beispiel nur 2,5 Prozent auf.
In Harburg Ubrigens, das finde ich interessant, be-
tragt der Anteil von Méannern in Kitas nur 5 Pro-
zent.

(Olaf Ohlsen CDU: In Eidelstedt auch?)

Ich finde es richtig, dass mehr Manner als Erzieher
ausgebildet werden. Aber ob der Antrag der CDU
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das Thema ausreichend erfasst, richtig analysiert
und zu den richtigen Schlussfolgerungen kommt,
das bezweifle ich. Ich komme vielmehr zu dem
Schluss, dass der Antrag unzulénglich ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Er geht von der falschen Annahme aus, mit einer
Erh6hung des Manneranteils waren die Probleme
sozusagen geritzt. So will die CDU, auch das wur-
de schon ausgefiuhrt, eine Quote von einem Vier-
tel, sie will noch mehr Offentlichkeitsarbeit und sie
will den von der SPD geplanten Personalabbau im
offentlichen Dienst dafur nutzen. Es wurde schon
dargestellt, dass das ausgesprochen falsch ist. Die
ausgeschiedenen Manner, die vielleicht Ende 50
sind, sollen zu Erziehern umqualifiziert werden. Sie
will das Modellprojekt auf alle Kitas ausweiten. Und
in einer Presseerklarung der CDU ist dann auch
noch zu lesen, dass es vor allem um die Jungen
gehe, die im Nachteil seien, weil so wenige Man-
ner in den Kitas arbeiten. Deswegen seien Jungen
Bildungsverlierer. lhr Plan geht also von mehreren
falschen Annahmen aus.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vor allem befasst er sich mit keiner Silbe mit den
Folgen fiur die Erzieherinnen und fir jene, die es
gern werden mochten. Und was ich besonders
schlimm finde: Der Antrag und die gesamte Debat-
te um mehr Manner in Kitas entwertet die tolle und
auch harte Arbeit der Kolleginnen in den Krippen,
Kitas und Horten,

(Dietrich Wersich CDU: Das ist ja toll!)

so als ob alle Jungen und Madchen defizitar erzo-
gen wirden, weil sie Uberwiegend durch Frauen
frihkindliche Bildung erfahren. Das ist im Grunde
typisch und zeigt, wie gering die Wertschatzung
der Arbeit von Frauen ist. Damit muss nun aber
endlich einmal Schluss sein, das sind wir unseren
Erzieherinnen schuldig.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Kommen wir zu der Behauptung, Jungen seien Bil-
dungsverlierer. Es gibt Studien, die das untermau-
ern.

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist ja auch so!)

Die blenden aber aus, dass die soziale Herkunft
ausschlaggebend fur Schulnoten und Bildungskar-
rieren ist. Die allerndchste Umgebung ist verant-
wortlich dafir, welche Leistungen Kinder in der
Schule erbringen. In Elternhausern, in denen Er-
werbslosigkeit, geringfiigige Einkommen oder aber
auch der unsichere Aufenthaltsstatus die dominie-
renden Themen sind, gibt es kaum Raum, Weib-
lichkeit oder Mannlichkeit zu gestalten. Das sagt
Frau Professor Dr. Hilde von Balluseck, die an der
Alice Salomon Hochschule in Berlin lehrt und dort
den Studiengang Erziehung und Bildung im Kin-

desalter entwickelt hat. Es ist eine unzutreffende
Annahme, dass mannliche Erzieher das kompen-
sieren konnten.

(Beifall bei der LINKEN)

Balluseck kritisiert auch, es gebe immer noch
einen vollig idiotischen Lernbegriff. Lernen sei
namlich vom Vergniigen immer noch weitgehend
entkoppelt. Der Betreuungsaspekt stehe bei Klein-
kindern immer noch viel zu sehr im Vordergrund
und die Erzieheraushildung sei insgesamt nicht
mehr zeitgeman.

(Beifall bei Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Hinzu kommen dann noch die Arbeitsbedingun-
gen, die einer kindgerechten, also madchen- wie
jungengerechten Padagogik oft im Weg stehen.
Und es kommt natirlich auch das geschlechtsspe-
zifische Verhalten der Erzieherinnen und Erzieher
hinzu. Das leben aber Manner genauso wie Frau-
en vor, wenn sie im Erzieherberuf sind. Es kommt
daher vor allem darauf an, dass Erziehende aus-
gebildet werden, mannliche wie weibliche. Der ein-
dimensionale Blick auf Jungen und auf die bloRRe
Vorbildfunktion des mannlichen Erziehers ist ein
wirklich defizitarer Ansatz der CDU.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Kienscherf
SPD: Aber Manner kdnnen doch ganz ande-
re Aspekte reinbringen! — Olaf Ohlsen CDU:
Was ist denn Ihr Vorschlag?)

Jungen sind nicht an sich die Bildungsverlierer. Mit
diesem Mythos muss endlich aufgehdrt werden. Er
halt empirischen Untersuchungen nicht stand.

Wenn die Mannerquote unter den Erziehern so
pauschal, wie von der CDU gefordert, erhdht wer-
den wirde, dann hatte dies in der Konsequenz zur
Folge, dass Manner in noch starkerem Mal3 die
wenigen Fihrungspositionen in Kitas besetzen
wurden.

(Zurufe von der CDU: Oh, oh!)

Auch das ist erwiesen und heute bereits der Fall.
Wenn also eine Quote von mannlichen Erziehern
gefordert wird, dann gehdrt konsequenterweise
auch eine Quote von Fuhrungspositionen in Kitas
dazu.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen mehr Menschen, die sich zu profes-
sionell Erziehenden ausbilden lassen, Manner wie
Frauen. Wir bendtigen eine bessere und ge-
schlechtersensible Ausbildung und vor allem mehr
Vollzeitarbeitsplatze und bessere Bezahlung.

(Zurufe von der CDU)

uUnd, Herr de Vries, nur weil ein Mensch seine pri-
maren Geschlechtsorgane aul3erhalb seines Kor-
pers tragt, beféahigt ihn das noch lange nicht zum
Vorbild eines Jungen.
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(Beifall bei der LINKEN)

Die LINKE freut sich tUber jeden Mann, der Vorur-
teile Gberwindet und sich zum Erzieher ausbilden
lasst. Wenn das aber zulasten der Frauen geht,
wenn sich an der Qualitat der Erzieherausbildung
nichts andert und wenn ansonsten nichts zur Uber-
windung der sozialen Spaltung unternommen wird,

(Zurufe von der CDU)

dann werden auch mehr Manner in Kitas nicht das
bewirken, was sich diese CDU-Politiker so vorstel-
len, im Gegenteil.

(Beifall bei Robert Heinemann CDU)

Dann wird die Forderung "MEHR Manner in Kitas"
zu einer frauen- und madchendiskriminierenden
Angelegenheit.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Dr. Eva Glimbel: Senator Schee-
le hat das Wort.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt sollte etwas
mehr Ruhe einkehren, damit wir den Worten des
Redners folgen kénnen. Bei aller Erheiterung, jetzt
ist der Senator dran. — Sie haben das Wort, Herr
Scheele.

(Olaf Ohlsen CDU: Das kann der Senator
nicht mehr toppen!)

Senator Detlef Scheele: Frau Préasidentin, meine
Damen und Herren! — Nein, das will ich auch gar
nicht toppen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Ich mdchte gerne verhindern, dass sich etwas fest-
setzt, was nicht der Fall ist. Zurzeit sind die Zeitun-
gen voll davon, dass es in Hamburg bereits einen
Fachkraftemangel bei Erzieherinnen und Erziehern
gibt. Das ist ausdriicklich nicht der Fall. Wenn ein
Arbeitsmarkt eng ist, bedeutet das noch keinen
Mangel. Die Unternehmen, die Kindertagesstatten
betreiben, missen sich auch ein bisschen um
Fachkréafte bemihen. Das machen alle Arbeitgebe-
rinnen und Arbeitgeber gleichermal3en.

Ich will nur darauf hinweisen, dass wir zurzeit an
allen Hebeln drehen, um zu verhindern, dass sich
die Lage verschlechtert. Wir haben die Ausbil-
dungskapazitaten an allen Fachschulen, sowohl
fur sozialpadagogische Assistenten wie fur Erzie-
herinnen und Erzieher, erhdht. Wir haben in die-
sem Jahr ungefahr 1060 Abganger und werden im
Jahr 2015 1500 Abgénger haben. Das wird dazu
fihren, dass wir den Aufwuchs auch tatsachlich
befriedigen kénnen.

Wir sind zurzeit dabei, eine berufsbegleitende Aus-
bildung zu etablieren, mit der sich Menschen, die
eine berufliche Erstausbildung abgeschlossen ha-
ben, in drei Jahren zum Erzieher ausbilden lassen

und 15 Stunden arbeiten und 15 Stunden qualifi-
ziert werden kénnen. Damit kommen wir einer be-
trieblichen Ausbildung sehr nahe, was ich aus-
drucklich begrufe, und nehmen auch die Trager in
die Verantwortung, die Ausbildung durchzufiihren.
Da sind wir jetzt bei 60 Platzen. Wenn wir gemein-
sam dafur werben, die Schulbehdrde und wir, dann
verspreche ich mir davon, dass wir durchaus mehr
erreichen kénnen, denn es gibt auch Menschen im
mittleren Lebensalter, egal, ob Mann oder Frau,
die Interesse an einer beruflichen Veranderung ha-
ben.

(Beifall bei der SPD)

Wir bemihen uns zurzeit sehr darum, dass der re-
lativ hohe Teilzeitanteil reduziert wird und mehr
Menschen in Vollzeit in den Kindertagesstatten ar-
beiten. Dazu braucht man intelligente Arbeitszeit-
modelle. Das ist nicht ganz einfach, das machen
aber auch Unternehmen in anderen Branchen und
das muss mdglich sein. Und wenn man da etwas
tut, kann man relativ viele Stunden von Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern schopfen, die bereits aus-
gebildet sind.

Wir reden mit der Agentur flr Arbeit Uber Um-
schulungsmafinahmen, und zwar nicht fir Erzieher
light, sondern wirklich fir Menschen, die derzeit ar-
beitslos sind, schon eine Ausbildung abgeschlos-
sen haben und alle formalen Voraussetzungen fir
den Erzieherberuf erfillen. Sie sollen innerhalb von
drei Jahren eine vollqualifizierende Umschulung
beziehungsweise Ausbildung erwerben. Die BA fi-
nanziert nur zwei Jahre, ein Kita-Trager wird fir
das dritte Jahr den Lebensunterhalt finanzieren
und den Rest finanziert die BASFI.

Wir drehen also an allen Radern, um hier eine dro-
hende Licke zu verhindern. Wir werden eine Qua-
litatsverbesserung in den Kindertagesstatten und
in den Krippen haben, weil wir Anfang des nach-
sten Jahres "Kita-Plus" einfiihren, das widerspricht
den Legenden, die hier teilweise gesponnen wer-
den, es gehe uns nur um die Quantitat. Wir werden
die Erzieher-Kind-Relation in den schwierigen
Stadtteilen verbessern. Dafur brauchen wir zwi-
schen 200 und 300 Erzieher; wie viele es dann tat-
séchlich sein werden, wissen wir noch nicht genau.

Wir werden ein bisschen Luft holen missen, um da
gut durchzukommen, aber im Grundsatz bin ich
noch einmal in die Bitt gegangen, um zu sagen,
dass es in den nachsten Jahren in Hamburg kein
strukturelles Fachkrafteproblem bei Erzieherinnen
und Erziehern geben wird. Uberdies ist Hamburg
eine attraktive Stadt und es wandern Menschen
zu, die diesen Beruf erlernt haben. Auch das tragt
dazu bei, dass wir die Bedarfe decken kénnen.

Das wollte ich gerne zum Ende der Debatte ein-
bringen, weil es niemandem nutzt, wenn beim Kita-
Ausbau immer dartiber geredet wird, dass es keine
Erzieherinnen und Erzieher gibt. Herr Rabe wird
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nachher noch zum Antrag der GRUNEN sprechen
und etwas dazu sagen, wie wir uns eine Reform
der Erzieherausbildung lang- und mittelfristig vor-
stellen. Es ist richtig, dass das auf der Tagesord-
nung steht, man kann das nur nicht tbers Knie
brechen. Dafiir macht eine Beratung im Ausschuss
Sinn, um zu schauen, wie wir da weiterkommen.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir
zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
20/4959 an den Familien-, Kinder- und Jugendaus-
schuss zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Da-
mit ist das Uberweisungsbegehren einstimmig an-
genommen.

Bevor ich nun den néchsten Tagesordnungspunkt
aufrufe, kommen wir noch einmal zu Tagesord-
nungspunkt 2, dort liegt uns nun ein Wahlergebnis
Vor.

Bei der Wahl eines Deputierten der Behorde fur
Stadtentwicklung und Umwelt wurden 107 Stimm-
zettel abgegeben, davon waren 0 Stimmen ungul-
tig und somit 107 gultig. Herr Alexander Kleinow
erhielt 98 Ja-Stimmen, 4 Nein-Stimmen und 5 Ent-
haltungen. Damit ist Herr Kleinow gewahilt.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 5 a auf, das
ist Drucksache 20/4847, Senatsantrag: Anderung
des Gesetzes Uber die Hochschule der Polizei
Hamburg.

[Senatsantrag:

Anderung des Gesetzes iiber die Hochschule
der Polizei Hamburg

— Drs 20/4847 -]

Diese Drucksache wurde bereits am 13. August
2012 im Vorwege an den Innenausschuss Uber-
wiesen. — Wer wiinscht nun das Wort? — Herr Min-
ster, Sie haben es.

Arno Miinster SPD: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Wir investieren weiter in die Inne-
re Sicherheit.

(Beifall bei der SPD)

Es war ein schwerer Fehler der CDU im Jahr 2006,
die Anwarterbezige fir Studienanfanger an der
Hochschule der Polizei zu streichen.

(Beifall bei der SPD)

Hamburg war damit das einzige Bundesland, das
auf eine Alimentation fur den Polizeinachwuchs im
Grundstudium verzichtete. Damit hatte die CDU
der Nachwuchsgewinnung der Hamburger Polizei
einen schweren Schaden zugefiigt. Eine Umfrage
des BDK, also des Bundes der Deutschen Krimi-
nalbeamten, im Dezember 2004 hatte gezeigt,
dass sich 80 Prozent der sogenannten Seitenein-
steiger ohne Alimentation im Grundstudium nicht
bei der Hamburger Polizei beworben héatten. Diese
Informationen hatten Sie also damals schon.

(Roland Heintze CDU: Bitte?)

Da fragt man sich doch, was die CDU seinerzeit
getrieben hat, eine so unkluge Entscheidung zu
treffen.

(Beifall bei der SPD)

Fachliche Griinde kdnnen es nicht gewesen sein.
Es war eine klassische SparmalRnahme zulasten
der Polizei. 25 bis 30 Prozent der Bewerberinnen
und Bewerber kommen aus Hamburg, der Rest re-
krutiert sich aus anderen Bundeslandern. Es reicht
also nicht aus, dass Hamburg eine schdne Stadt
ist, Hamburg muss auch eine attraktive Ausbil-
dungsperspektive anbieten.

(Beifall bei der SPD)

Die Nichtalimentation des Polizeinachwuchses im
Grundstudium war nicht nur ein gro3er Fehler, sie
ist auch ein erheblicher Wettbewerbsnachteil fir
Hamburg. Ich will einmal sagen, das war schon
fast Vorsatz. Um dem Bedarf an den Hochschulen
fur den gehobenen Dienst der Polizei gerecht zu
werden, brauchen wir mehr und nicht weniger Be-
werber bei der Polizei.

(Heike Sudmann DIE LINKE: ... und Bewer-
berinnen!)

— Und Bewerberinnen, Frau Sudmann, Entschuldi-
gung. Einen Satz vorher habe ich darauf geachtet,
dass ich auch Bewerberinnen sage. Sie haben
recht, vielen Dank.

Stattdessen hat die CDU-Alleinregierung den so
dringend bendétigten Polizeinachwuchs nach Bre-
men, Niedersachsen oder Schleswig-Holstein ge-
trieben. Das war nicht gut fur Hamburg. Wir inve-
stieren in die Polizei und in attraktive Ausbildungs-
perspektiven.

(Beifall bei der SPD)

Dazu gehort, dass sich der Polizeinachwuchs dar-
auf verlassen kann, dass die Stadt auch im Grund-
studium fur den Lebensunterhalt — in Anfihrungs-
strichen — sorgt. Die Ausbildungsvergiitung muss
flieRen.

(Olaf Ohlsen CDU: Richtig!)

Meine Damen und Herren! Die SPD ist angetreten,
um ordentlich zu regieren. Wir starten eine Ausbil-
dungsoffensive fur die Polizei, deshalb wird die Ali-
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mentation fir das Grundstudium an der Hoch-
schule der Polizei ab 1. Oktober 2012 wieder ein-
geflhrt.

(Beifall bei der SPD — Olaf Ohlsen CDU:
Bravo!)

Das haben wir versprochen und das Versprechen
werden wir halten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Dr. Eva Gumbel: Herr Voet
van Vormizeele, Sie haben nun das Wort.

Kai Voet van Vormizeele CDU: Frau Prasidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Manch-
mal ist der Blick in den sogenannten Abstim-
mungszettel, den alle Kollegen jeweils mit ver-
schiedenem Logo versehen haben und den alle
vor sich haben, doch recht spannend. Da steht in
dem kleinen Feld ganz rechts neben der fiinften,
von der SPD angemeldeten Debatte: keine Abstim-
mung, bereits Uberwiesen. Liebe Kollegen von der
SPD, wenn Sie inzwischen schon so rasend mit
bedeutenden Themen umgehen, dass Sie bereits
Uberwiesene Drucksachen zur Debatte anmelden
mussen und dann nicht mehr zu bieten haben als
das, was Herr Miinster eben geboten hat, dann
steht uns in den néchsten dreieinhalb Jahren noch
viel Langeweile bevor.

(Beifall bei der CDU und bei Antje Mdller
GRUNE und Christiane Schneider DIE LIN-
KE)

Lassen Sie mich kurz etwas sagen, woriiber wir
noch ausgiebig im Ausschuss miteinander reden
werden. Ich finde es faszinierend, welche Mar die
Kollegen der SPD zu stricken versuchen. Da wird
so getan, als ob die gesamte Hamburger Polizei,
die, die wir jeden Tag zu einem grof3en Teil auf der
StralBe erleben, allesamt an der Hochschule der
Polizei ausgebildet werden. Das ist aber mitnichten
so. Wir reden Uber einen, vergleichsweise sehr
kleinen, Laufbahnabschnitt. Diejenigen, um die es
uns eigentlich gehen musste, sind im Laufbahnab-
schnitt I, und der hat mit der Polizeihochschule
Uberhaupt nichts zu tun. Wenn Sie versuchen, die
Mér zu stricken, dass Menschen den Beruf nicht
ergreifen, weil ein Teil bisher nicht alimentiert wor-
den ist und wir aufgrund dessen endlich etwas tun
mussen, dann wollen Sie nur einem vorbeugen,
namlich der Feststellung, dass inzwischen die
Nachfrage nach dem, was wir gemeinhin als Poli-
zeiaushildung verstehen, der Laufbahnabschnitt I,
nicht mehr da ist. Da missten wir etwas tun und
daran koénnen wir sehen, dass die Menschen aus
anderen Griinden nicht kommen, denn dort spielte
Alimentation nie eine Rolle. Wenn Sie junge Men-
schen auf dem schwierigen Arbeitsmarkt — denn es
gibt fur sie auch andere Mdglichkeiten — tberzeu-
gen wollen, zur Polizei zu gehen, einen Beruf zu

wahlen, der leider in den vergangenen Jahren
nicht die Attraktivitat gehabt hat, die er eigentlich
haben sollte, dann missen Sie ihnen zum Beispiel
Beforderungsaussichten bieten. Ich bin sehr ge-
spannt, morgen bei den Beratungen im Innenaus-
schuss zu hdoren, welche Beférderungsaussichten
Sie diesen Menschen, die im Laufbahnabschnitt |
anfangen werden, bieten kdnnen. Sie werden
wahrscheinlich sagen mussen, nichts da, genau
den Bereich werden wir nicht mit mehr Geld verse-
hen, in dem Bereich gibt es keine weiteren Chan-
cen. Das sind die wahren Griinde dafur, warum wir
in den nachsten Jahren Schwierigkeiten haben
werden, junge Menschen zu uberzeugen, hierher
zu kommen und in Hamburg Polizist zu werden.

(Beifall bei der CDU)

Ein Wort noch zur Frage der Alimentation. Wir den-
ken, die Streichung der Alimentation war den jun-
gen Menschen, die bisher an der Polizeihoch-
schule studiert haben, zumutbar. Das ist ein Studi-
um mit Bachelor-Abschluss, und man kbénnte
durchaus fragen, warum man diese Studenten von
vornherein alimentieren muss. Sie haben zwar oh-
ne Not und Zwang die Studiengebihren abge-
schafft, bezahlt mit einer radikalen Verschlechte-
rung der Rahmenbedingungen. Heil3t das jetzt im
Umkehrschluss, dass Sie anderen Studenten in
Hamburg kinftig auch eine Alimentation im Studi-
um bezahlen wollen? Wo ist denn da die Gerech-
tigkeit? Hier geht es um einen Studiengang, der zu
einem allgemeinen Berufsabschluss fuhrt. Aus
meiner Sicht ist das der kleinen Menge der Studie-
renden durchaus zumutbar gewesen, und im Ubri-
gen hat die Polizeihochschule ausreichend Stu-
denten gehabt.

Lassen Sie mich ein letztes Wort zu den weiteren
Inhalten, die uns bevorstehen, sagen. Wir werden
diese Drucksache wie auch die weitere Umgestal-
tung der Hochschule der Polizei gemeinsam im
Ausschuss beraten. Ich habe fir meine Fraktion
mehrfach deutlich gemacht, dass wir das Thema
konstruktiv begleiten werden, denn das gemeinsa-
me Ziel muss sein, die Ausbildung aller Polizeibe-
amten, im Laufbahnabschnitt | wie im Laufbahnab-
schnitt I, so zu gestalten, dass unsere Hamburger
Polizei in den nachsten Jahren zukunftsfahig ist.
Da missen wir einiges tun und wir wollen das ge-
meinsam tun. Aber, ehrlich gesagt, Kollege Min-
ster, mit solchen Reden Uber Alimentation haben
Sie der Sache einen Barendienst erwiesen.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Frau Modller,
Sie haben das Wort.

Antje Mdller GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Kollege van Vormizeele hat
inhaltlich schon viel zu dem Thema gesagt. Die in-
teressante kleine Schleife, dass eine vorab uber-
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wiesene Drucksache — einvernehmlich Uberwie-
sen, soweit ich weiR — am Tag vor der Aus-
schusssitzung nochmals die Burgerschaft erreicht
und scheinbar zu einem grofRen Rundumschlag
fuhren soll, erklart sich mir auch nicht. Eine Vor-
weglberweisung hat immer viel damit zu tun, dass
man tief in das Thema einsteigen muss, um im
Ausschuss in den Details zu diskutieren und dann
vielleicht mit einem Ergebnis, vielleicht auch mit ei-
nem Petitum wieder hier zu landen und eine De-
batte zu fihren. Der Aufschlag, den Sie, Herr Mln-
ster, gemacht haben, war aus meiner Sicht nicht
einmal fuir den Einstieg in die Debatte ausreichend.
Es geht bei dem Thema Hochschule der Polizei
um weit mehr als um die Frage, ob das Grundstu-
dium wieder eine Alimentierung bekommen soll
oder nicht. Sie haben in dem Ersuchen, das wir da-
mals — mit unserer Unterstitzung — in der Blrger-
schaft besprochen haben, mehrere Punkte ange-
mahnt, die Sie aber im Petitum nicht mehr formu-
liert haben und die vielleicht fur Sie nicht mehr wei-
ter wichtig sind. Es geht um die aktuelle Personal-
situation bei der Polizei insgesamt; Herr van Vor-
mizeele hat dazu schon einiges gesagt. Sie haben
damals selbst formuliert, dass seit dem Jahr 2008
zwar wieder vermehrt ausgebildet wird, die Neu-
einstellungen dennoch nicht ausreichen, um die
Zahl der Pensionierungen auszugleichen. Sie ha-
ben die erforderliche Verénderung der Personal-
struktur erwahnt. Erfreulicherweise gibt es einen
héheren Frauenanteil, doch damit stellen sich Fra-
gen zur Kinderbetreuung. Das sind die wirklich
spannenden und wichtigen Themen, und das hat
alles nichts mit der Alimentierung zu tun. Darlber
hinaus warten wir — ich wirde sagen, geflhlt seit
zwei Jahren, das kann nicht ganz stimmen, seit
eineinhalb Jahren — auf die Umstrukturierung der
Hochschule der Polizei. Die wurde grof3artig ange-
kindigt, aber es liegt uns dazu noch gar nichts vor.
Doch jetzt soll bei dem Gesetz zur Hochschule der
Polizei nachgestickelt werden, was meiner Erinne-
rung nach der Kollege Dressel damals, als es von
der CDU beschlossen wurde, massiv kritisiert hat.
Jetzt stoppeln Sie dort Anderungen hinein, das
halte ich fur den vollig falschen Weg. Vor allem
aber bleibt als dritter Punkt die Frage, wie eigent-
lich finanziert werden soll, was sich im Haushalt
strukturelle Verbesserung des Angebots fir die
Studierenden nennt. Daraus bezahlen Sie jetzt die
Alimentierung, aber wo bleiben dann die strukturel-
len Verbesserungen. Sie sehen vielleicht — das ist
auch am Interesse an dieser Debatte erkennbar —,
dass dies eine Ausschussdiskussion ist. Warum
Sie das Thema hier angemeldet haben, habe ich
nicht verstanden.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Eva Gumbel: Herr Jarchow,
Sie haben das Wort.

Carl-Edgar Jarchow FDP:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Auch wir als FDP-Fraktion
—ich betone das —

(Jens Kerstan GRUNE: Sind Sie da ganz si-
cher!)

— ich bin mir mittlerweile sicher — schliel3en uns
dem Erstaunen des Kollegen van Vormizeele dar-
Uber an, dass wir heute einen Antrag debattieren,
der bereits an den Ausschuss Uberwiesen worden
ist. Nachdem sich nun die Mehrheitsfraktion aus-
reichend selbst gelobt hat, miissen wir uns die An-
gelegenheit dann doch einmal ndher ansehen und
den Gesamtkontext der Nachwuchsgewinnung
durch die hamburgische Polizei betrachten. Die
nach dem Beschluss wieder eingefihrte Alimenta-
tion in den ersten Ausbildungsmonaten sei den an-
gehenden Hamburger Polizisten durchaus ge-
gonnt. Leider ergibt sich aber bei genauerer Lektl-
re der Drucksache, dass die SPD &hnlich wie bei
der Abschaffung der Studiengebiihren ein Danaer-
geschenk plant, denn die Finanzierung der vorge-
zogenen Alimentation soll nach dem Senatswillen
aus Mitteln erfolgen, die bisher fiir die Verbesse-
rung der Studienbedingungen eingesetzt wurden.
Die angehenden Polizisten missen die friher an-
gesetzte Alimentation mit einer Verschlechterung
der Studienbedingungen selbst bezahlen. Die SPD
folgt hier also dem gleichen Prinzip wie bei den all-
gemeinen Hochschulen — Wohltaten auf Kosten
der Betroffenen. Dass uns die Gesetzesénderung
dieser Drucksache als groRBer Wurf zur besseren
Nachwuchsgewinnung fir die Polizei in Hamburg
verkauft wird, ist aus unserer Sicht deutlich Gber-
trieben. Dass der Senat das von einer friheren
Birgerschaft einstimmig beschlossene funktions-
und leistungsorientierte Laufbahnverlaufsmodell,
LVM, vor allem durch finanziellen Aderlass immer
mehr vernachlassigt, gefahrdet aus unserer Sicht
die Nachwuchsgewinnung weit mehr, als die vor-
gezogene Alimentierung gegenzusteuern vermag.
Unklare, unberechenbare, intransparente Beforde-
rungserwartung, Beférderungsstau und eine hohe
Gefahr, vor Gericht sein Recht gegen seinen
Dienstherrn einklagen zu miussen, schrecken vor
dem Beruf des Polizisten in Hamburg ab. Auch das
in den vergangenen Monaten zunehmend ver-
scharfte Flhrungsprinzip Polizei von oben wirkt auf
besonders interessierte und informierte Bewerber
sicher wenig anziehend. Angesichts der im Haus-
halt gut versteckten indirekten Kiirzungen beim Po-
lizeipersonal durch geplante Erhéhungen der Va-
kanzen scheint sich der Senat bereits auf weniger
Nachwuchs einzustellen, dies leider auf Kosten der
Hamburger Sicherheit. Die wieder vorgezogene
Alimentierung unserer zuklnftigen Polizisten ist
selbst bei optimistischer Betrachtung nur ein Trop-
fen auf den heil3en Stein. Wenn Hamburg auch zu-
kiinftig geeignete und qualifizierte Polizisten haben
will, dann muss der Senat endlich die strukturellen
Hausaufgaben erledigen, um den in der heutigen
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Gesellschaft zunehmend schwierigen Dienst bei
unserer Polizei attraktiv zu gestalten. Dazu z&hlen
natirlich auch die ungemachten Hausaufgaben,
die Ihnen die Vorgéangersenate sicherlich hinterlas-
sen haben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Eva Gimbel: Frau Schnei-
der, Sie haben das Wort.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren, Frau Prasidentin! Ehrlich gesagt weil3
ich nach dem Verlauf der Debatte gar nicht, ob ich
jetzt etwas sagen soll. Ich habe mir eigentlich eine
Menge kluger Sachen aufgeschrieben, aber ich
habe den Eindruck, dass wir die im Ausschuss dis-
kutieren sollten, und deswegen beende ich jetzt
meine Rede. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giumbel: Jetzt hat Sena-
tor Neumann das Wort.

Senator Michael Neumann:* Frau Prasidentin,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Mir ging
es ahnlich wie jetzt Ihnen, Frau Schneider, nach
der Rede von Herrn Munster. Ich dachte, eigentlich
ist alles Wesentliche gesagt.

(Heiterkeit bei der LINKEN)

Es ist aber so, dass einige Fragen aufgeworfen
wurden und zum Teil Dinge miteinander verrihrt
wurden, die nicht unbedingt etwas mit der Realitat
zu tun haben. Deswegen habe ich natirlich ein
groBes Interesse zu helfen, den Kenntnisstand
weiterzuentwickeln — ohne belehrend wirken zu
wollen. Zum einen finde ich es, Herr van Vormizee-
le — Sie wissen, dass ich Sie personlich aul3eror-
dentlich schatze —, schon bedenkenswert, wenn
Sie von einer nur kleinen Gruppe von Betroffenen
sprechen. Ungerechtigkeiten messen sich nicht an
der Zahl der negativ Betroffenen, sondern messen
sich daran, ob etwas gerecht oder ungerecht ist.

(Beifall bei der SPD)

Mag die Gruppe auch in Relation zur Gesamtheit
klein sein, bleibt es trotzdem nicht richtig, und des-
wegen macht der Senat dem Ersuchen der Burger-
schaft folgend jetzt diesen Vorschlag, den wir dann
morgen im Ausschuss beraten werden. Sehr ge-
ehrte Frau Modller, bei Ihnen klang ein bisschen die
Erwartung nach dem ganz groRen Wurf durch. Und
wenn der ganz grof3e Wurf nicht kommt, dann sa-
gen Sie, wir wirden nur herumstoppeln. Sie wis-
sen aufgrund lhrer Erfahrung im Parlament und
zum Teil in Regierungsverantwortung, zumindest
auf parlamentarischer Seite, dass so etwas wie die
Neugestaltung der Polizeiausbildung mit all den
hochschulrechtlichen Rahmenbedingungen natuir-

lich zligig bearbeitet werden muss, aber nicht ha-
stig. Das heif3t auf gut Deutsch: Vor dem Wagen
kommt das Wagen. Man muss so etwas ordentlich
machen, damit es nicht schiefgeht, denn man ist
fur die Ausbildung der jungen Menschen verant-
wortlich. Da darf man keinen Fehler machen, we-
der als Senat, der einen Vorschlag macht, noch als
Parlament, das am Ende das Gesetz beschlielit.
Aus meiner Sicht kann das aber kein Grund sein,
jetzt einen Jahrgang einzustellen, der acht Monate
auf sein Gehalt verzichten muss. Deshalb haben
wir uns entschieden, dem burgerschaftlichen Ersu-
chen, das mit lhnen zusammen beschlossen wor-
den ist, nachzukommen und zumindest vorzu-
schlagen, die Alimentation wiederherzustellen. Es
verwundert mich zumindest, wenn wir als sozialde-
mokratisch geflhrter Senat das machen, was sich
damals die GAL gewiinscht hat, die GRUNEN
dann aber heute sagen, es sei ihnen zu stoppelig.

(Beifall bei der SPD)

Sehr geehrter Herr Jarchow, was die Attraktivitat
eines Arbeitgebers angeht, so haben Sie in lThrem
beruflichen Umfeld doch Erfahrungen dazu gesam-
melt. Und anders als Sie haben wir nattrlich nicht
die Mdoglichkeit, den einen oder anderen Gonner
anzusprechen und um Unterstiitzung zu werben.
Wir missen im Rahmen der Schuldenbremse, die
Sie dankenswerterweise mitbeschlossen haben,
damit zurechtkommen. Wie sollen wir es aber hin-
bekommen, wenn |hre Behauptung wirklich ernst
gemeint ist, Personal abzubauen, wenn wir jedes
Jahr 250 junge Kolleginnen und Kollegen einstel-
len? Das macht in dieser Legislaturperiode 1000
neue Polizistinnen und Polizisten. Ubrigens dauert
eine Legislaturperiode vier Jahre, Herr van Vormi-
zeele,

(Beifall bei Tim Golke DIE LINKE)

Sie hatten das vorhin schon, in welcher Erwartung
auch immer, auf funf Jahre hoch gerechnet. Wir
stellen mehr Personal ein, als Mitarbeiter in diesen
vier Jahren in Pension gehen. Das heil3t, wir wer-
den im Jahr 2015 sogar mehr Personal eingestellt
haben, als zu dem Zeitpunkt gebraucht werden
wird, sodass wir die héheren Abgange ab 2016 so-
gar zum Teil damit abfedern kénnen. Diese Zahlen
sind nachlesbar. Sie sind herzlich zu den Vereidi-
gungen eingeladen, um einmal nachzuzéhlen, ob
wirklich genug Polizistinnen und Polizisten auf dem
Hof stehen. Wir bilden jedes Jahr 250 neue Poli-
zeischiler und Polizeischilerinnen aus, und das ist
eine klare Zusage und ein verlassliches Wort des
Senats zur Frage der Nachwuchsférderung.

(Beifall bei der SPD)

Letzter Punkt, um es entsprechend kurz zu ma-
chen. Sie haben véllig recht, es ist schwer zu ertra-
gen, dass Mitarbeiter auf den Klageweg verwiesen
werden, wenn es um ihre Rechte geht. Das ist
aber nicht bei der Hamburger Polizei der Fall ge-
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wesen, sondern bei der Hamburger Feuerwehr,
und Sie wissen auch, wer die Verantwortung in der
Vergangenheit dafiir getragen hat. Sie kennen
auch meine Haltung, die Haltung des Fraktionsvor-
sitzenden und die des innenpolitischen Sprechers
dazu. Das gehdrt, wie Sie es charmant formuliert
haben, zu den Altlasten.

(Zuruf von Kai Voet van Vormizeele CDU)

So gesehen stehen wir beide im beruflichen Um-
feld — Sie eher im sportlichen Bereich, ich eher im
politischen Bereich — vor der Aufgabe, Altlasten
aufzuarbeiten. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, stelle ich fest,
dass die Drucksache 20/4847 debattiert worden
ist. Da der Senatsantrag bereits im Vorwege an
den zustandigen Fachausschuss Uberwiesen wur-
de, bedarf es heute hierzu keiner weiteren Abstim-
mung.

Ich rufe dann den Punkt 12 auf, das ist die Druck-
sache 20/4892, Unterrichtung durch die Présiden-
tin: Burgerschaftliches Ersuchen vom 26. Oktober
2011 "Fachkraftemangel auf neuem Rekordstand
— examinierte auslandische Studierende sollten
mehr Zeit zur Arbeitsaufnahme erhalten”.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 26. Oktober
2011 "Fachkriftemangel auf neuem Rekord-
stand — examinierte ausldndische Studierende
sollten mehr Zeit zur Arbeitsaufnahme erhal-
ten” (Drs. 20/1811)

— Drs 20/4892 —]

Wer wiinscht das Wort? — Herr Abaci, bitte, Sie ha-
ben es.

Kazim Abaci SPD:* Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren! 200 000 Stu-
denten aus Nicht-EU-Landern gibt es derzeit an
deutschen Hochschulen, in Hamburg sind es et-
wa 9000, und bei denjenigen, die aus Nicht-EU-
Landern kommen, bilden die Asiaten die grof3te
Gruppe. Der Sachverstandigenrat fur Integration
und Migration hat im April 2012 eine Studie vorge-
legt, die besagt, dass 80 Prozent der befragten
Masterstudierenden nach dem Examen und
67 Prozent der Doktoranden gern in Deutschland
bleiben wirden. Sie nennen als wichtigste Motive
die guten Aussichten auf dem deutschen Arbeits-
markt und den Wunsch nach internationaler Be-
rufserfahrung. Tatsachlich aber bleibt nur ein gutes
Viertel der auslandischen Studierenden nach dem
Examen in Deutschland.

(Glocke)

Vizeprasidentin Dr. Eva Gumbel (unterbre-
chend): Entschuldigen Sie, Herr Abaci. — Heiter-
keitsausbriiche sind gut schén, aber bitte vor den
Taren des Parlaments, denn sonst kdnnen wir den
Ausfihrungen hier nicht folgen. Bitte, fahren Sie
fort.

Kazim Abaci SPD (fortfahrend): Fir viele stellt
sich die deutsche Sprache immer wieder als Pro-
blem dar, zum anderen aber spielen die Diskrimi-
nierungserfahrungen im Alltagsleben eine Rolle.
39 Prozent der Befragten gaben an, wegen ihrer
Herkunft diskriminiert worden zu sein. Das heif3t,
relativ wenige auslandische Studierende bleiben
nach dem Examen in Deutschland. Dieser Verlust
an 6konomischem und kreativem Potenzial ist fur
den Wissenschafts- und Wirtschaftsstandort
Deutschland kontraproduktiv.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen diesem Schwund entgegenwirken und
arbeiten auf verschiedenen Ebenen an der Ver-
besserung der Situation. Der hamburgische Senat
hat sich auf ein birgerschaftliches Ersuchen vom
Oktober 2011 bereits erfolgreich fur Verbesserun-
gen auf Landes- und Bundesebene eingesetzt. Auf
Landesebene werden Informationen fur Studieren-
de dber ein Studium an der Universitat Hamburg
vor allem im Internet auf teilweise mehrsprachigen
Websites bereitgestellt. Die Behorde fur Wissen-
schaft und Forschung fuhrt jahrlich eine behérden-
und hochschulibergreifende Informationsveran-
staltung fur die Zielgruppe durch. Die Behorde fir
Inneres und Sport wird in absehbarer Zeit eine
Ubersicht tiber auslanderrechtliche Regelungen im
Zusammenhang mit einem Hochschulstudium als
Broschire zur Verfigung stellen. Auf Bundesebe-
ne hat sich der hamburgische Senat erfolgreich da-
fur eingesetzt, dass die Bedingungen fiir die Auf-
enthaltsdauer und die Frist fur die Stellensuche
nach einem abgeschlossenen Studium deutlich
verbessert worden sind. Das begrtifRen wir sehr.

(Beifall bei der SPD)

Das Gesetz zur Umsetzung der Hochqualifizierten-
Richtlinie ist zum 1. August 2012 in Kraft getreten
und bringt fiir auslandische Studierende, Auszubil-
dende und Absolventen folgende Verbesserungen.
Die Studierenden dirfen wahrend des Studiums
bis zu 120 Tage statt bisher 90 Tage im Jahr arbei-
ten. Die Hochschulabsolventen erhalten statt
12 Monate von nun an 18 Monate Zeit, einen Ar-
beitsplatz zu finden und durfen wahrend dieser
18 Monate uneingeschrankt statt bisher 90 Tage
im Jahr arbeiten. Die Auszubildenden in einer
schulischen oder betrieblichen Berufsaushildung
dirfen kinftig bis zu zehn Stunden wdchentlich ei-
ne Nebenbeschéftigung austben; bisher war das
nicht erlaubt. Die Absolventen einer schulischen
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oder betrieblichen Berufsaushildung erhalten ein
Jahr Zeit, einen dem Berufsabschluss angemesse-
nen Arbeitsplatz zu finden und dirfen wahrend die-
ses Jahres uneingeschrankt arbeiten. Bisher hat-
ten sie keinen regelhaften Zugang zum Arbeits-
markt.

Meine Damen und Herren! Es bleibt noch viel zu
tun, aber wir sind insgesamt auf einem guten Weg,
um auslandische Studierende und Fachkréfte in
groRRerer Anzahl als bisher dazu zu bewegen, auch
hier zu bleiben. Der hamburgischen Wirtschaft tut
es gut, wenn sie mehr fahige junge Leute mit inter-
kulturellem Hintergrund einstellen kann. Diese jun-
gen Menschen sind eine Bereicherung und bilden
einen wichtigen Standortfaktor fir unsere Stadt.
— Vielen Dank.

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Frau Prien, Sie
haben das Wort.

Karin Prien CDU:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Mir ging es bei der Lektire der
Tagesordnung ganz ahnlich wie meinem Kollegen
van Vormizeele. Ich fragte mich, wie es um unsere
arme SPD bestellt ist,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Gut ist es um sie
bestellt!)

wenn ein solches Thema zur Debatte angemeldet
wird. Man kann es kaum fassen.

(Beifall bei der CDU — Philipp-Sebastian
Kihn SPD: Liegt lhnen das Thema nicht am
Herzen?)

Ich will betonen, dass ich nicht deshalb so entsetzt
oder so Uberrascht gewesen bin, weil mir das The-
ma nicht am Herzen liegt. Wir als CDU-Fraktion
haben es im vergangenen Jahr schon mehrfach
zur Debatte angemeldet. Am 14. September 2011
haben wir ausfihrlich Gber das Thema Fachkraf-
temangel und Fachkraftesicherung in Hamburg de-
battiert. Ich bin deshalb so Uberrascht, weil wir
Ubereinstimmend feststellen kénnen, wenn man
sich Ihren Antrag aus dem vergangenen November
anschaut, dass die Ziffern 2 bis 5 Ihres Ersuchens
samtlich abgearbeitet worden sind, und zwar nicht
etwa durch irgendwelche Leistungen, die irgendwie
in Zusammenhang mit der Hamburger SPD ste-
hen, sondern durch die Leistung der schwarz-gel-
ben Bundesregierung in Berlin, die anerkennens-
werterweise sowohl das Bundesanerkennungsge-
setz als auch das Gesetz zur Umsetzung der
Hochqualifizierten-Richtlinie auf den Weg gebracht
und in Kraft gesetzt hat.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wenn Sie also heute Abend mit uns Uber die er-
folgreiche Politik der Bundesregierung diskutieren
wollen, so kann ich das nur begrifRen und will den
Ball insofern gern aufnehmen. Leider aber muss

ich feststellen, dass die Performance und die Bi-
lanz des Hamburger Senats in diesem ach so
wichtigen Bereich fur unsere Stadt und die Ham-
burger Wirtschaft leider keineswegs so erfolgreich
ist. Tatsache ist ndmlich, dass wir nach wie vor,
auch nach mehr als eineinhalb Jahren lhrer Legis-
laturperiode, auf ein Fachkraftekonzept warten.
Das gibt es namlich in Hamburg noch nicht und es
ware vielleicht schén, wenn Sie sich, anstatt mit
der guten Arbeit der Bundesregierung, einmal mit
ihren eigenen Hausaufgaben beschéftigen wirden.

(Beifall bei der CDU)

Fachkréaftemangel ist ein Problem fir Hamburg und
ist ein zunehmend grof3es Problem fir die hambur-
gische Wirtschaft. Aber was tut denn der Hambur-
ger Senat tatséchlich? Sie schalten Internetseiten
und die sind tatsachlich teilweise auch mehrspra-
chig. Das ist wirklich eine tolle Leistung. Was tun
Sie noch? Sie loben das Hamburg Welcome Cen-
ter. Das Hamburg Welcome Center, eingefihrt
vom CDU-gefuhrten Senat, ist eine sehr wichtige
und gute Einrichtung und tragt zur Willkommens-
kultur in unserer Stadt bei, aber darauf ausruhen
sollte der Senat sich nicht und Sie als SPD-Frakti-
on auch nicht.

(Beifall bei der CDU)

Was horen wir aber, wenn wir dann nachfragen,
wie zuletzt mit einer Anfrage zum Thema Anwer-
bung von Fachkréaften aus Spanien und Portugal?
Dann horen wir, dass der Senat sich damit nicht
befasst habe und das auch gar nicht so interessant
finde, anders als andere Bundesléander wie zum
Beispiel Hessen oder Baden-Wirttemberg oder die
Stadt Minchen, die sich bereits intensiv um Inge-
nieure und medizinische Fachkrafte wie Pflegeper-
sonal aus den sldeuropaischen Landern kim-
mern, was im Ubrigen auch die Bundesagentur fur
Arbeit dringend empfiehlt. Als wir den Antrag ein-
gebracht haben, Hamburg mége doch fir einen
Preis von etwa 10 000 Euro dem OPENCities Mo-
nitor beitreten, ein Monitoring-System, das sich mit
der Frage der Attraktivitdt von Metropolen fur Men-
schen aus Drittstaaten, aus der Européischen Ge-
meinschaft beschéaftigt, da war lhnen das zu teuer
nach dem Motto, das hat Hamburg doch nicht no-
tig. Die zustandigen Ausléanderbehoérden der Stadt
Hamburg sollten erkennen, dass wir Uber die Zeit
hinweg sind, als es in der Auslanderpolitik darum
ging, mdglichst viele Menschen abzuwehren, und
dass es inzwischen darum geht, die Stadt so at-
traktiv zu machen, dass die Leute Uberhaupt Lust
haben, nach Hamburg zu kommen.

(Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg
Ubernimmt den Vorsitz.)

Wir befinden uns jetzt in einem internationalen
Wettbewerb, Hamburg muss attraktiv werden, und
dazu tragen Sie bisher leider sehr wenig bei.
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Ich kann lhnen nur empfehlen, sich einmal das
Konsenspapier anzuschauen, an dem lhr ehemali-
ger SPD-Fraktionsvorsitzender im Bundestag, Pe-
ter Struck, und Armin Laschet beteiligt waren.
Schauen Sie sich an, wie man gute Auslanderpoli-
tik in einer Stadt wie Hamburg macht. Es gibt hier
viel zu tun, bitte tun Sie es auch. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Prien. — Das Wort hat Frau Demirel.

Phyliss Demirel GRUNE: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Diese Anfrage und die damit
verbundene Drucksache basieren auf der Hoch-
qualifizierten-Richtlinie der Europaischen Union.
Wie in der Drucksache dargestellt wurde, sind die
Forderungen Teil dieser Richtlinie. Sie haben eini-
ge Punkte herausgepickt, die ebenfalls Gegen-
stand des aktuell umgesetzten Gesetzes sind. Die
Hochqualifizierten-Richtlinie ist, wie bekannt, seit
dem 1. August dieses Jahres in Kraft. Ich will die
Drucksache auf keinen Fall schlechtreden. Zu
Punkt 1 mdchte ich nur sagen, dass es nach Ein-
schatzung der Behorde bereits eine Reihe von
MaRnahmen gibt, die zur Bekanntmachung der
Hamburger Hochschulen im Ausland dienen. Das
Problem liegt nicht in mangelhafter Werbung, son-
dern in der Attraktivitdt der Hamburger Hoch-
schulen. Anstatt mehr Geld fur Werbung zu ver-
schwenden, sollte Hamburg diese Mittel in die
Qualitat der Universitaten investieren. Einerseits
wollen Sie, dass mehr Menschen in Hamburg stu-
dieren, andererseits sparen Sie die Universitaten
kaputt; das passt nicht zusammen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Diese Politik wird uns nicht helfen, mehr Studis
nach Hamburg zu locken.

Trotz Senkung der Zulassungsquote auf rund
5 Prozent fir Studienbewerberinnen aus Nicht-
EU-L&ndern gibt es noch immer Luft nach oben.
Dafur gibt es folgende Erkléarung: Erstens sind die
Hamburger Hochschulen fur Eltern mit grof3em
Geldbeutel nicht attraktiv. Sie schicken ihre Kinder
lieber in die USA, nach Kanada oder nach Eng-
land. Zweitens sind die Zulassungs- und Aufent-
haltsbedingungen mit einem solchen birokrati-
schen Aufwand verbunden, dass es nicht selten
vorkommt, dass die Bewerberinnen vor oder nach
ihrer Zulassung gar kein Visum erteilt bekommen
oder es nicht schnell genug geht, sodass sie sogar
Semester verlieren. Solch einen Fall habe ich im
letzten Jahr selbst erlebt, dass die Bewerberin da-
durch ein Semester verloren hat; das darf nicht
vorkommen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Drittens stellt der Nachweis zum eigenstandigen
Lebensunterhalt eine groRe Hurde dar. Dadurch

werden viele Bewerberinnen aus Nicht-EU-Lan-
dern von vornherein ausgeschlossen. Es kann
nicht sein, dass wir den Zugang zu Wissenschaft
und Bildung von der Geldbédrse der Eltern abhan-
gig machen. Wir tragen eine Verantwortung fur die
Entwicklungs- und Drittlander, und das sollten wir
nicht nur vor Weihnachten durch Spenden zeigen,
sondern indem wir unseren Wissenschafts- und
Bildungsstandort fiir alle 6ffnen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ich war drei Jahre lang beim AStA der Uni Ham-
burg als Beraterin in diesem Bereich tatig, und Sie
kénnen sich nicht vorstellen, mit welchen Hirden
und Barrieren die Studienbewerberinnen und Stu-
denten zu kdmpfen haben. Mit der Hochqualifizier-
ten-Richtlinie der EU sind einige wichtige Schritte
in die richtige Richtung getan worden, aber die
Bundesregierung hat wieder versucht, mit Scheu-
klappen Probleme zu lI6sen. Nehmen Sie zum Bei-
spiel die arbeitsplatzunabhéngige Einwanderung
von Hochschulabsolventen aus Nicht-EU-Landern.
Sie kdnnen fir sechs Monate einreisen, um sich
einen Job zu suchen. Das ist gut, das ist wunder-
bar, aber warum wird in der Richtlinie festgeschrie-
ben, dass diese Regelung nach vier Jahren aus-
lauft? Das ist doch nicht die Willkommenskultur,
die wir ausstrahlen wollen. Ich habe dieses Bei-
spiel genannt, um deutlich zu machen, dass wir
zwar einen Schritt nach vorn machen, diesen
Schritt aber dann wieder mit nicht nachvollziehba-
ren Hirden blockieren.

Meine Damen und Herren! Ich will nicht lange re-
den, es gibt Verbesserungsbedarf in diesem Be-
reich und diese Verbesserungen sollten wir ge-
meinsam anfassen. Es reicht nicht aus, Aufent-
haltsfristen von 12 auf 18 Monate zu verlangern,
wenn die Voraussetzungen in Hamburg nicht ver-
bessert werden. Wir missen die Attraktivitat der
Hochschulen in Hamburg erhéhen, um mehr Stu-
dierende und Hochschulabsolventen nach Ham-
burg zu holen und hier zu halten. Wir missen bu-
rokratische Hirden abbauen, Hochschulzugangsvi-
sa erteilen, Beschéaftigungsmdoglichkeiten erleich-
tern und fur die notwendigen Mittel sorgen, um die
Qualitat und die damit verbundene Attraktivitat der
Hochschulen zu erhéhen. Wir miissen gemeinsam
mit anderen Bundesléandern eine Initiative auf den
Weg bringen, um einen gleichberechtigten Zugang
zu Hochschulen, unabhéangig vom Geldbeutel der
Eltern oder von Birgschaften, zu gewahrleisten.
Auch Studierende aus Nicht-EU-Landern missen
die Mdglichkeit haben, ab dem ersten Semester
neben dem Studium zu jobben. Verlangerte Auf-
enthaltsfristen nach Abschluss des Studiums hel-
fen nur bedingt gegen den Fachkraftemangel.

Wir haben eine Vorrangregelung beim Zugang
zum Arbeitsmarkt, und das gilt auch fur die Hoch-
schulabsolventen, die wir hierbehalten wollen. Das
ist absurd. Wir missen endlich wegkommen von
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der Scheuklappenpolitik und einfach sagen: Ja, wir
wollen euch, wir brauchen euch, kommt gern zu
uns. Wir missen eine Willkommenskultur schaffen.
Dazu gehodren auch langfristige Perspektiven und
die Mdglichkeit zum Familiennachzug. Eine grund-
legende Neuausrichtung der Zuwanderungspolitik
muss her. Wir sollten endlich damit aufhéren, uns
in die Tasche zu ligen. Wir brauchen eine Will-
kommenskultur, die ihrem Namen gerecht wird.
Nur so sind wir und unsere Wirtschaft zukunftsfa-
hig. — Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Demirel. — Das Wort hat Herr Dr. Kluth.

Dr. Thomas-Sonke Kluth FDP: Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Im letz-
ten Jahr hat die Birgerschaft auf Vorschlag der
Mehrheitsfraktion ein Ersuchen verabschiedet, in
dem der Senat dazu aufgefordert wird, etwas ge-
gen den Fachkréftemangel zu tun. Das war nach
Auffassung unserer Fraktion gut so, denn in vielen
Hamburger Betrieben wird bekanntlich handerin-
gend nach Fachkraften gesucht. Das betrifft seit
Langerem insbesondere technische und IT-Berufe,
setzt sich im handwerklichen Bereich fort und
schlagt sich mittlerweile auch verstarkt auf medizi-
nische Berufe und Pflegeberufe nieder. So weit hat
die SPD das richtig erkannt, und das ist schon ein
guter Anfang.

Wenn ich mir aber die Antwort des Senats auf das
Ersuchen ansehe, dann ist das, was der Senat zu-
sammengetragen hat, zwar nicht falsch, aber es ist
auch nicht allzu viel. Zunachst einmal stellen wir
fest, dass ein Ersuchen zu dem derzeit wohl drén-
gendsten Problem in der Wirtschaftspolitik vom
Prases der Behorde fir Inneres und Sport beant-
wortet wird. Nun ist mir schon klar, dass das aus
formalen Griinden und aufgrund der Zustandigkeit
der hier behandelten Rechtsbereiche so ist, aber
ob das den Bedirfnissen der auslandischen Be-
rufstatigen einerseits und den Hamburger Unter-
nehmen andererseits optimal Rechnung tragt, hal-
te ich durchaus fur fraglich. Was mich aber viel
mehr stort, ist ein ganz anderer Sachverhalt. Auf
dreieinhalb Seiten legt der Senat uns detailliert
dar, auf welchen Wegen bereits heute im Ausland
Uber Studienangebote informiert wird. Der Senat
schlisselt uns auf, auf welchen Internetseiten An-
gebote zu finden sind. Wir erfahren, an welchen
Auslandsmessen sich die Stadt beteiligt, und der
Senat stellt fest, dass er in Sachen Arbeitserlaub-
nis fur auslandische Hochschulabsolventen nicht
mehr aktiv werden muss, da, Frau Prien hat darauf
hingewiesen, die Bundesregierung bereits die Ar-
beit abgenommen und mit der Hochqualifizierten-
Richtlinie eine wichtige Reform umgesetzt hat. Das
ist alles schén und gut, aber das entspricht nicht
dem eigentlichen Anliegen des birgerschaftlichen

Ersuchens. Der Senat hat letztlich nur Mal3hahmen
aufgelistet, die sich als nicht ausreichend erwiesen
haben, um den Fachkraftemangel zu bekéampfen.
Der Senat erschopft sich also in einer passablen
Beschreibung des Status quo, verweigert aber
kreative Ideen und Konzepte, um aktiv mehr Fach-
krafte nach Hamburg zu ziehen. Das ist umso dra-
matischer, als er selbst das Problem langst erkannt
hat. Ende April dieses Jahres war es Senator
Scheele, der bei einer Veranstaltung des "Demo-
graphie Netzwerkes" prognostizierte, dass mittelfri-
stig etwa 100 000 Fachkrafte in der Stadt fehlen
— eine dustere und dramatische Prognose, vor al-
len Dingen fir die vielen kleinen und mittleren Un-
ternehmen der Stadt, die im Wettbewerb um kluge
Kopfe ins Hintertreffen geraten werden, und eine
distere Prognose fur die Stadt, der Chancen fir
Wachstum und fur Beschéftigung und somit fir si-
chere Jobs verloren gehen. Die FDP-Fraktion ist
deshalb der Meinung, dass es hdéchste Zeit ist,
noch aktiver zu werden, und wir wollen vier konkre-
te Vorschlage unterbreiten.

Erster Punkt: Bereits im vergangenen Jahr haben
wir angeregt, die Werbung fir Hamburg als Ar-
beits- und Lebensmittelpunkt flr ausléandische
Fachkréfte in das Hamburg-Marketing miteinzube-
ziehen. Bislang ist wenig, um nicht zu sagen,
nichts, passiert. Wir erinnern deshalb an diesen
Vorschlag.

Zweiter Punkt: Eine intensive und aktive Informati-
onspolitik Uber Studien- und Ausbildungsmdglich-
keiten in Hamburg bietet sich gerade jetzt an, da
viele Tausend Jugendliche in unseren EU-Nach-
barstaaten nach Jobs suchen. Nur ein Beispiel: In
Barcelona etwa liegt die Jugendarbeitslosigkeit bei
zurzeit Uber 40 Prozent, hdchste Zeit also und ein
guter Anlass, mit dortigen Schulen und Hoch-
schulen Kooperationen einzugehen und sich aus-
zutauschen.

Dritter Punkt: Hochschulabsolventinnen und Hoch-
schulabsolventen, die bereits in Hamburg sind,
sollten schnell und unbulrokratisch in Arbeit ge-
bracht werden. Dazu bedarf es auch einer noch
verstarkten Willkommenskultur in den zustandigen
Behorden und einer Uberprifung, was die Griinde
dafur sind — Herr Abaci hat das angesprochen —,
dass Migranten derzeit nach wie vor Uberdurch-
schnittlich von Arbeitslosigkeit betroffen sind.

Zu guter Letzt der vierte Punkt: Gute Werbung fir
den Hochschulstandort Hamburg ist wichtig, noch
wichtiger sind aber gute Hochschulen selbst. Der
Sparkurs von Senatorin Stapelfeldt tragt nicht dazu
bei, die Universitaten und Fachhochschulen attrak-
tiver zu machen.

All diese MaRRnahmen, die wir vorgestellt haben,
muissen eingepasst werden in ein Gesamtkonzept
zur Bekdmpfung des Fachkraftemangels. Dieses
Konzept wurde uns bereits mehrfach vom Senat
angekindigt. Es liegt immer noch nicht vor. Wir er-
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warten es mit Spannung, aber nicht mehr mit viel
Geduld. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Dr. Kluth.

Bevor ich jetzt Frau Ozdemir das Wort gebe,
mdchte ich an Sie alle appellieren, Ihre Gesprache
einzustellen. Wenn Sie sich unterhalten wollen, tun
Sie das bitte vor der Tir und lauschen Sie nur dem
Redner. Frau Ozdemir hat das Wort.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Jetzt ist
aber eine Rednerin dran!)

— Es freut mich, dass Sie aufgepasst haben.
(Christiane Schneider DIE LINKE: Immer!)

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Sehr geehrter Herr
Président, meine Damen und Herren! Als Fraktion
DIE LINKE begriBen wir die Umsetzung der
EU-Richtlinie. Bei diesem Gesetz handelt es sich
um eine verspatete Reaktion auf den allseits be-
klagten Fachkraftemangel. Ein Blick in die Ge-
schichte der Zuwanderungspolitik der Bundesrepu-
blik zeigt, dass Deutschland im Umgang mit Aus-
landern immer hinterherhinkt. Erst sollten die Ar-
beitskrafte rein, aber sie sollten sich nicht integrie-
ren, dann waren es plotzlich zu viele, und dann
wurde nach Jahren hektisch festgestellt, dass wir
Auslander als Fachkrafte brauchen.

Im SPD-Antrag vom letzten Jahr wird ganz richtig
auf die Empfehlung des Sachverstandigenrates
deutscher Stiftungen fiir Integration und Migration
verwiesen; Herr Abaci hat einen gewissen Teil in
seiner Rede erwahnt. Dieser Sachverstandigenrat
hat auch eine Studie erstellt, in der Bleibeabsich-
ten von Studierenden von Nicht-EU-Staaten unter-
sucht werden. Aus ihr geht hervor, dass zwei Drit-
tel gern bleiben wirden, dies aber nur einem Vier-
tel wirklich gelingt. Es gibt viele Probleme, die be-
klagt werden, unter anderem der Informationsman-
gel. Was aber noch ausschlaggebender ist und
was auch Herr Abaci erwahnt hat, ist, ganz wichtig,
dass knapp 40 Prozent erklart haben, dass sie
Rassismus und Diskriminierung erfahren haben.
Die beschlossenen Gesetzesanderungen, Uber die
wir heute sprechen, sind unserer Auffassung nach
alles andere als ausreichend.

(Beifall bei der LINKEN)

Nach wie vor gilt eine Promotion nicht als Studien-
abschluss im Sinne des Aufenthaltsgesetzes. Auch
gibt es zahlreiche Erschwernisse wahrend des Stu-
diums. Schwierig ist fur viele vor allem der Nach-
weis eines ausreichenden Einkommens, das Vor-
aussetzung fur die Erteilung eines Aufenthaltstitels
zum Studium ist. Auslandische Studierende dirfen
nur 120 Tage im Jahr arbeiten. Das ist zu wenig.
Wenn sie ein freiwilliges Praktikum machen, dann

werden diese Tage von den 120 Tagen abgezo-
gen. Das ist nicht fair.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Senator Neumann fiihrt in seiner Mitteilung
zum burgerschaftlichen Ersuchen aus, dass Absol-
ventinnen und Absolventen sich unter anderem
beim Hamburg Welcome Center und ihrer zustan-
digen Auslanderdienststelle beraten lassen kon-
nen. Ich moéchte Herrn Neumann Folgendes vor-
schlagen: Versuchen Sie doch einmal, sich in den
Auslanderabteilungen Wandsbek, Altona oder
Hamburg-Mitte beraten zu lassen. Gehen Sie
nachts dort hin und stellen Sie sich in die Schlan-
ge. Wenn Sie Glick haben, bekommen Sie eine
Wartenummer. Machen Sie den Selbstversuch und
bringen Sie dann die Empathie auf, sich zu Uberle-
gen, ob Sie als Auslander Hamburg ihr Fachwis-
sen zur Verfligung stellen méchten.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch im Hamburg Welcome Center sieht die Situa-
tion nicht rosig aus. Sie wissen, dass das Hamburg
Welcome Center die Anlaufstelle fur die Privilegier-
ten unter den Auslandern ist. Das Center macht si-
cher im Rahmen seiner Mdglichkeiten eine fachlich
gute Arbeit, aber auch hier fehlen personelle Res-
sourcen. Wegen Uberbelastung ist zurzeit selbst
eine telefonische Erreichbarkeit nicht mehr gege-
ben. Das kénnen Sie auf der Homepage deutlich
lesen.

Wir haben in dieser Stadt noch viel zu tun, wenn
wir uns wirklich das Ziel gesetzt haben, eine Will-
kommenskultur fir Menschen aus anderen Lan-
dern aufzubauen. Eine Willkommenskultur sieht je-
denfalls anders aus, unabhangig davon, ob sie aus
ethischen oder wirtschaftlichen Gesichtspunkten
erforderlich ist. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN und bei Phyliss De-
mirel GRUNE)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Ozdemir. — Das Wort hat Herr Senator
Neumann.

Senator Michael Neumann:* Sehr geehrter Herr
Prasident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Das burgerschaftliche Anliegen, dass auslan-
dische Absolventen deutscher Hochschulen besse-
re Chancen erhalten sollen, sich auf dem deut-
schen, auf dem hamburgischen Arbeitsmarkt zu
etablieren, hat sich aus meiner Wahrnehmung
auch im Bundestrend zu einem erheblichen Erfolg
entwickelt. Zum 1. August ist endlich die EU-Richt-
linie zur Blue Card in das deutsche Aufenthalts-
recht umgesetzt worden. Damit sind auch wesentli-
che Verbesserungen fir den Zuzug und die Inte-
gration auslandischer Fachkrafte geschaffen wor-
den. Diese Verbesserungen endlich erreicht zu ha-
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ben, kénnen sich diese Birgerschaft und dieser
Senat zugutehalten.

(Beifall bei der SPD)

In den Beratungen des Bundesrates hat der Senat
zwei wichtige Themen forciert vorangetrieben. Es
galt zum einen, die im blrgerschaftlichen Ersuchen
aufgefiihrten Verbesserungen fir auslandische
Hochschulabsolventen endlich zu erreichen. Ich
spreche von der Verlangerung einer Frist fir die
Suche eines angemessenen Arbeitsplatzes, der
Verbesserung der Nebenerwerbsmdglichkeiten
wahrend dieser Zeit und einer grof3ziigigen Hand-
habe bei der Frage, wann eine Tatigkeit dem er-
worbenen Hochschulabschluss angemessen ist.
Das Ergebnis kann sich aus unserer Sicht sehen
lassen. Auslandische Hochschulabsolventinnen
und —absolventen haben inzwischen 18 Monate
lang Zeit fiir die Suche nach einem angemessenen
Arbeitsplatz und dirfen wahrend dieser Zeit, das
ist wichtig, uneingeschrankt jede Tatigkeit — ohne
das Klischee zu sehr zu Uberdehnen —, sei es das
Taxifahren oder ein Trainee-Programm, als Ein-
stieg in einen qualifizierten Job ausuben. Zum an-
deren hat Hamburg sich weitgehend im Alleingang
fur bessere Arbeitsmarktchancen fir auslandische
Absolventen nichtakademischer Ausbildungen ein-
und letztlich auch im Bundesrat durchgesetzt. Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer an schulischen oder
betrieblichen Ausbildungen durfen jetzt wéhrend
ihrer Ausbildung im Umfang von zehn Stunden pro
Woche jobben und erhalten nach Abschluss ihrer
Ausbildung ein Jahr lang Zeit fir die Suche eines
angemessenen Arbeitsplatzes. Dabei will ich wohl
verstanden deutlich machen, dass ich nicht von
den Bildungsinlandern spreche, die bei uns aufge-
wachsen sind und ihre Heimat gefunden haben,
sondern von jungen Menschen, die aus dem Aus-
land und extra fur eine Ausbildung beispielsweise
am Hamburger Konservatorium in unsere Stadt ge-
kommen sind und es kiinftig wesentlich leichter ha-
ben werden, sich fiir ein erfolgreiches Berufsleben
in Deutschland zu entscheiden. Ich will in Richtung
der FDP sagen, weil mir das schon bei der Debatte
aufgefallen ist, dass es dabei nicht allein darum
geht, wirtschaftliche Interessen von Unternehmen
zu verfolgen, sondern auch darum, eine Willkom-
menskultur zu leben in dem Sinne, wie Sie es an-
gesprochen haben. Diese ist nicht nur an den wirt-
schaftlichen Interessen von Unternehmerinnen und
Unternehmern auszurichten, sondern auch an
dem, was gut fur unser Land ist. Deswegen sage
ich an dieser Stelle: Zuwanderung ist gut flir unser
Land.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN)

Auch die ubrigen Anderungen des neuen Ge-
setzes sind aus Sicht des Senats zu begrif3en.
Der Aufenthaltstitel der Blue Card EU bietet attrak-
tive Konditionen fiir Absolventinnen und Absolven-

ten an in- und auslandischen Hochschulen. Absol-
venten deutscher Hochschulen kénnen bereits
nach zwei statt bisher finf Jahren eine Niederlas-
sungserlaubnis erhalten, also wesentlich friher
und fir zunachst vier Jahre erprobt. Das haben Sie
kritisiert. Furs Auslanderrecht bedeutet das trotz-
dem einen Schritt nach vorn und ein Novum. Im
Aufenthaltsrecht wird eine neue Aufenthaltserlaub-
nis zur Arbeitsplatzsuche fur bis zu sechs Monate
fur Interessenten aus dem Ausland geschaffen.
Wer bisher nur mit einem Schengenvisum einrei-
sen konnte und dann nach erfolgreicher Arbeits-
platzsuche wieder ausreisen musste, um ein neues
nationales Visum zur Beschéftigung zu beantra-
gen, kann nun endlich ohne neue Aufenthaltser-
laubnis und entsprechend ohne Ausreise loslegen.
Das zeigt, wie irrsinnig die Regelung vorher war.
Das ist jetzt sehr pragmatisch, damit die Menschen
gleich hierbleiben und ihrer Arbeitstatigkeit nach-
gehen konnen. Das ist, sehr geehrte Abgeordnete
der FDP, dann vielleicht gut flr die Wirtschatft.

SchlieBlich sind die Nebenerwerbsmdoglichkeiten
fur auslandische Studierende von bisher 90 Tagen
pro Jahr auf 120 Tage pro Jahr erweitert worden,
was vielen die erforderliche Finanzierung des Stu-
dienaufenthalts in Deutschland erheblich erleich-
tern durfte. Auch wenn das aus Sicht der Links-
Fraktion nicht ausreicht, es ist trotzdem ein Rie-
senschritt nach vorne. Sie missen immer daran
denken, wer in Berlin im Moment noch regiert. Das
ist eine Determinante, die wir von Hamburger Seite
nicht auflésen kdnnen. Im Rahmen der Mdglichkei-
ten haben wir fur Hamburg, fir die Menschen und
schlussendlich auch fir die Wirtschaft einiges er-
reicht.

(Beifall bei der SPD)

Dariiber tun wir weit mehr, als tber fremdsprachi-
ge oder zumindest nicht-deutsche Homepages zu
informieren. Meine Behdrde hat gemeinsam mit
den Bezirken eine unbtrokratische Vorgriffsrege-
lung fur dieses Gesetz vereinbart, um die interna-
tionalen Studierenden noch vor Anbruch der Se-
mesterferien moglichst schnell und unbirokratisch
zu ihrem Recht kommen zu lassen. Daflr sind die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der bezirklichen
Auslanderabteilungen im Juli bereits zu vier Termi-
nen bei der Landesuniversitat, bei der TU Harburg
und bei der HAW ausgeschwarmt, um die neuen
Vergunstigungen unbirokratisch per Stempelab-
druck und Dienstsiegel vor Ort zu erteilen. Man
musste sich eben nicht in die langen Schlangen
einreihen, sondern wir sind zu den Studierenden in
die Hochschulen gegangen, um den Menschen
das neue Recht serviceorientiert nahezubringen.
Wir haben damit eine Vorgriffsregelung getroffen,
die schnittig und weitgehend interpretiert wurde,
aber vom Bundesgesetzgeber nicht kritisiert wor-
den ist und die fur die Studierenden sowie die
Menschen in Hamburg insgesamt eine gute Rege-
lung darstellt.
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(Beifall bei der SPD)

Davon haben allein 470 Studierende aufRerhalb
des Regelbetriebs in den AufRenabteilungen profi-
tieren kdnnen. Und ich will dieses patente Vorge-
hen seitens der Auslanderbehérde, da wir an an-
derer Stelle hier auch schon anders diskutiert ha-
ben, ausdricklich begruRen.

Herr Kerstan, zum Abschluss will ich noch ein per-
sonliches Wort an Sie richten, weil es in der Politik
auch eine personliche Betroffenheit gibt. Sie haben
den Vorwurf erhoben, dass die Auslanderpolitik
des Senats aus lhrer Sicht schlimmer sei als die
unter Schill.

(Jens Kerstan GRUNE: Nicht schlimmer,
das stimmt nicht!)

Das war lhre Bewertung, das steht lhnen zu. Aber
mit dem, was wir heute und in der Drucksache vor-
gestellt haben, haben wir weit mehr erreicht, als
Schwarz-Griin Uberhaupt zu tun bereit war, ge-
schweige denn zu denken. Dieser Vorwurf ist also
falsch und geht ins Leere.

(Jens Kerstan GRUNE: Und hat mit dem
Thema heute nichts zu tun!)

Er ist falsch, weil wir zeigen, dass wir in der Aus-
landerpolitik sehr wohl konstruktiv voranschreiten,
auch mit der Initiative, die wir gestern im Senat be-
schlossen haben. — Herzlichen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Senator Neumann.

Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor und
das scheint auch so zu bleiben. Dann stelle ich
fest, dass die Birgerschaft von der Drucksa-
che 20/4892 Kenntnis genommen hat.

Ich rufe dann die Tagesordnungspunkte 4b und 33
auf, das sind die Drucksachen 20/4620 und 20/
4982, GroRRe Anfrage der CDU-Fraktion: HAM-
BURG ENERGIE und Antrag der FDP- und der
CDU-Fraktion: Prifungsersuchen an den Landes-
rechnungshof hinsichtlich des o6ffentlichen Unter-
nehmens der HAMBURG ENERGIE GmbH und ih-
rer Tochter.

[GroRe Anfrage der CDU-Fraktion:
HAMBURG ENERGIE
— Drs 20/4620 -]

[Antrag der FDP- und der CDU-Fraktion:
Priifungsersuchen an den Landesrechnungs-
hof hinsichtlich des 6ffentlichen Unternehmens
der HAMBURG ENERGIE GmbH und ihrer
Tochter

— Drs 20/4982 -]

Wir hierzu das Wort gewlinscht? — Herr Hecht, Sie
haben es.

Heiko Hecht CDU:* Herr Vizeprasident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Die GroRe Anfrage wirft
eine Vielzahl von Fragen auf, die auch durch diese
weitere Anfrage nicht beantwortet werden. Im Kern
geht es um ordnungspolitische Fragen und freien
Wettbewerb in unserer Stadt. HAMBURG ENER-
GIE stellt in der aktuellen Ausgestaltung eine be-
trachtliche Form von Wettbewerbsverzerrung dar,
die nicht akzeptabel ist, zumindest nicht fur die
CDU-Fraktion. Gleichwohl hat die CDU kein Pro-
blem mit der Zielsetzung einer grundsatzlichen
Energiewende und der Griindung von HAMBURG
ENERGIE unter unserer Regierung seit dem
Jahr 2009. Wir kritisieren allerdings die konkrete
Umsetzung, denn freier Markt und Wettbewerb ste-
hen bei HAMBURG ENERGIE in einem eklatanten
Widerspruch zur Realitét.

(Zuruf von Jens Kerstan GRUNE)

— Sie kbénnen gleich noch das Wort fihren, Herr
Kerstan.

(Jens Kerstan GRUNE: Das mach ich auch!)

HAMBURG ENERGIE erhélt — anders als die Wett-
bewerber — durch das Back-up der Freien und
Hansestadt Hamburg unglaublich gunstige Darle-
hen am freien Kapitalmarkt. Des Weiteren werden
HAMBURG ENERGIE Gesellschafterdarlehen aus-
gereicht. Bis zu 9 Millionen Euro kénnen es sein,
aktuell sind es 5 Millionen Euro, die zu denkbar
glnstigsten Konditionen abgerufen sind und so am
freien Kapitalmarkt nicht verfugbar sind. Wenn das
keine Wettbewerbsverzerrung ist, dann weild ich
nicht, was eine Wettbewerbsverzerrung sein sollte.

(Beifall bei der CDU)

Dies ist Wettbewerbern nicht méglich und deshalb
missen wir gegensteuern. Ich hoffe, dass wir heu-
te dazu kommen, dass der Landesrechnungshof
sich mit der Causa HAMBURG ENERGIE beschéf-
tigen wird.

Weiterhin zu beanstanden ist die Politik von HAM-
BURG ENERGIE, weit aul3erhalb des Stadtberei-
ches Kunden mit einem massiven Marketing- und
Werbebudget anzuwerben, das keinen Vergleich
findet. Wir haben jetzt 16 000 Kunden auf3erhalb
Hamburgs und ich weil3 nicht, wie das zur Energie-
wende beitragen soll. Es gibt private Anbieter wie
beispielsweise LichtBlick, die ohne ein solches
Back-up auskommen mussen.

Des Weiteren beanstande ich massive Demokra-
tiedefizite bei HAMBURG ENERGIE, denn dort be-
ruft man sich standig darauf, dass es sich um Be-
triebs- und Geschaftsgeheimnisse handeln wirde.
Ich habe in der letzten Legislaturperiode noch mit
einer Reihe von Anfragen versucht, der Sache auf
den Grund zu gehen, und das ist mir nicht gelun-
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gen. Der Rechnungshof muss sich zwingend mit
HAMBURG ENERGIE beschéftigen, damit Klarheit
in diese stadtische Gesellschaft gebracht wird, die
sich der Kontrolle bisher recht erfolgreich entzogen
hat.

(Beifall bei der CDU)

Weiterhin ist beanstandenswert, dass alte, abge-
schriebene Wasserkraftwerke im europaischen
Ausland zur Energiewende beitragen sollen. Wir
wollen doch auf neue Technologien setzen und
nicht auf alte Wasserkraftwerke aus den Finfziger-
und Sechzigerjahren des letzten Jahrhunderts.
Das kann es nicht sein, denn wir verfolgen bei der
Energiewende einen Anspruch.

(Dr. Monika Schaal SPD: Dann mussen Sie
auch die alten Braunkohlekraftwerke ab-
schalten! — Gegenruf von Roland Heintze
CDU: Bei Kraftwerken ware ich ganz vor-
sichtig, Frau Dr. Schaal!)

— Frau Dr. Schaal, Sie kommen gleich dran. Ich
freue mich auf lhre Wortbeitrage.

Es bestehen also betrachtliche Zweifel am Ge-
schéaftsmodell von HAMBURG ENERGIE. Ich hof-
fe, dass der Senat vielleicht einen Kurswechsel
herbeiftihren wird und freue mich auf die Debatte.
Es darf nicht zulasten von privaten Mitbewerbern
zu Wettbewerbsverzerrungen kommen. Das ist
nicht in Ordnung und nicht legitim. Hierfur werden
wir uns mit Hilfe des Rechnungshofes einsetzen.
— Danke schon.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Hecht. — Das Wort hat Frau Rugbarth.

Andrea Rugbarth SPD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Wie man von der
Grol3en Anfrage mit relativ sachlichen Nachfragen
zur Geschéftstatigkeit von HAMBURG ENERGIE
auf einen derart populistischen Antrag kommen
kann, erscheint mir einigermalRen schleierhatft.

(Beifall bei der SPD und bei Jens Kerstan
GRUNE)

Sie fihren als Begrindung an, dass ordnungs-
rechtliche Fragen Sie bewegen wirden. Herr
Hecht, leisten Sie uns allen doch einmal Schitzen-
hilfe bei der Frage, wer 2009 an der Regierung
war.

(Finn-Ole Ritter FDP: Das ist doch vdllig
egal!)

Sie greifen etwas an, was Sie zur Zeit Ihrer Regie-
rungsverantwortung aus der Taufe gehoben ha-
ben, und zwar den ordnungspolitischen Rahmen,
den Sie mitgestrickt haben, demzufolge also sich
selbst. Welche Phantomschmerzen haben Sie?

(Glocke — Beifall bei der SPD und bei Jens
Kerstan GRUNE)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Frau Rugbarth, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Heintze?

Andrea Rugbarth SPD: Aber klar, Herr Heintze.

Zwischenfrage von Roland Heintze CDU: — Dan-
ke, Frau Rugbarth.

Frau Rugbarth, kénnen Sie mir in zwei Satzen sa-
gen, welche ordnungspolitischen Ziele und welche
Ziele uberhaupt der jetzige Senat mit HAMBURG
ENERGIE verfolgt und wo er dieses kundgetan
hat? Ich kann mich nur daran erinnern, dass Sena-
torin Blankau im Rahmen des Kaufs der Netze er-
klarte, man wisse nicht so recht, welche Rolle
HAMBURG ENERGIE dann spiele, aber man den-
ke dartiber nach. Sie missen mir aus Sicht der
SPD-Fraktion erklaren, was Sie erreichen wollen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Andrea Rugbarth SPD (fortfahrend): — Herr Heint-
ze, ich kann es lhnen in einem Satz erklaren:
Schauen Sie bitte im Senatsprogramm auf Sei-
te 12 nach. Ich werde aber noch weiter darauf ein-
gehen, ich will Sie nicht mit so einer flapsigen Ant-
wort in den Feierabend entlassen.

(Heiterkeit bei der CDU)

Sie greifen also, Herr Hecht, das Gesellschafter-
darlehen an. Das ist eine Rahmenbedingung, die
Sie seinerzeit festgelegt haben. Als Sie das Unter-
nehmen gegriindet haben, haben Sie es mit einem
Stammkapital ausgestattet und, damit es auch ge-
schaftsfahig ist, mit einem eigenkapitalersetzenden
Darlehen im Rahmen von bis zu 9 Millionen Euro
ausgestattet. Dartiber darf HAMBURG ENERGIE
verfigen. Das ist ein normaler geschéftlicher Vor-
gang, Uber den ganz normale Vertrage existieren,
und ich frage mich, warum Sie das angreifen. Ich
kann gar nicht glauben, dass die CDU allen Ern-
stes die Vertrage, die unter Ole von Beust ge-
schlossen wurden, anzweifelt und auch noch die
Senatoren, die damit beschaftigt waren.

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Frau Rugbarth, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage von Herrn Heintze?

Andrea Rugbarth SPD: Herr Heintze, nicht schon
wieder. Aber bitte.

Zwischenfrage von Roland Heintze CDU: Frau
Rugbarth, Sie sind auch im Haushaltsausschuss.
Erinnern Sie sich daran, dass wir mit dem letzten
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Haushaltsbeschluss explizit den Birgschaftsrah-
men der Stadt auf HAMBURG ENERGIE erweitert
haben, und gestehen Sie mir zu, dass das einen
massiven Vorteil fir HAMBURG ENERGIE bedeu-
tet, die bisher immer nur — das war unsere Kon-
struktion — tuber HAMBURG WASSER die Biirg-
schaftsrahmen hatten? Haben Sie das mitbekom-
men? Auf Seite 12 im Senatsprogramm steht es
nicht, ich habe geguckt. Und rdumen Sie ein, dass
das ein massiver wettbewerblicher Vorteil ist, der
erst unter lhrer Regierung entstanden ist?

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Andrea Rugbarth SPD (fortfahrend): Ich habe das
sehr wohl mitbekommen, Herr Heintze, ich bin
auch anwesend in den Haushaltsausschusssitzun-
gen, so ist das nicht. Herr Heintze, ob jetzt eine
hundertprozentige Tochter Hamburgs den Birg-
schaftsrahmen gibt oder ob wir als Hamburg das
im Rahmen dieses Birgschaftsrahmens zur Verfu-
gung stellen, weil es ein kommunales Unterneh-
men ist, das macht keinen Unterschied.

(Dietrich Wersich CDU: Warum haben Sie
es dann gemacht?)

Den Unterschied wiirde es machen, wenn wir mit
Zinsverglnstigungen und nicht markttblichen Zin-
sen an dieser Stelle hantieren wirden. Das ist defi-
nitiv nicht der Fall und da gibt es keinen Unter-
schied. Es ist ein kommunales Unternehmen und
es ist auch unter Ihrer Regierungszeit schon dahin-
gehend festgelegt worden, dass es am Ort regio-
nal agiert. Es ist ein regionales Unternehmen und
das macht den Charme dieses Unternehmens aus.

Dann komme ich einmal auf diesen Antrag zu
sprechen, in dem Sie zum Beispiel als Erstes ge-
maf Landeshaushaltsordnung das staatliche Inter-
esse anzweifeln. Gerade der Aufbau einer nach-
haltigen Energieerzeugung in unserer Region ist
doch ein Beitrag zum globalen und regionalen Kili-
maschutz. Wenn das nicht Technologie und Wirt-
schaft in unserer Region beflugelt und wenn man
von dieser Zielsetzung ausgehend dann nicht sagt,
das sei ein kommunales Unternehmen, welches
unter den Burgschaftsrahmen unserer Stadt fallt,
dann weil} ich nicht, welches andere Unternehmen
das sonst tun wirde.

(Roland Heintze CDU: Das tun ganz viele
andere Unternehmen!)

Worauf es lhnen ankommt, ich sehe schon das
spitzbubische Lacheln der FDP-Kollegen, ist mehr
oder weniger, dass Sie ein kleines Unternehmen,
das sich sehr erfolgreich am Markt behauptet hat
— und da missen Sie erst einmal ein Unternehmen
finden, das nach drei Jahren in diesem Jahr in die
schwarzen Zahlen kommen wird ...

(Dr. Thomas-Sonke Kluth FDP: Mit so vielen
Subventionen ist das auch kein Wunder,
Frau Rugbarth!)

— Nicht mit Subventionen, der Gewinn wird im An-
kauf gemacht, das wissen Sie auch.

Naturlich ist ganz viel Marketing da hineingeflos-
sen, und dass es nach drei Jahren bereits erfolg-
reich ist, darauf sollten wir eher stolz sein. Ich sehe
einer Prifung durch den Rechnungshof véllig ge-
lassen entgegen.

(Dr. Thomas-Sonke Kluth FDP: Stimmen Sie
dem Antrag zu, Frau Rugbarth!)

— Herr Dr. Kluth, wir halten diese Uberpriifung
durch den Rechnungshof fiir Uberflissig, aber wir
werden sie nicht behindern. Wir werden uns an
dieser Stelle enthalten. Ich nehme an, dass Sie
das Quorum erreichen werden, aber wir sehen die-
ser Priifung entspannt entgegen.

(Zuruf von Jérg Hamann CDU)

— Herr Hamann, weil wir es nicht fur erforderlich
halten, denn fur samtliche Vertrage zwischen
HAMBURG WASSER und HAMBURG ENERGIE
existieren Dienstleistungsvertrage mit den entspre-
chenden Dienstleistungsentgelten. Alles andere
wirde mich wundern und insofern sehe ich dem
Ganzen entspannt entgegen. — Danke schon.

(Beifall bei der SPD und bei Jens Kerstan
und Farid Mdiller, beide GRUNE)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Rugbarth. — Das Wort hat Herr Ker-
stan.

Jens Kerstan GRUNE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Die Hamburgische Burger-
schaft hat sich in den letzten anderthalb Jahren mit
keinem anderen Unternehmen so intensiv beschaf-
tigt wie mit HAMBURG ENERGIE: elf Schriftliche
Kleine Anfragen der CDU- und der FDP-Fraktion,
jetzt eine GroRRe Anfrage und mittlerweile ist das
der dritte Antrag. Selbst bei der 420-Millionen-
Euro-Investition fur Hapag-Lloyd hat sich das Par-
lament nicht so intensiv damit beschaftigt wie in
diesem Fall, und man stellt sich die Frage, warum
eigentlich. Fir mich drangt sich die Frage auf, ob
Sie eigentlich die Antworten auf Ihre Anfragen, die
Sie hier reihenweise schreiben, auch einmal lesen,
denn wenn Sie die Antworten gelesen hatten, dann
ware dieser Antrag an den Rechnungshof heute
vollkommen uberflissig gewesen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der FDP und der CDU.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD — Roland Heintze CDU: HAMBURG
ENERGIE hat die Auskunft verweigert!)

In der Lyrik Ihres Antrags kochen Sie all die Vor-
wurfe auf, die Sie aufgrund von Gerlichten, Horen-
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sagen und Bezichtigungen von Wettbewerbern in
den Anfragen nachgefragt haben und die alle rei-
henweise widerlegt werden.

(Beifall bei Dr. Monika Schaal SPD — Roland
Heintze CDU: Wir haben keine Antwort be-
kommen! Lesen Sie die Kleinen Anfragen
nicht? Das ist eine Blackbox!)

— Ich habe sie gelesen, aber Sie anscheinend
nicht. Warum wiederholen Sie in dem Antrag wie-
der, dass das Grundstiick des Energiebunkers un-
entgeltich HAMBURG ENERGIE Uberlassen wird?
Das stimmt nicht, sondern HAMBURG ENERGIE
zahlt dafiir eine Pacht und eine Miete. Sie behaup-
ten Unwahrheiten in lThrem Antrag. Das ist nur ein
Beispiel, ich will sie nicht alle hier aufzahlen, meine
lieben Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dann das Marchen, das eigenkapitalersetzende
Gesellschafterdarlehen ware eine Wettbewerbs-
verzerrung. Ich dachte eigentlich, bei den Wirt-
schaftsparteien CDU und FDP sei bekannt, was
ein eigenkapitalersetzendes Darlehen ist. Die Al-
ternative zu diesem Darlehen ware namlich gewe-
sen, dass die Stadt Eigenkapital cash eingezahlt
hatte, aber sie hat ganz im Sinne des Steuerzah-
lers darauf verzichtet und dort ein Darlehen ausge-
reicht, das auch noch verzinst wird. Das ist vorteil-
haft fur den Steuerzahler und fir den Haushalt der
Stadt und mitnichten eine Wettbewerbsverzerrung.
Das kann wirklich nur jemand behaupten, der nicht
einmal ansatzweise verstanden hat, worum es bei
eigenkapitalersetzenden Darlehen geht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Bei all diesen Argumenten, HAMBURG ENERGIE,
eine hundertprozentige Tochter von HAMBURG
WASSER, bekame Darlehen, Birgschaften und Si-
cherheitsleistungen von seiner hundertprozentigen
Mutter, muss man sich einmal fragen, was daran
eigentlich so schlimm ist. Vattenfall Europe be-
kommt genau das Gleiche von seiner Mutter in
Schweden. Ist das eine Wettbewerbsverzerrung?
Das ist doch voéllig absurd, was Sie hier nicht mude
werden, immer wieder zu behaupten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
rufe von Roland Heintze CDU und Dr. Tho-
mas-Sonke Kluth FDP)

Zum anderen ist das schlichtweg ein Angriff auf
das, was in anderen Stadten regelmaRig stattfindet
und was auch wettbewerblich unbedenklich ist,
namlich dass Unternehmen aus dem Versorgungs-
und Verkehrsbereich einen Verbund bilden — das
nennt sich Stadtwerke — und in diesem Verbund
dann auch Vorteile wahrnehmen. Das gibt es in je-
der anderen Stadt aufl3er in Hamburg. Es ist eine
historische Besonderheit, dass Hamburg nie ein
Stadtwerk gebildet, sondern immer mit den HEW,
Hein Gas und der Hochbahn eigene Unternehmen

gegrindet hat. Aber was in anderen Stadten
Deutschlands seit vielen Jahrzehnten stattfindet,
ist wettbewerblich vollkommen unbedenklich, ge-
praft und auRerhalb Hamburgs véllig unstrittig. Und
Sie haben hier mit keinem einzigen Wort dargelegt,
warum das bei HAMBURG WASSER und seiner
hundertprozentigen Tochter HAMBURG ENERGIE
jetzt auf einmal eine unzulassige Wettbewerbsver-
zerrung sein soll. Das ist wirklich absurd und man
sollte lhnen raten, einmal Uber den Tellerrand hin-
auszuschauen, was im Rest der Welt los ist, dann
wirden Sie solche unsinnigen Debattenantrége in
diesem Hause nicht stellen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Solche Strategien kdnnen nur — man kann es wirk-
lich nicht anders nennen — Marktradikale verfolgen,
die einen neuen Kreuzzug ausgerufen haben.

(Beifall bei der FDP — Finn-Ole Ritter FDP:
Ja, Marktradikale!)

Angesichts der gescheiterten Privatisierungen im
Bereich der Daseinsvorsorge hatten wir in diesem
Hause Einigkeit erzielt, dass es ein Fehler war, die
HEW zu verkaufen, und diesen Fehler kann man
doch jetzt mit HAMBURG ENERGIE ein Stiick weit
heilen. Das nun zu kritisieren, kann man wirklich
nur machen, wenn man das alte Lied singt, dass in
der Daseinsvorsorge die Privaten effektiver seien
und dass Wettbewerb und private Konzerne dort
effizienter seien als der Staat, wobei doch alle
Stromkunden in diesem Land jeden Tag feststel-
len, dass das eine Fehldeutung ist.

Dass die FDP aus all diesen Krisen nichts gelernt
hat, das ist nun einmal ihr Markenkern.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
LINKEN - Finn-Ole Ritter FDP: Soziale Kal-
te haben Sie noch vergessen!)

Aber dass Sie, liebe Kollegen von der CDU, jetzt in
das gleiche Horn blasen und gar nicht merken,
dass Sie sich damit ein katastrophales Zeugnis |h-
rer eigenen Regierungstatigkeit ausstellen wirden
—wenn es denn stimmen wirde, was es nicht tut —,
dafur fehlt mir wirklich das Verstandnis. Angesichts
Ihrer Strategien in der Opposition bei manchen
Themen verstehe ich einfach nicht, was Sie da ma-
chen und warum Sie es machen. Auf jeden Fall
sagt der Rest des Hauses hier relativ einvernehm-
lich, dass HAMBURG ENERGIE ein gutes offentli-
ches Unternehmen ist, mit dem Hamburg ein Stiick
weit Handlungsfahigkeit in der Energiepolitik zu-
rickgewinnen wirde. Ich hétte mich einfach ge-
freut, wenn die Mehrheitsfraktion im Rahmen der
Netziibernahme HAMBURG ENERGIE zu einem
wirklichen Stadtwerk gemacht hatte.

(Wolfgang Rose SPD: Das miisste ja noch
kommen!)

Aber das ist eine andere Debatte und ich hoffe,
dass der Rechnungshof in seiner Weisheit wie
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auch bei anderen Angelegenheiten angemessen
mit diesem Ersuchen umgehen wird: Er muss nicht
alles bearbeiten, was unsinnigerweise an ihn her-
angetragen wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Einen
Moment, Herr Dr. Kluth. — Ich habe mich weder bei
Herrn Kerstan bedankt noch Ihnen das Wort gege-
ben. Also erst einmal danke ich Herrn Kerstan und
gebe nun Herrn Dr. Kluth das Wort.

(Wolfgang Rose SPD: Jetzt kommt der Mar-
kenkern!)

Dr. Thomas-Sonke Kluth FDP: Herr Prasident!
Ich bedanke mich in diesem Fall ausdricklich fur
die Erteilung des Wortes.

Herr Kerstan, der Grad der Emotionalisierung lhrer
Rede und auch die Geschwindigkeit standen in ei-
nem umgekehrten Verhdltnis zur Gute lhrer Argu-
mente.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Man muss in der politischen Diskussion — Sie ha-
ben die CDU angesprochen — auch dazu bereit
sein anzuerkennen, wenn sich ein politischer Geg-
ner neuen Argumenten offnet und sich in seiner
Position weiterentwickelt. Daher méchte ich ganz
im Gegenteil zu dem Kollegen Kerstan meinen De-
battenbeitrag damit beginnen, dass ich mich dar-
Uber freue, dass sich die Kolleginnen und Kollegen
von der CDU-Fraktion unserem Prifungsersuchen
an den Landesrechnungshof angeschlossen ha-
ben.

(Dr. Monika Schaal SPD: Klar, sonst ware
es ja an die Wand gefahren!)

Ich darf daran erinnern, wie es auch schon andere
Vorredner getan haben, dass HAMBURG ENER-
GIE urspriinglich von CDU und GAL gemeinsam
auf den Weg gebracht worden ist, und da ist es
dann schon ein weiter Weg bis zum heutigen ge-
meinsamen Antrag von FDP und CDU. Das war
auch kein klarer Kurs und man merkte, Herr Kolle-
ge Wersich, dass es unterschiedliche Meinungen
und Strémungen in der CDU zur Frage eines stad-
tischen Energieversorgers gibt, aber es war auch
schon spurbar, etwa in den Anfragen des Kollegen
Hecht oder dem Statement des Kollegen Heintze,
dass diese immer kritischer wurden.

Die FDP hat von Anfang an eine glasklare Position
zu HAMBURG ENERGIE bezogen. Wir haben das
durch zahlreiche Anfragen dokumentiert — Herr
Kollege Kerstan hat sie gezéahlt —,

(Jens Kerstan GRUNE: Wow! — Dr. Mathias
Petersen SPD: Gelesen! — Roland Heintze

CDU: Herr Kerstan hat nicht gezahlt, son-
dern gelesen!)

aber auch durch unseren Antrag vom vergangenen
Oktober, die Tatigkeit von HAMBURG ENERGIE
auf den Prufstand zu stellen. Daher freuen wir uns
als FDP-Fraktion, dass nun auch die Kolleginnen
und Kollegen der CDU-Fraktion bei der von uns
stets vertretenen Position angekommen sind. Das
freut uns wirklich und das sage ich an dieser Stelle
auch ganz ohne Ironie.

(Beifall bei der FDP)

Sehr geehrte Damen und Herren! HAMBURG
ENERGIE ist bis heute eine Geschichte des
Missbrauchs staatlicher Monopolmacht und von
Wettbewerbsverzerrung zulasten privater
Okostromanbieter. Es fing schon kurz nach der
Grindung von HAMBURG ENERGIE 2009 damit
an, dass die Stadt HAMBURG ENERGIE ohne vor-
herige offentliche Ausschreibung mit der Gasbelie-
ferung offentlicher Einrichtungen beauftragte — ge-
gen die Bedenken der Wirtschaftsbehdrde und der
Finanzbehoérde, ordnungspolitisch falsch und ver-
gaberechtlich héchst problematisch.

(Beifall bei der FDP)

Das setzte sich dann fort mit der rechtswidrigen
Vergabe von Aufgaben bei der Strombelieferung
fur offentliche Gebaude und Liegenschaften, wie-
derum ohne Ausschreibung und erst gestoppt
durch die Vergabekammer des Hanseatischen
Oberlandesgerichts. Feststellung des Gerichts:
schlicht rechtswidrig, und das bei einem o6ffentli-
chen Unternehmen, bei dem man meinen méchte,
dass besonders strenge Mal3stdbe bei der Einhal-
tung gesetzlicher Vorschriften bestehen sollten.
Und so ging es weiter, ich nenne Beispiele: Zins-
verbilligungen durch die Gewéahrung von offentli-
chen Birgschaften und Garantien, wie sie privaten
Okostromanbietern nicht zur Verfiigung stehen,

(Jens Kerstan GRUNE: Aber allen Stadtwer-
ken!)

Uberlassung stadtischer Grundstiicke, Gebaude
und Dachflachen zu Sonderkonditionen, Quersub-
ventionierung durch HAMBURG WASSER und an-
dere offentliche Unternehmen, und zwar zulasten
der Kunden von HAMBURG WASSER und Uber
den Weg des Verlustausgleichs letztlich auch zula-
sten des Hamburger Steuerzahlers. Weiter offen
ist auch die Frage — ich hatte sie bei einer anderen
Debatte bereits angesprochen —, wenn schon der
Plan besteht, HAMBURG ENERGIE zum Kern fir
zukinftige Stadtwerke zu machen, warum dann ei-
gentlich so intransparent und so verschachtelt,
warum nicht zum Beispiel als Eigenbetrieb der
Stadt, sondern als Enkelunternehmen unterhalb
von erstens der HGV und zweitens HAMBURG
WASSER mit Urenkelgesellschaften wie HAM-
BURG ENERGIE SOLAR oder HAMBURG ENER-
GIE WARME und somit der parlamentarischen
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Kontrolle und der Landeshaushaltsordnung weitge-
hend entzogen? Die Offenbarungspflichten nach
dem Handelsgesetzbuch wurden in der Vergan-
genheit gleich mehrfach verletzt.

Das Fass zum Uberlaufen gebracht hat fir uns
dann aber, dass im Rahmen der Ablesung der
Wasserzahlerstande mehr als 930 000 Kunden
von HAMBURG WASSER postalisch zu einem
Wechsel zu HAMBURG ENERGIE aufgefordert
worden sind. Die fur den Wechsel notwendigen
Unterlagen konnten die HAMBURG-WASSER-
Kunden mit dem Ablesebeleg anfordern. Eine sol-
che Ablesekarte ist natirlich keine Postwurfsen-
dung, die man leicht aussortieren und in den Mull-
eimer beférdern kann, sondern ganz im Gegenteil
wird so eine Ablesekarte naturgemafd besonders
intensiv gelesen. Wir haben Werbeexperten dazu
gefragt und diese haben uns vorgerechnet, dass
die Kosten einer vergleichbaren Mailingkampagne
bei einer halben Million Euro liegen wirden, wenn
nicht mehr. Anderen Unternehmen oder privaten
Okostromanbietern ist diese Maglichkeit nicht ge-
boten worden. Eine Ausschreibung hat nicht statt-
gefunden und auch eine Kostenbeteiligung von
HAMBURG ENERGIE an Druck, Versand oder
Auswertung der Ablesekarte hat es offensichtlich,
so jedenfalls die Antwort des Senats, nicht gege-
ben.

Wir halten das firr einen veritablen Skandal. HAM-
BURG WASSER missbraucht seine Monopolstel-
lung, um HAMBURG ENERGIE, das im Wettbe-
werb mit privaten Okostromanbietern steht, einen
Wettbewerbsvorteil im Wert von mehreren Hun-
derttausend Euro zuzuschustern. Finanziert wird
dies alles vom Steuerzahler, der ohnehin seit dem
Bestehen von HAMBURG ENERGIE fur die Verlu-
ste des Unternehmens geradestehen muss.

Meine Damen und Herren! Unsere politische Be-
wertung steht fest: HAMBURG ENERGIE hat kei-
nen Nutzwert fur die Stadt, da wird nur Geld der
Kunden von HAMBURG WASSER und der Steuer-
zahler verbrannt. Hochste Zeit also, dass sich der
Rechnungshof mit der Vergabepraxis, den direkten
und indirekten Subventionen, den Blrgschaften
und Garantien um HAMBURG ENERGIE beschéf-
tigt. Wir bitten um Zustimmung fir unser Prifersu-
chen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Dr. Kluth. — Das Wort hat Frau Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Danke, Herr Prasident!
Herr Dr. Kluth, wer Politik ohne Emotionen macht,
lauft Gefahr, beliebig und austauschbar mit den Ar-
gumenten umzugehen. Ich glaube nicht, dass wir
uns das wiinschen.

(Dr. Thomas-Sénke Kluth FDP: Das kénnen
Sie uns aber nicht vorwerfen!)

Im Ubrigen haben Sie eben hochemotional argu-
mentiert. Sie haben die ganzen Wettbewerbsbe-
denken vorgeschoben, und letztendlich wollen Sie
nichts anderes als privatisieren und HAMBURG
ENERGIE an die Wand fahren. Das ist das, was
Sie wollen, und das haben Sie eben deutlich ge-
macht.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Seit 2002 hat die Freie und Hansestadt Hamburg
keinen Einfluss mehr auf die Energiepolitik. In dem
Jahr haben CDU und FDP gemeinsam mit Schill
die letzten 25,1 Prozent der Hamburger Elektrizi-
tatswerke AG verkauft, und damit war die Privati-
sierung, wie Sie es so gerne mégen, vollendet.

(Beifall bei Finn-Ole Ritter FDP)

2006 verschwand der Traditionsname HEW, den
es seit 1914 gab, und die Hauptversammlung der
Vattenfall Europe AG beschloss den sogenannten
Squeeze Out, das bedeutete den Zwangsverkauf
aller Aktien von Kleinaktiondren an die Hauptaktio-
nare; seitdem sind die letzten kritischen Aktionare
bei Vattenfall fir immer verstummt. Nach Preiser-
héhungen und Atompannen in Brunsbittel und
Krimmel 2007 war das Image von Vattenfall am
Boden. Sogar Ole von Beust beklagte sich, dass
die Stadt keinen Einfluss mehr auf die Strompreise
und die Investitionen des Unternehmens habe. Ein
staatliches Monopol sei, so er wortlich, durch ein
Quasimonopol auf privater Seite ersetzt worden.

Deshalb war es auch nur folgerichtig, dass der
schwarz-griine Senat 2009 HAMBURG ENERGIE
GmbH als hundertprozentige Tochter der Hambur-
ger Wasserwerke GmbH gegrindet hat, um den
verloren gegangenen energiepolitischen Einfluss
zurlickzugewinnen, und das mit der CDU. Seit dem
Marktstart im Herbst 2009 verkauft HAMBURG
ENERGIE ausschlieB3lich Strom aus erneuerbaren
Energiequellen wie Wasser und Windkraft. Neben
Strom bietet HAMBURG ENERGIE seit 2010 auch
Erdgas an. Seit zwei Jahren laufen HAMBURG
ENERGIE die Kunden in Scharen zu,
74 000 Stromkunden und 10 000 Gaskunden sind
in nur zwei Jahren bereits zu HAMBURG ENER-
GIE gewechselt. Inzwischen ist der Marktanteil von
Vattenfall in Hamburg von 100 Prozent auf circa
70 Prozent gesunken. Die Unzufriedenheit mit Vat-
tenfall ist fur viele Hamburgerinnen und Hamburger
ein Grund fur den Wechsel und nicht nur der
Strompreis, wie gerne von CDU und FDP behaup-
tet wird. Dass dieser Konzern in Washington ge-
gen die Umwelt- und Energiepolitik Deutschlands
klagt, macht viele Hamburgerinnen und Hamburger
wuitend. Fur die SPD hingegen ist es der Energie-
konzern, mit dem man ideal Vertrage schliel3en
kann, und das kritisieren wir nachhaltig.
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(Beifall bei der LINKEN)

Mit Unterstitzung der Handelskammer haben sich
der Okostromanbieter LichtBlick AG und die
Stromkonzerne Vattenfall und E.ON zu Wort ge-
meldet. Sie unterstellen, dass die Stromtarife von
HAMBURG ENERGIE von Hamburgs Steuerzah-
lern mitsubventioniert werden. Macht man im Inter-
net bei Verivox einen Okostromvergleich, was die
Preise anbetrifft, dann bekommt man folgendes
Ranking: Der Preis fir Okostrom von Vattenfall
liegt auf Platz 8, der von EnBW auf Platz 19 und
erst auf Platz 26 kommt HAMBURG ENERGIE.
Das heil3t, die groRen Konzerne sind, was den
Okostrompreis anbetrifft, teurer als HAMBURG
ENERGIE, also kann es mit der Subventionierung
nicht weit her sein. Dennoch ist Hamburg ein |asti-
ger Konkurrent, und Vattenfall hat vor zwei Jahren
mit einer grof3en Werbekampagne "Unser Strom
ist viel gunstiger, als Sie denken" dem Anbieter-
wechsel entgegenzuwirken versucht. Wenn man
dies alles bertcksichtigt, dann ist der stadtische
Energieversorger HAMBURG ENERGIE ein Ga-
rant fur starkeren Wettbewerb.

(Roland Heintze CDU: Na dann!)

Als Schwarz-Gelb auf Bundesebene ein Energie-
konzept fur Deutschland entwickelt hat, das unter
anderem die Laufzeitverlangerung der AKWs von
E.ON, RWE, EnBW und Vattenfall beinhaltete, be-
deutete das in der Konsequenz erhebliche Wettbe-
werbsverzerrungen fir die kommunalen Unterneh-
men in den Stadten und Gemeinden. Damals habe
ich kein einziges Wort von lhnen gehort, keinen
Aufschrei, von wegen Huter des freien Wettbe-
werbs. Durch diese MalRBnahme ist der freie Wett-
bewerb, was die kleinen Stadtwerke anbetrifft,
stark eingeschréankt worden, und dazu haben Sie
kein einziges Wort gesagt, auch nicht Sie, Herr
Hecht, als Huter des freien Wettbewerbs.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Nicht nur, dass CDU und FDP sich den Vorwurf
gefallen lassen miissen, dass sie in erster Linie die
Interessen der grof3en Energiekonzerne vertreten,
Sie liegen auch mit lhrem Motto "Privat vor Staat"
vollig falsch. Das ist ein Irrweg.

(Beifall bei der LINKEN)

Ihr verbissener Kampf gegen HAMBURG ENER-
GIE ist pure Ideologie.

(Beifall bei der LINKEN)

Vor wenigen Tagen hat sich Vattenfall mit einer
Anderung der Rechtsform aus der Verantwortung
seiner Haftung fur die maroden Atomkraftwerke
Krimmel, Brunsbuttel und Brokdorf gestohlen. Aus
der Vattenfall Europe AG wurde Vattenfall GmbH
und gleichzeitig erlosch der sogenannte Beherr-
schungsvertrag. Das bedeutet, dass die Gewinne
eingefahren sind und die Kosten jetzt abgewalzt
werden. Jahrelang hat Vattenfall an risikoreichen

Atomkraftwerken gut verdient. Und einmal ganz
am Rande: Was die Atomindustrie in den letzten
30 Jahren an Subventionen bekommen hat, geht
vollig uber die Hutschnur; davon sagen Sie kein
Wort.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD und den GRUNEN)

Jetzt reden wir tber Stilllegung und den Rickbau
der Meiler, der sich zwingend aus dem Atomaus-
stieg ergibt, wenn man es ernst meint. Durch diese
Anderung der Rechtsform hat Vattenfall es hinbe-
kommen, dass zukinftig diejenigen, die gegen die
Atomkraftwerke waren, namlich die Steuerzahler,
das bezahlen. Vattenfall braucht fir den Rickbau
und die Stilllegung kein Darlehen, sie zahlen tber-
haupt nichts, sie haben nur die Gewinne eingefah-
ren.

Vor knapp einem Jahr haben Sie versucht, mit ei-
nem Antrag den stadtischen Energieversorger
HAMBURG ENERGIE GmbH zu privatisieren. Nun
fordern Sie gemeinsam mit der CDU eine Untersu-
chung seitens des Rechnungshofs. Herr Hecht, ich
glaube nicht, dass Sie sich hier hinstellen und sa-
gen kénnen, der Rechnungshof misse dieses jetzt
prifen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ohne rot zu
werden!)

— Und das noch, ohne rot zu werden oder blau.

Auf jeden Fall entscheidet das immer noch der
Rechnungshof, und wenn ich mich richtig entsinne,
hat er noch zwei andere Bitten der Birgerschaft
auf Prifung bestimmter Dinge vorliegen. Ich glau-
be nicht, dass Sie so mit dem Rechnungshof um-
gehen und sagen kénnen, das misse er jetzt zwin-
gend prufen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Antje Moller
GRUNE)

Hermann Scheer, lange Zeit SPD-Bundestagsab-
geordneter, hat einmal gesagt — ich zitiere —:

"Privatisierung kommt von privare, ein latei-
nisches Wort mit der Bedeutung 'berauben'.
Wenn nun eine Privatisierung stattfindet,
dann werden Gemeinschaftsgtter von priva-
ten Interessenten aufgekauft — oder sogar
verschenkt ... und das ist nichts anderes als
eine Beraubung der Gemeinschaft."

(Beifall bei der LINKEN — André Trepoll
CDU: Das haben Sie schon x-mal erzahlt!)

Die stadtische Energieversorgung ist zwingender
Bestandteil der von allen so h&ufig beschworenen
Energiewende. Wir lehnen das Begehren von CDU
und FDP ab, weil es nichts anderes im Sinn hat,
als HAMBURG ENERGIE zu zerschlagen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)
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Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Heyenn. — Das Wort hat Herr Wersich.

Dietrich Wersich CDU: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Die Grindung von HAMBURG
ENERGIE hatte damals gute Grunde. Wir haben
mitgemacht, das bedeutet aber nicht, dass wir im
weiteren Verlauf nicht genau hingucken, was das
Unternehmen HAMBURG ENERGIE macht. Und
dieses genaue Hingucken, Herr Kerstan, kdnnen
und wollen wir uns auch nicht von lhnen an der
Stelle verbieten lassen.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Jens
Kerstan GRUNE: Das haben wir auch gar
nicht gemacht!)

Es gehort zu unserer Grundiiberzeugung, dass der
Staat, wenn er am Markt agiert, im Rahmen der
sozialen Marktwirtschaft an die gleichen Regeln
und Rahmenbedingungen gebunden ist wie jeder
andere Marktteilnehmer auch. Nur dann ist das
noch mit der sozialen Marktwirtschaft vereinbar.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Dr. Ma-
thias Petersen SPD: Was ist denn mit Vat-
tenfall?)

Die Untertbne in den Beitragen haben mich auch
deswegen etwas Uberrascht, Herr Kerstan, weil Sie
uns quasi auffordern, unsere Rechte als Parlament
nicht wahrzunehmen

(Dr. Mathias Petersen SPD: Das ist ja la-
cherlich! — Jens Kerstan GRUNE: Was?)

und mit dem Quorum, das erforderlich ist, eine Fra-
ge, die wir fur Uberprifungswirdig halten, dem
Rechnungshof vorzulegen. Das ist besonders dis-
krepant, wenn ich mir auf der anderen Seite an-
schaue, mit welch kritischer Haltung die GAL-Frak-
tion — in vielen Punkten Ubrigens zu Recht, teilwei-
se aber auch mit einer Uberkritischen Haltung — bei
vielen Fragen, die dieses Haus bewegen, immer
wieder nachfragt und Akteneinsichten verlangt und
so weiter. Da passt es nicht, wenn Sie uns diese
kritische Haltung quasi verbieten wollen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Das ist dann nur noch damit erklarbar, dass man
mit zweierlei Mal} misst,

(Jens Kerstan GRUNE: Das ist doch
Quatsch!)

dass man sagt, bei HAMBURG ENERGIE kdnne
passieren, was wolle, weil wir es einmal gegriindet
haben und weil wir es wollten, aber wenn Vattenfall
die Energienetze an die Stadt verkaufen muss,
dann ist das nicht in Ordnung und dann ziehen Sie
im Zweifel auch vor alle Gerichte. Ich bitte nur,
Herr Kerstan, in Anbetracht unserer guten Zusam-
menarbeit, die wir auch gehabt haben,

(Dr. Martin Schafer SPD: Heuchler!)

hier nicht emotional mit zweierlei Mafld zu messen
und zu sagen, nur was die GAL kritisch findet, sei
gut und wenn andere Fraktionen etwas kritisch se-
hen, sei das nicht in Ordnung.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Zum Schluss noch einmal zur Frage, auf welcher
Wertebasis wir hier reden.

(Antje Moller GRUNE: Warum reden Sie
nicht inhaltlich?)

— Ich rede im Moment Uber den Stil von Politik,
dass man gegenseitig mit Respekt miteinander
umgeht und man es ertragen kénnen muss, wenn
Fraktionen kritische Fragen haben, und dass das
nicht auf diese Art und Weise abgebligelt wird.

(Beifall bei der CDU)

Sie haben zum Schluss etwas zur Verstaatlichung
der Daseinsvorsorge gesagt; darauf mochte ich
noch eingehen. Wir kdmpfen doch gerade Seite an
Seite an einer anderen Stelle in der Stadt darum,
dass der Staat eben nicht alles dbernimmt. Ich
spreche konkret von der Jugendhilfe. Da stehen
wir doch Seite an Seite, weil wir sagen, die Ju-
gendverbande konnten die Aufgaben besser, als
wenn der Staat alles organisieren wirde. Dann
kénnen wir doch nicht bei anderen Themen hinge-
hen und sagen, das misse alles der Staat ma-
chen.

Das ist auch von den politischen Grundwerten her
nicht zu verstehen.

(Zuruf von Wolfgang Rose SPD)

— Weil es lhnen, Herr Rose, gerade an der Stelle
nicht geféallt. Und diese Scheuklappen haben wir
eben nicht auf.

(Beifall bei der CDU)

Wenn der Staat sich engagiert, dann muss er er-
klaren, warum er das tut, warum es dazu keine Al-
ternativen gibt, und er muss sich den Marktregeln
in der sozialen Marktwirtschaft unterwerfen. Das
wollen wir Gberprifen, mehr nicht. — Danke schén.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Wersich. — Das Wort hat Frau
Dr. Schaal.

Dr. Monika Schaal SPD:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Wir finden es
zwar Uberflissig, aber ich méchte durchaus noch
einmal betonen,

(Jorg Hamann CDU: Das ist auch uberflis-
sig!)
dass es das gute Recht der Opposition ist, den

Rechnungshof anzurufen. Aber, Herr Kluth, Sie al-
leine hatten das als FDP nattrlich nicht geschafft.
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(Jérg Hamann CDU: Arrogant! — Finn-Ole
Ritter FDP: Sie argumentieren wie Herr Ker-
stan!)

Wir sind gewohnt, dass die FDP jedes Staatsenga-
gement verbissen bekampft, aber dass die CDU
dazu auch noch die Hand reicht, wird ihr nicht be-
kommen. Das schadet Ihrer Glaubwirdigkeit, denn
es ist kaum einzusehen, dass Sie anderthalb Jah-
re, nachdem Sie selber in der Verantwortung fir
dieses offentliche Unternehmen HAMBURG
ENERGIE standen,

(Hans-Detlef Roock CDU: Haben Sie Herrn
Wersich nicht zugehort?)

plétzlich meinen, da sei alles rechtswidrig gelau-
fen. Es ist schon ziemlich scharf, was Sie an Vor-
wurfen aufgeworfen haben.

(Olaf Ohlsen CDU: Der Beitrag ist doch
"schaal™)

2009 hat die CDU gemeinsam mit der GAL Uber-
legt, ob man mit einem am Gemeinwohl orientier-
ten Unternehmen auf dem Markt auftreten kdnne
und klimafreundlichen Strom anbieten solle. Da-
mals hat der schwarz-grine Senat entschieden,
dass der Staat daran ein wichtiges Interesse habe.

(Hans-Detlef Roock CDU: Das wissen wir
doch alles!)

Die SPD teilt diese Auffassung. Wir haben sie im-
mer geteilt und den Birgerinnen und Blrgern vor
der Wahl versprochen, HAMBURG ENERGIE wei-
terzuentwickeln und so die Produktion erneuerba-
rer Energien in unserer Stadt zu férdern, um die
Verbraucherinnen und Verbraucher in den Stand
zu versetzen, auf erneuerbare Energien zu bezahl-
baren Preisen umzusteigen. Das haben wir ver-
sprochen und wir haben es gehalten.

Noch einmal zur Geschichte: Es war Staatsrat Ja-
ger, der von November 2010 bis Februar 2011 als
Aufsichtsratsvorsitzender in dem Unternehmen,
das Sie gegrindet haben, Verantwortung Uber-
nommen hat. Herr Jager hatte Herrn Hecht und
auch Herrn Heintze berichten kdnnen, dass HAM-
BURG ENERGIE mit HAMBURG WASSER Vertra-
ge Uber die Nutzung von Raumlichkeiten und Per-
sonal abgeschlossen hat und dass eine entspre-
chende Vergitung gezahlt wird — das war bereits
zur damaligen Zeit so —, aber offensichtlich reden
Sie nicht mehr miteinander.

Zu dem Vorwurf von Herrn Kluth, die Hamburger
Wasserwerke héatten auf den Z&ahlerablesekarten
auf ihre Tochter HAMBURG ENERGIE hingewie-
sen: Das ist uUberhaupt kein wettbewerbsrechtli-
ches Vergehen,

(Robert Blasing FDP: Nein, uberhaupt nicht!)

denn wenn ein Kunde zugunsten von HAMBURG
ENERGIE handeln will, dann muss er erst einmal

selber aktiv werden und ein Kreuzchen in das
Kastchen setzen,

(Robert Blasing FDP: Das ist doch welt-
fremd!)

erst dann verschickt das Unternehmen Werbung
und Informationen an den Wasserkunden.

Ich méchte aber auch noch einmal historisch daran
erinnern, dass Christoph Ahlhaus — er ist ja auch
noch da — als ehemaliger Birgermeister

(Olaf Ohlsen CDU: Erzéahl weiter!)

der Freien und Hansestadt Hamburg noch im Ja-
nuar 2011 die Baustelle zum Energiebunker einge-
weiht hat; Sie erinnern sich, Herr Ahlhaus. Viel-
leicht hatten Sie, Herr Hecht, einmal mit Herrn Ahl-
haus Uber das Thema Energiebunker reden sollen,
dann hétten Sie auch erfahren, dass es auch da
kein kostenloses Zur-Verfligung-Stellen gegeben
hat, sondern Grundstiick und Bunker vermietet
wurden und Miete gezahlt wird. Aber offensichtlich
spricht man in der CDU nicht mehr mit dem ehe-
maligen Blrgermeister.

Meine Damen und Herren! Die SPD hat die Griin-
dung von HAMBURG ENERGIE von Anfang an
beflirwortet. Inzwischen kdnnen wir feststellen
— und das finde ich sehr gut —, dass HAMBURG
ENERGIE die erfolgreichste Neugriindung eines
Energieversorgers in Deutschland geworden ist.
Seit Marktantritt Anfang September 2009 hat sich
der Okostromhandler in Hamburg zu einem wichti-
gen Erzeuger von Okostrom entwickelt und hat im
Gegensatz zu dem, was Frau Heyenn sagte, inzwi-
schen 85 000 Kunden im Strombereich und 11 000
Kunden im Gasbereich.

Die Opposition wirft nun HAMBURG ENERGIE
vor, zu Dumpingpreisen anzubieten. Das ist schon
aus dem Grunde dummes Zeug,

(Zurufe von der CDU: Oh!)

weil ein Unternehmen, das so arbeitet, nie aus den
roten Zahlen herauskommt. Wir wissen aber aus
der Befassung im Ausschuss Offentliche Unterneh-
men,

(Olaf Ohlsen CDU: Nein, wir wissen nicht!)

Herr Kluth, dass HAMBURG ENERGIE in diesem
Jahr schwarze Zahlen schreiben wird.

(Olaf Ohlsen CDU: Weil sie subventioniert
werden!)

Wir haben uns in diesem Ausschuss sehr intensiv
mit HAMBURG ENERGIE befasst, und deswegen
kann eigentlich auch von keiner Seite der Vorwurf
kommen, es gebe hier Geheimniskramerei.

(Beifall bei der SPD und bei Jens Kerstan
GRUNE)

Die unterstellten Quersubventionen, insbesondere
durch das Wassergeschaft, gibt es nicht; das ist
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schon mehrfach gesagt worden. Das Unternehmen
hat mit nur 29 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen
— darunter auch Teilzeitkrafte — eine ausgespro-
chen schlank aufgestellte Verwaltung und kann gut
einkaufen, und darum hat HAMBURG ENERGIE
die Moglichkeit, giinstig anzubieten. Davon haben
alle Stromkunden am Hamburger Markt etwas,
denn Uberall dort, wo 6ffentliche Unternehmen auf
dem Energiemarkt auftreten, ist das Preisniveau
relativ moderat. Dartiber hinaus erzielt HAMBURG
ENERGIE — das muss man auch einmal sagen —in
Sachen Kundenfreundlichkeit Bestnoten. Das ist
hier noch gar nicht erwahnt worden.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Mir scheint, dass die
FDP sich besonders uber dieses Okostromunter-
nehmen aufregt, weil es ein Beispiel dafir ist, dass
es gerade die erneuerbaren Energien sind, die die
Strompreise driicken. Wahrscheinlich ist das auch
der Grund, warum die FDP auf Bundesebene alles
daransetzt, die Stromerzeugung aus Wind und
Sonne zu bekdmpfen, denn wenn die Technik bei
den erneuerbaren Energien bezahlt ist, tendieren
die Erzeugungskosten langsam gegen Null. Diese
Kostensenkungen werden von den meisten Unter-
nehmen nicht weitergegeben. HAMBURG ENER-
GIE macht das eben anders, und das ist gut fiir die
Verbraucherinnen und Verbraucher.

HAMBURG ENERGIE hat in Erzeugungskapazita-
ten investiert und steigert den Anteil an erneuerba-
ren Energien in Hamburg erheblich. Das ist auch
richtig so, denn zur Energiewende gehéren nicht
nur die Netze und Speicher, sondern auch der
Ausbau der erneuerbaren Energien. Weil aber
HAMBURG ENERGIE als Erzeuger keine Netze
betreiben darf, Stichwort Anbandling, Herr Kluth,
hat es auch nichts mit den Planen oder Vorberei-
tungen zu den Beteiligungen der Stadt an den
Netzgesellschafen zu tun. Die erhobenen Vorwiirfe
fallen also insgesamt in sich zusammen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Jens Kerstan
GRUNE)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Dr. Schaal. — Ich habe zwei Hinweise
an zwei Abgeordnete. Herr Ohlsen, es ist dem Par-
lament nicht angemessen, mit dem Namen der
Redner Wortspiele zu machen. Und Frau
Dr. Schaal, auch Sie haben sich nicht immer an
den parlamentarischen Sprachgebrauch gehalten.

(Dr. Monika Schaal SPD: Was habe ich
denn gesagt?)

— Sie haben es nicht nur gesagt, es stand sogar in
Ihrem Manuskript. Das war also kein Versprecher,
den Sie da gemacht haben.

(Beifall und Heiterkeit bei allen Fraktionen)

Meine Damen und Herren! Mir liegen keine weite-
ren Wortmeldungen vor.

Dann stelle ich zunachst fest, dass zu der Grofen
Anfrage aus Drucksache 20/4620 eine Bespre-
chung erfolgte und die Blrgerschaft Kenntnis ge-
nommen hat.

Nun zu dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen
der CDU und der FDP aus Drucksache 20/4982.

Hierzu stelle ich fest, dass der Antrag nicht mit
dem nach Artikel 71 Absatz 2 Satz 2 der hamburgi-
schen Verfassung erforderlichem Quorum gestellt
worden ist. Ich lasse deshalb tber den Antrag ab-
stimmen. Wir brauchen dazu mehr als ein Funftel
der Mitglieder dieses Hauses.

Wer mdchte diesem Antrag zustimmen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das Prifungs- und Be-
richtsersuchen an den Rechnungshof ist damit
wirksam zustande gekommen.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 28, Drucksache
20/4977, Antrag der GRUNEN Fraktion: Fachkréf-
temangel in der Kindertagesbetreuung begegnen:
Erzieher-/innenausbildung reformieren und Akade-
misierung vorantreiben.

[Antrag der GAL-Fraktion:

Fachkraftemangel in der Kindertagesbetreuung
begegnen: Erzieher-linnenausbildung reformie-
ren und Akademisierung vorantreiben

— Drs 20/4977 -]

Diese Drucksache méchte die SPD-Fraktion feder-
fuhrend an den Schulausschuss und mitberatend
an den Familien-, Kinder- und Jugendausschuss
Uberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Frau Blomeke wiinscht
es und hat es.

Christiane Blémeke GRUNE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Nachdem alle hinaus-
gegangen sind, die eine Pause brauchen, mdchte
ich die Ausfuihrungen zu unserem Antrag gern mit
einem Beispiel aus dem realen Leben beginnen.

(Prasidentin Carola Veit Ubernimmt den Vor-
sitz.)

An mich ist ein junges Madchen herangetreten,
21 Jahre alt, mit einem guten Realschulabschluss.
Sie brauchte ein wenig Zeit, bis sie fir sich klar
hatte, was sie beruflich machen méchte, aber dann
war es fir sie sehr sicher, weil sie inzwischen viel
Erfahrung im Umgang mit Kindern gesammelt hat-
te, dass sie sozialpddagogische Assistenz oder ei-
ne Erzieherinnenausbildung absolvieren mdchte.
Ein Anruf im Schulinformationszentrum und bei
den beruflichen Schulen brachte aber Ernichte-
rung. FUr die sozialpddagogische Assistenz hat
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man ihr wenig Hoffnung gemacht: Mit 21 Jahren
sei sie zu alt, die Anzahl der Ausbildungsplatze
seien zu sehr reduziert und man nehme eher
Schulabgéngerinnen, die sich mit 16 Jahren fur
diese Ausbildung entscheiden. Sie konne sich
zwar bewerben, aber viel Hoffnung, einen Platz zu
bekommen, gébe es nicht. Daraufhin hat sie sich
Uberlegt, gleich die Erzieherinnenausbildung zu
machen, die Qualifikation dafiir, den Realschulab-
schluss, hatte sie ja. Aber auch da gab es ein ab-
lehnendes Votum, denn bevor man in Hamburg als
Realschulabsolventin  eine Erzieherinnenausbil-
dung machen kann, muss man eine zweijahrige
Berufsausbildung abgeschlossen haben. Der Rat
aus dem Schulinformationszentrum: Machen Sie
doch erst einmal eine Ausbildung zur Verkauferin,
das ist die kiirzeste aller Ausbildungen, und nach
diesen zwei Jahren kénnen Sie dann die Erziehe-
rinnenausbildung anschliel3en.

Das ist kein Einzelfall. Flr das junge Madchen war
das absolut demotivierend. Wenn man einem jun-
gen Madchen, das die Erzieherinnenausbildung
machen mochte, sagt, es solle vorher eine Ausbil-
dung als Verkauferin oder meinetwegen als Kochin
oder irgendetwas anderes machen, dann ist das
vor unserem heutigen Hintergrund des Fachkréf-
temangels absolut tiberholt.

(Beifall bei den GRUNEN)

Unser Antrag fuldt auf einer Initiative aus der
schwarz-griinen Zeit. Am Ende der schwarz-gri-
nen Legislaturperiode haben wir ein Ersuchen an
den Senat gerichtet, das in einer der letzten Sit-
zungen im Januar 2011 unter der Drucksachen-
nummer 19/8472 beantwortet wurde. Diese Initiati-
ve des schwarz-griinen Senats hat schon damals
vorgesehen, dass es Erleichterungen bei der Er-
zieherausbildung geben soll, und zwar hinsichtlich
des Zugangs und vor allem hinsichtlich einer Ver-
kiirzung. Dabei ging es im Kern darum, die sozial-
padagogische Assistenz auf die Erzieherinnenaus-
bildung anzurechnen; das war schon ein guter
Schritt. Es ging um Durchlassigkeit und Zugang.
Damit darf es jetzt aber nicht genug sein. Wir mis-
sen diesen Schritt weitergehen, denn die Zulas-
sungsbedingungen als solches haben sich fir die
Erzieherinnenausbildung noch nicht verandert.

Wo man hinschaut, ob in Jugendeinrichtungen
oder in Kitas: Es fehlt an Nachwuchs. Die Arbeits-
bedingungen sind nicht leicht, die Bezahlung we-
nig attraktiv; wir haben vorhin schon dartiber ge-
stritten. Wenn sich junge Menschen dennoch ent-
schlieRen, diesen Beruf zu ergreifen, dann kénnen
wir ihnen doch nicht sagen, dass sie trotz Real-
schulabschluss erst einmal zwei Jahre lang eine
andere Ausbildung machen missen, egal welche,
bevor sie mit der Ausbildung zur Erzieherin oder
zum Erzieher anfangen kénnen. Wird denn jemand
ein guter Erzieher, weil er vorher erfolgreich eine
Ausbildung als Koch abgeschlossen hat? Oder

wird jemand eine gute Erzieherin, weil sie vorher
Verkauferin gelernt hat? Meine Fraktion und ich
denken: auf keinen Fall. Viel wichtiger ist doch die
personliche Eignung, und die Eignung fur einen
Beruf kann man am besten feststellen, wenn man
schon einmal in der Praxis war, wenn man frih die
Berufspraxis in einer Einrichtung kennengelernt
hat.

(Beifall bei den GRUNEN)

Genau diese Idee greifen wir mit unserem Antrag
auf. Wir wollen Schule und Praxis miteinander ver-
binden und mdchten der Erzieherausbildung an
den staatlichen Fachschulen ein Praxiskolleg vor-
schalten. Ein gutes Beispiel daflr gibt es in Baden-
Wirttemberg, wo auch ein einjahriges Berufskolleg
der Ausbildung vorgeschaltet wird. Wir moéchten
jungen Leuten, die sich fur diesen Erzieherberuf in-
teressieren, langjahrige Umwege ersparen, indem
wir das verkiirzen und sagen, macht doch bitte
schon etwas, was auch mit der Erzieherausbildung
zu tun hat, um dann sofort den Zugang in die Aus-
bildung zu bekommen. In Zeiten des Fachkraf-
temangels ist es ein Muss, hier Hirden abzubauen
und den Zugang zu erleichtern.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ich will nicht verhehlen, dass Veranderungen der
Zugangsvoraussetzungen oder die Abkirzung der
Ausbildungsdauer etwas ist, was man kritisch an-
schauen muss; das tun wir GRUNE auch. Wir neh-
men die Bedenken durchaus ernst, ob nicht das
Ausbildungsniveau sinken koénnte. Bei unserem
Vorschlag, den Zugang zur Erzieherinnenausbil-
dung zu veréndern, sehen wir diese Gefahr aber
nicht.

(Vizeprasidentin Barbara Duden Ubernimmt
den Vorsitz.)

Im Gegenteil: Wir glauben, dass eine frihe Ver-
zahnung von Theorie und Praxis sogar férderlich
ist, weil man schon testen kann, ob man fir diesen
Beruf geeignet ist. Und auch das Argument, man
ware ein Jahr nach dem Realschulabschluss noch
zu jung, um eine Erzieherausbildung anzufangen,
ist nicht stichhaltig, denn schliel3lich nehmen wir
fur die Ausbildung der sozialpadagogischen Assis-
tenz auch mit Vorliebe Sechzehnjahrige.

Wenn man die Ausbildungsordnung aber anfasst,
dann unserer Meinung nach gleich richtig. Dazu
gehort auch die Uberprifung der Lerninhalte. Das
ist zugegeben bei einer solchen Breitbandausbil-
dung wie der Erzieherinnenausbildung nicht ganz
einfach. Sie wissen sicherlich, dass Erzieher nicht
nur in Kitas eingesetzt werden, sondern auch in
Jugendhilfeeinrichtungen. Dennoch kann es nicht
sein, dass der wichtige Bereich der Krippenbetreu-
ung, der zunehmend eine immense Bedeutung er-
halt, in der Erzieherausbildung kaum eine Rolle
spielt. Das wiederum ist namlich Schwerpunkt der
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sozialpadagogischen Assistenz. Hier haben wir
einen dringenden inhaltlichen Reformbedarf.

Meine Damen und Herren! Das Deutsche Jugend-
institut prognostiziert im Bereich der Kindertages-
betreuung fur das néchste Jahr 500 Erzieherstel-
len mehr; wir haben vorhin schon dariiber gespro-
chen. Im Ausschuss haben wir gestern gehdrt,
dass fur das "Kita-Plus"-Programm der SPD 300
Fachkréafte zuséatzlich erforderlich sind. Es ist im
Prinzip etwas Gutes, wenn investiert wird und
mehr Erzieherinnen und Erzieher kommen, aber
wir mussen dann auch diese Ausbildungsplatze
schaffen und die Ausbildungskapazitat regelmafig
anpassen. Sonst werden wir in Hamburg nicht wei-
terkommen, auch nicht mit den guten Program-
men, die vielleicht vorliegen.

Der Nachwuchs an Erzieherinnen und Erziehern ist
aber nur die eine Seite der Medaille. Wir wollen
auch etwas fir die Qualitatsentwicklung in den Ki-
tas tun und setzen dabei auf einen Personalmix.
Das ist nicht ganz neu bei uns, wir haben das
schon ofters gefordert. Trotzdem sehen wir das als
einen wesentlichen Bestandteil auch in diesem An-
trag. Deswegen brauchen wir mehr Akademikerin-
nen und Akademiker in den Kitas, die direkt in der
Gruppenarbeit mitarbeiten. Damit das gelingt, mis-
sen wir ausreichend ausbilden und auch die Bedin-
gungen dafur schaffen, dass diese Hochschulab-
solventen im Gruppendienst arbeiten kdnnen. Bis-
her sieht es namlich so aus, dass die Einrich-
tungen dabei draufzahlen, sie bleiben auf ihren
Personalkosten sitzen. Wir brauchen in Hamburg
eine verninftige Refinanzierung dieser Menschen,
die dann qualifizierter ausgebildet sind. Hier hat
sich leider seit dem Regierungsantritt der SPD
noch gar nichts bewegt. Wie wir wissen, ist eigent-
lich sogar das Gegenteil der Fall: Der SPD-Senat
weigert sich sogar, die verhandelten Tarifsteige-
rungen fur die Erzieherinnen zu Ubernehmen; wir
hatten das Thema bereits.

Das Problem des Fachkraftemangels ist von vielen
erkannt worden. Ich sehe an dem Nicken — auch in
den Reihen der SPD-Fraktion —, dass das erkannt
worden ist.

(Arno Minster SPD: Wer hat hier genickt?)

— Sie haben vielleicht nicht genickt, aber in dieser
Richtung schon.

Meine Damen und Herren, Herr Schéafer, das wird
sich nicht von alleine 16sen. Neben lhnen sitzt Kol-
lege Dressel, der auch noch Kinder im Kita-Alter
hat, und ich bin mir sicher, er mochte auch, dass
seine Kinder gut und verniinftig betreut werden

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das werden sie
auch!)

mit ausreichend Personal und einem qualifizierten
Personalmix. Und genau deswegen werben wir fir

die Zustimmung zu unserem Antrag, weil wir Hir-
den abbauen und Zugange erleichtern wollen.

Wir brauchen mehr Ausbildungs- und Studienplat-
ze in Hamburg, denn Abwarten alleine reicht nicht.
Unserer Meinung nach muss der Senat jetzt han-
deln. Es ware schén, wenn wir an der damaligen
Initiative von Schwarz-Grin, die die beruflichen
Schulen reformiert, Ausbildungsinhalte verandert
und Zugénge erleichtert hat, anknupfen und das
weiter fortsetzen kdnnten. Das wére fur Hamburg
ein guter Weg. In diesem Sinne ist unser Antrag zu
verstehen und ich freue mich, dass die SPD ihn an
einen Ausschuss Uberweisen mochte, wenn auch
meiner Ansicht nach nicht ganz an den richtigen.
Wir sollten zumindest eine gemeinsame Sitzung
machen, weil Schulausschuss und Familienaus-
schuss gemeinsam beraten missen, denn das ist
ein groBes Thema fur Hamburg. Ich glaube, dass
wir auch nur von dieser gemeinsamen Sichtweise
her die Dinge bewegen kénnen. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Czech.

(Erck Rickmers SPD: Zeig's Ihnen!)

Matthias Czech SPD:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Erst einmal mdchte ich eine
Feststellung treffen: Ich freue mich dartber, dass
wir mehr Erzieherinnen und Erzieher brauchen;
das ist ein gutes Zeichen. Es ist ein Zeichen dafir,
dass wir mehr Kinder in richtige Bildungs- und Be-
treuungsangebote schicken und dass wir dadurch,
dass wir einen Rechtsanspruch schaffen fir die
funfstlindige Betreuung aller Kinder ab dem zwei-
ten Lebensjahr — egal, was ihre Eltern verdienen —,
insgesamt einen hoheren Bedarf erzielen. Daruber
kénnen wir uns freuen.

(Beifall bei der SPD)

Ich finde aber nicht, dass eine Reform der Ausbil-
dung ausschlief3lich der hohen Nachfrage geschul-
det ist, sondern wir missen uns — das haben Sie
genau richtig gesagt — an die neuen Bedingungen
anpassen.

Nun war eben strittig, an welchen Ausschuss das
gehen soll. Fir die Ausbildung ist die Schulbehér-
de zustandig, das HIBB in diesem Fall, also ist die
BSB der richtige Ansprechpartner. Deshalb geht
das federfihrend an den Schulausschuss und mit-
beratend an den Familienausschuss. Ob wir da ei-
ne gemeinsame Sitzung hinbekommen, das bera-
ten dann Sie, das mache nicht ich.

Noch einige Punkte zu dem, was Sie gefordert ha-
ben. Es entstand so ein bisschen der Eindruck, als
sei noch gar nichts geschehen. Zum einen fordern
Sie mehr Ausbildungskapazitaten. Wenn ich richtig
informiert bin, haben alle Bewerberinnen und Be-
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werber die Zulassung in die sozialpadagogischen
Assistenzen beziehungsweise in die Fachschule
fur Sozialpddagogik erhalten. AuRerdem findet be-
reits jetzt eine Anpassung der Ausbildungspri-
fungsordnung statt. Hier sollten wir das HIBB eng
begleiten. Ich glaube nicht, dass wir dem Vor-
schlag Baden-Wirttembergs folgen sollten, son-
dern wir haben schon — Sie haben richtig darauf
hingewiesen — die Mdglichkeit, dass sozialpadago-
gische Assistenten und Assistentinnen eine kurze-
re Ausbildung bekommen.

(Préasidentin Carola Veit ibernimmt den Vor-
sitz.)

Zu den Zulassungsbeschrankungen. Wir missen
ganz genau darauf schauen, was da passiert. Es
ist eine interessante Uberlegung, ob man vor Aus-
bildungsbeginn tatsachlich bereits eine zweijahrige
Ausbildung abgeschlossen haben muss. Allerdings
finde ich lhre Einschatzung des Verkauferinnenbe-
rufs ein bisschen schwierig. Fur mich ist dieser Be-
ruf durchaus ehrenwert; ich hétte so etwas nicht
gesagt.

(Beifall bei der SPD — Christiane Blomeke
GRUNE: Das habe ich doch nicht gesagt!)

Ob man dariber nachdenken kann, das kodnnen
wir noch Uberlegen.

Zum Schluss: Sie haben eben ganz locker gesagt,
wir sollten die Ausbildungszahlen und die Zahl der
zukinftigen Studentinnen und Studenten erhdhen.
Hier einfach mal so den Hochschulpakt aufzubre-
chen, ist ein bisschen schwierig, zumal Sie dann
sagen mussten, wo die Mittel dafir herkommen
sollen. Insgesamt sind wir aber auf einem guten
Weg. Wir kdnnen das gern gemeinsam beraten
und darauf freue ich mich. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat Herr de
Vries.

Christoph de Vries CDU:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Die Bedeutung der frih-
kindlichen Bildung fur die Entwicklung unserer Kin-
der ist in den letzten Jahren erheblich gestiegen.
Was in der frihkindlichen Bildung versaumt oder
vernachlassigt wird, lasst sich spéater nur schwer
und nur in Grenzen und mit sehr hohem Aufwand
nachholen. Das ist eine allgemeine Erkenntnis, die
wir alle teilen. Die Konsequenz daraus ist, dass gut
qualifiziertes Fachpersonal in den Kitas der
Schlussel zur Bildungs- und Betreuungsqualitét ist.

Die Erwartungen von Eltern und Gesellschaft an
Erzieherinnen und Erzieher sind gestiegen. Damit
verbunden ist auch eine Erweiterung ihres Aufga-
benspektrums. Das erfordert in hohem Mal3e Qua-
lifizierungsmalnahmen nicht nur wahrend der Aus-
bildung, sondern auch laufende Fortbildung. Auf

der anderen Seite haben wir einen erheblich stei-
genden Bedarf an Fachkraften; wir haben dartber
mehrfach gesprochen. Ich habe dazu eine Schriftli-
che Kleine Anfrage gestellt. Allein, um den bun-
desweiten Rechtsanspruch auf Betreuung fur Kin-
der ab einem Jahr zu erfullen, brauchen wir in
Hamburg im nachsten Jahr ungeféhr 750 zusatzli-
che Erst- und Zweitkrafte.

Wir haben also zwei Herausforderungen: Einmal
die gestiegenen Anforderungen an die Qualifikatio-
nen und zum anderen einen erheblichen Bedarf an
Fachkraften, der gedeckt werden muss. Aber
— Frau Blémeke hat es richtig zum Ausdruck ge-
bracht — beides ist gar kein Widerspruch, beide
Herausforderungen kann man lésen. Es ist ja nicht
der Ansatz lhres Antrags, die Qualitatsanspriche
in der Erzieherausbildung herunterzuschrauben,
um mehr Kréfte zu gewinnen. Sie hatten einen an-
deren Ansatz. An der Stelle kann ich gleich noch
einmal auf Herrn Czech eingehen: Naturlich ist der
Verkauferinnenberuf ehrenwert. Es ist aber die
Frage zu stellen, ob die Ausbildung zur Verkauferin
oder zum Maurer jemanden in hdherem Mal3e da-
zu befahigt, spater ein guter Erzieher zu sein. Wer-
den dort Kenntnisse und Erfahrungen vermittelt,
die fur die Erzieherausbildung besonders wertvoll
sind? Ich glaube, dass das nicht unbedingt der Fall
ist. Das heil3t, man kann zwei Fliegen mit einer
Klappe schlagen. Es ist der Vorschlag im Ge-
sprach, so etwas wie ein einjahriges Berufskolleg
vorzuschalten, in dem Basiskenntnisse wie Kinder-
pflege, Kinderhygiene und Ernédhrungslehre vermit-
telt werden, um damit den ersten Baustein fur die
spatere Erzieherausbildung zu setzen. Es ist auch
im Hinblick auf den Fachkraftebedarf richtig, wenn
wir diese Hiurde aus dem Weg raumen, denn es ist
fur viele, die den Erzieherberuf ergreifen wollen, ei-
ne hohe Hurde.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Klar ist aber auch, dass die Qualitdt der Ausbil-
dung den neuen Bedurfnissen in der Praxis ange-
passt werden muss. Deswegen ist es auch richtig,
die Inhalte der Ausbildung zu Uberprifen und wei-
terzuentwickeln. Auch dieser Punkt ist richtig.

Der einzige Punkt, wo wir vielleicht kritisch sind, ist
die Akademisierung des Erzieherberufs. Wir als
CDU wollen nicht, dass nur noch Erzieher mit aka-
demischem Hintergrund in den Kitas arbeiten, wir
wollen also keine breit angelegte Akademisierung
des Erzieherberufs. Ich glaube, so ist der Antrag
aber auch nicht zu verstehen. Wenn er so zu ver-
stehen ist, dass wir Impulse wollen aus der Wis-
senschatt in die Kitas, die dort dann in den Kita-All-
tag stetig einbezogen werden, dann ist das mit Si-
cherheit auch nicht verkehrt.

Insgesamt ist der Antrag ein guter Anstol3 fir die
Weiterentwicklung der Erzieherausbildung und fir
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die Gewinnung der dringend bendétigten Fachkraf-
te, und wir stimmen ihm gerne zu.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Stefanie von
Berg und Jens Kerstan, beide GRUNE)

Prasidentin Carola Veit: Herr Ritter, Sie haben
das Wort.

Finn-Ole Ritter FDP: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Wir haben heute schon viel Uber
den Beruf des Erziehers und der Erzieherin ge-
sprochen. Er ist im Wandel: Die Anforderungen an
die Fachkrafte steigen, und die Erwartungen der
Eltern an die Kita sind heutzutage héher als viel-
leicht noch vor einigen Jahren. Gleichzeitig haben
wir einen massiven quantitativen Ausbau der Be-
treuungsangebote, und obwohl wir in Hamburg
durch das Kita-Gutscheinsystem eine gute Aus-
gangslage haben, fehlen auch hier Fachkréfte.

Was bis jetzt noch nicht erwéhnt wurde, sind die
hohen Teilzeitquoten. Wir haben in Hamburg im
Vergleich zu anderen Bundeslandern besonders
viele Erzieherinnen, die in Teilzeit arbeiten. Teil der
Lésung kann nicht nur sein, dass wir mehr Fach-
krafte ausbilden, sondern dass wir auch den vor-
handenen Fachkréaften ermdglichen, Vollzeit zu ar-
beiten, denn nicht alle arbeiten tatsachlich freiwillig
in Teilzeit. Deshalb missen wir fir verbesserte
Rahmenbedingungen sorgen und Anreize schaf-
fen.

Zu den akademischen Fachkréaften: Wenn ich Frau
Blomeke richtig verstanden habe, sprach sie vom
Personalmix, das heif3t, nicht alle in der Kita sollen,
wie Herr de Vries das verstanden hat, akademisiert
werden. Wir sind auch fur einen Mix in der Kita, al-
lerdings heil3t das naturlich auch vor allem, Frau
Blomeke, Geld in die Hand zu nehmen, um das zu
erreichen. Daruiber muissten wir im Ausschuss
sprechen, woher das Geld kommen soll, denn das
ist immer ein Problem.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Die GRUNEN fordern angepasste Ausbildungsin-
halte und mehr Platze an Fachschulen oder auch
an Fachhochschulen fur Umschulungen und Quer-
einsteigerprogramme. Das ist ein guter Ansatz, es
sind auch weitere Anstrengungen nétig, da haben
Sie unsere Unterstitzung. Durch zahlreiche Ge-
sprdche auch in den Kitas haben wir erfahren,
dass das Problem ist, dass Absolventen der Fach-
schulen einfach zu wenig Praxiserfahrung haben.
In anderen Landern gibt es mehr Praxisphasen
wahrend der Ausbildung sowie zum Beispiel ein
bezahltes Anerkennungsjahr.

Die FDP hat sich Uberlegt, wie man dieser Proble-
me Herr werden kann. Wir werden néchstes Mal
einen Antrag einbringen, in dem wir konkret eine
duale Ausbildung fordern, das heil3t also, schneller
qualifizierte Erzieher auszubilden, die eine Ausbil-

dungsvergitung bekommen. Hier kénnen die Kitas
durch mehr Praxiserfahrung profitieren. Ich freue
mich, dass der Antrag zur weiteren Diskussion an
den Familienausschuss tberwiesen wird, oder ich
hoffe es zumindest, sodass wir weiter diskutieren
kénnen; ansonsten stimmen wir dem Antrag zu.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Nun hat Herr Yildiz das
Wort.

Mehmet Yildiz DIE LINKE: Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Das Problem des Fachkraf-
temangels im Bereich der Kindertagesbetreuung
ist besorgniserregend und darf nicht unterschatzt
werden. Das kann den Kita-Ausbau, der fir die
nachsten Jahre geplant ist, gefahrden. Der Fach-
kraftemangel betrifft aber nicht nur den Kita-Be-
reich, da Erzieherinnen und Erzieher auch in ande-
ren Bereichen wie zum Beispiel Soziales und Er-
ziehungsdienste, Hilfen zur Erziehung, offene Kin-
der- und Jugendarbeit und Schule zusatzlich ge-
braucht werden. Die Situation verscharft sich aber
aus meiner Sicht noch durch den extrem hohen
Anteil von Teilzeitbeschaftigten, der in diesem Be-
reich zwei Drittel der Gesamtbeschaftigten aus-
macht.

Aber man muss auch ehrlich sein. Ein Arbeitsplatz
mit 20 Stunden, von dem man seine Existenz nicht
sichern kann, ist nicht gerade attraktiv. Die Proble-
me bei der Besetzung von Stellen im Bereich der
"Ganztagigen Bildung und Betreuung" sind ein er-
stes Warnsignal fur uns. Auch die Lockerung der
Regelungen zum Einsatz von Berufsfremden ist
nicht zielfihrend. Nicht umsonst ist im Landesrah-
menvertrag vereinbart, dass Erzieher und Erziehe-
rinnen als Fachkrafte fest eingeschrieben sind.
Das ist natirlich berechtigt, weil man Qualitat vor-
ziehen muss. Wenn das den Eltern versprochen
wurde, dann sollte man dieses Versprechen auch
einhalten.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich mdchte festhalten, was in den nachsten Jahren
zum Fachkraftemangel fuhrt: erstens der Ausbau
im Bereich der unter Dreijahrigen, zweitens das Ki-
TaPLUS-Programm zur Verbesserung der Schlis-
sel, was wir auch begriiRen, und drittens die "Ganz-
tagige Bildung und Betreuung", deren Ausbau dau-
ert.

Wir haben ausgerechnet, dass in den néchsten
Jahren etwa 2000 Ganztagsplatze gebraucht wer-
den. Viele Arbeitskrafte werden aufgrund der Al-
tersstruktur aus dem Dienst aussteigen mussen.
Dazu kommt, dass wegen der hohen Belastung im
Beruf viele Beschéftigte vor dem Erreichen des
Rentenalters aus dem Dienst ausscheiden. Man
muss sich nur den Index von ver.di anschauen
— das ist ubrigens eine gute Arbeit. Nur rund ein
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Drittel der Beschéftigten geht davon aus, gesund
die Rente zu erreichen.

(Roland Heintze CDU: Das kann auch mit
dem Alter zusammenhangen!)

Das alles ist absehbar gewesen. Nicht nur unsere
Fraktion, auch die GEW hat seit Langem auf das
Problem hingewiesen. Die Erhdhung der Ausbil-
dungsplétze allein reicht nicht aus. Es gibt einfach
zu wenige Bewerber und Bewerberinnen in diesem
Berufsfeld.

Man muss sich einmal Uberlegen, was der Einstieg
in diesen Beruf fordert. Nach einer langen Ausbil-
dung wartet eine harte, stressige, aber auch scho-
ne Arbeit auf die Menschen. Dazu kommt die
schlechte Bezahlung. Ein Beleg ist doch schon das
Fehlen von Wartelisten in den Fachschulen. Die
prekaren Arbeitsverhéltnisse erhéhen den Bedarf.

Meine Damen und Herren! Ich méchte nicht nur
kritisieren, sondern konkrete Vorschlage machen.
Punkt 1: Kurzfristig kdnnen die Trager den Be-
schaftigten eine Erhdhung ihrer Arbeitsstunden an-
bieten. Dies ist vor allem im KiTaPLUS-Programm
moglich.

Punkt 2: Der Beruf muss attraktiver gestaltet wer-
den. Hierzu gehort vor allem die Ubernahme der
im Frihjahr vereinbarten Tarifabschlisse.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christiane
Blomeke GRUNE)

Der Senat weigert sich in der Vertragskommission,
die Tariferhéhung zu Ubernehmen. Statt eine Si-
tuation wie im Jahr 2010 unter Schwarz-Grin fort-
zusetzen, die sich die ganze Zeit geweigert haben,
die Tariferh6hung zu tibernehmen,

(Christiane Blémeke GRUNE: Das stimmt
nicht! Da klatsche ich jetzt nicht!)

sodass es dazu gefuhrt hat, dass auch Beschéttig-
te aus Randgebieten sich beworben haben, sollte
man hier schnell auf die Forderungen der Kollegin-
nen und Kollegen der Gewerkschaften eingehen
und die Tariferhéhung tbernehmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Frau Blémeke, wir haben dazu drei- oder viermal in
der Aktuellen Stunde zwei Antrdge eingereicht,
und Sie sind auch unter denjenigen gewesen, die
dagegen gestimmt haben. Es kann nicht sein, dass
das nicht stimmt.

(Jens Kerstan GRUNE: Die Antrage waren
Uberflissig, weil wir sie schon Ubernommen
hatten!)

Sie haben auch gesehen, dass es eine Fluktuation
gibt und dass andere Probleme auf Sie zukom-
men.

Punkt 3: Zur Steigerung der Attraktivitdat gehort
auch die Bezahlung mittelbarer padagogischer Ar-

beit, die im Jahr 2005 durch die schwarze Regie-
rung abgeschafft wurde. Elterngespréche, Vorbe-
reitung, Nachbereitung oder Supervision und Fort-
bildung missen zur Sicherung der Qualitat und zur
Verbesserung der Arbeitsbedingungen eingefiihrt
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Statt des Betreuungsgeldes kdnnten hier bundes-
weit neue Standards gesetzt werden, die dazu fih-
ren, die Anzahl der Bewerber und Bewerberinnen
zu erhdhen und verstéarkt — dartiber haben wir vor-
hin diskutiert — Manner in die Kitas zu holen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Heidrun
Schmitt GRUNE)

Punkt 4: Mittelfristig kann auch eine erhdhte Zahl
der Ausbildungsplatze helfen. Aber die Ausbildung
kann nur ein Baustein sein.

Punkt 5: Deshalb ist der Antrag der GRUNEN nicht
zu Ende gedacht. Die Ausbildungskapazitaten sind
schon erhéht worden. Aber es gibt fast keine Be-
werber und Bewerberinnen, die sich zusatzlich in
dem Bereich bewerben. Ich will auch kurz erlautern
warum. Wir haben ein Problem, wenn wir die Aus-
bildungszahlen erhéhen. Wir haben ein Problem
mit Schulen, mit Schulausbau, -umbau und -neu-
bau, weil wir dazu keine geeigneten Schulen ha-
ben. Gleichzeitig kommt dazu die dreijahrige Aus-
bildung. Aber eine Initiative zur Verklrzung der
Ausbildungszeit sollte man sich gut Uberlegen,
Frau Blomeke. Wenn die GRUNEN vorschlagen,
gleichzeitig neue Inhalte — was ich fir richtig hal-
te — als Schwerpunkte der Ausbildung festzulegen,
dann kommen wir nicht weiter. Wir sind aber auch
fur multiprofessionelle Teams, sodass auch Hoch-
schulabsolventen plus Erzieher und Erzieherinnen
in der Kita beschéftigt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir wollen den Zugang zur Erzieherinnenausbil-
dung fur alle Teile der Bevdlkerung offen lassen,
nicht nur fir Akademikerinnen und Akademiker.

(Olaf Ohlsen CDU: Wir sind auf einem guten
Weg!)

Dass die GRUNEN eine Verbesserung bei den Ge-
haltern der Hochschulabsolventen vorschlagen
und die Erzieherinnen und Erzieher vergessen, ist
aus unserer Sicht kein Zufall, sondern ein Aus-
druck der einseitigen Orientierung auf Akademiker
und Akademikerinnen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dirk Kien-
scherf SPD und Heidrun Schmitt GRUNE)

Der Senat sollte aber den Haushalt nicht auf dem
Rucken der Beschéftigten sanieren. Die Tarifab-
schliisse missen tbernommen werden.
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und zuletzt: Ich freue mich, dass wir im Ausschuss
noch intensiver dariber diskutieren kénnen. — Vie-
len herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dirk Kien-
scherf SPD und Heidrun Schmitt GRUNE)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Sena-
tor Rabe.

Senator Ties Rabe: Frau Préasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Wir haben in der Tat
einiges zu tun, damit wir geniigend Erzieherinnen
und Erzieher an den Schulen und in den Kinderta-
gesstatten einstellen kdnnen, denn der Bedarf ist
riesengrof’ und er wird weiter wachsen. Deswegen
ist es richtig, dass wir uns gemeinsam mit diesem
Thema beschétftigen.

Ich mdchte allerdings auch darauf hinweisen, dass
wir an dieser Stelle schon gemeinsam eine ganze
Reihe von Reformen auf den Weg gebracht haben,
die Ubrigens damals in seltener und spannender
Eintracht verabschiedet worden sind. Ich erinnere
an die legendare Januarsitzung 2011, in der wir ei-
ne Veranderung der Berufsbildung verabschiedet
haben, die die GRUNEN sich ausgedacht, die
Schwarzen eingereicht haben und die dann mit
rot-roter Unterstitzung verabschiedet worden ist
— einstimmig im Schulbereich; das ist hdchst sel-
ten.

Was haben wir damals beschlossen? Wir haben
gesagt, die fuinfjahrige Ausbildung zum Erzieher ist
weil3 Gott eine sehr, sehr lange Zeit. Man muss
sich fragen, ob das klug ist. Deswegen haben wir
gesagt, in Zukunft soll die erste Stufe so bleiben,
zwei Jahre Ausbildung zum sozialpadagogischen
Assistenten. Aber die zweite Stufe, die dreijahrige
anschlieBende Ausbildung zum Erzieher, kann um
ein Jahr verklrzt werden, und zwar dann, wenn
man eine gute erste Ausbildung zum sozialpad-
agogischen Assistenten macht. Das wird im nach-
sten Jahr zum ersten Mal wirksam. Deswegen hat
der Senat mit gutem Grund gesagt, wir haben hier
schon die Weichen gestellt, nun sollten wir auch
einmal schauen, wie das entsprechend wirkt.

Ubrigens haben wir noch etwas getan, etwas, das
ich sehr klug finde, obwohl es nicht unsere Idee
war. Aber wir haben der Idee zugestimmt und wer-
den daflr sorgen, dass sie klappt. Wir haben nam-
lich gemeinsam gesagt: Wer die ersten zwei Jahre
Ausbildung zum sozialpadagogischen Assistenten
hinter sich hat, der kann dann schon in den Kitas
arbeiten, nicht den ganzen Tag, aber einen grol3en
Teil des Tages, und dann nachmittags die Fortbil-
dung zum Erzieher machen. Auf diese Art und
Weise haben wir zwei Fliegen mit einer Klappe ge-
schlagen. Wir erméglichen es den Teilnehmern,
nicht nur von BAf6G zu leben, sondern sich auch
ein Stick Geld verdienen zu kdnnen. Gleichzeitig
sorgen wir dafur, dass an den Kindertagesstatten

schon Personal ist, obwohl dieses Personal sich
gleichzeitig noch zum Erzieher weiterbildet — auch
eine, wie ich finde, kluge MaRnahme, um dem Er-
ziehermangel abzuhelfen.

Wir haben noch etwas Drittes gemacht, und daran
mdchte ich noch einmal erinnern, weil hier einige
Dinge gesagt wurden, die nicht ganz stimmen. Wir
haben gesagt, jeder, der anklopft, bekommt einen
Platz. Ich wirde deshalb auch Frau Blémeke bit-
ten, mir noch einmal den Einzelfall zu nennen, ich
will der Sache gern nachgehen. Wir hatten die Ver-
einbarung, dass es gentigend Platze fur alle Be-
werber gibt. Wenn da jemand weggeschickt wurde,
so wirde ich das gern wissen und nacharbeiten.

Tatsachlich haben wir, Gbrigens auch gemeinsam,
die Kapazitaten erhéht. Wahrend im Jahr 2012 nur
528 Erzieher fertig werden, wird dies im nachsten
und Gbernachsten Jahr stéandig gesteigert auf dann
975 im Jahr 2015. Das ist annahernd eine Verdop-
pelung. Diese drei MalRnahmen, die Verkirzung,
die dualen Elemente, in denen man sowohl be-
schaftigt ist als sich auch weiterbilden kann, und
die Erhéhung der Zahl der Platze war eine gemein-
same Aktion des gesamten Parlaments und des
gesamten Schulausschusses, die ich ausgespro-
chen sinnvoll finde. Hier haben wir schon eine gan-
ze Menge getan, sodass wir jetzt nicht in groRer
Hektik weitere Schritte planen missen.

Trotzdem sollten wir Uber weitere Schritte nach-
denken; ich mache es sehr kurz.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Verzei-
hen Sie bitte. Bevor Sie mit der Aufzahlung begin-
nen, gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn
Wersich?

Senator Ties Rabe: Gern.

Zwischenfrage von Dietrich Wersich CDU: Herr
Rabe, ich habe Ihnen aufmerksam zugehort. Was
ich jetzt noch nicht ganz verstanden habe ist die
Frage, ob es nach lhrer Einschatzung derzeit
einen Mangel an geeigneten Fachkraften fur die-
sen padagogischen Kita-Bereich gibt oder nicht?

(Dirk Kienscherf SPD: Das hat Scheele heu-
te schon ausgefuhrt!)

Senator Ties Rabe (fortfahrend): Das wollen wir
gern noch einmal sorgféltig erheben. Wir haben
jetzt schon eine Abfrage bei allen Beteiligten be-
gonnen. Im Moment ist es so, dass die Schulbe-
horde samtliche Erzieherstellen in erstaunlich kurz-
er Zeit besetzen konnte, dass die Vereinigung an
der Stelle auch hinkommt, dass aber kleinere Tra-
ger allerdings schon dartiber klagen, nicht geni-
gend Erzieher auf dem Markt zu finden. Wir rech-
nen damit, dass Hamburg in den nadchsten zwei
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Jahren die groRe Welle braucht. Deswegen sollten
wir gemeinsam eher uber kurzfristige Malinahmen
nachdenken, statt die gesamte Ausbildung noch
einmal auf den Kopf zu stellen. Wenn wir an Ham-
burgs Interessen denken, muissen wir uns vor al-
lem auf kurzfristige Malinahmen konzentrieren.

(Beifall bei der SPD)

Ich freue mich deshalb schon auf die Beratung im
Schulausschuss, moéchte aber kurz drei Dinge zu
bedenken geben.

Erstens: Es wird gefragt, ob die Ausbildung noch
kiurzer sein sollte. Wir sind auf vier Jahre herunter-
gegangen. Ehrlicherweise kann man sagen, dass
die meisten Berufsausbildungen nur drei Jahre
dauern. Dann macht es Sinn, dartiber nachzuden-
ken, ob man verkirzt. Ganz einfach ist es aber
nicht, denn wir wissen alle, dass in diesen Kinder-
tagesstatten haufig starker die Weichen fir Bildung
gestellt werden, als vieles hinterher in der Schule
noch gerettet oder korrigiert werden kann, sodass
das hier eine ganz entscheidende Stelle ist, wo wir
im Bereich der Fachlichkeit nichts mit heil3er Nadel
stricken sollten, sondern daran denken missen,
dass es trotz einer geringen Bezahlung eine hoch-
verantwortungsvolle Tatigkeit ist, die keineswegs
einfach ist. Dennoch kann man Uber eine Verkir-
zung nachdenken. Wir missen das aber im Hinter-
kopf behalten.

Die zweite Frage ist, ob es wissenschaftlicher wer-
den sollte. Die meisten européischen Lander sind
auf diesem Weg, das ist richtig. Aber es fuhrt eher
zu einer Verknappung, wenn wir an der Stelle sa-
gen, dass es auf Dauer erstrebenswert ist, ein
Hochschulstudium damit zu verbinden, denn dann
werden wir nicht mehr, sondern vielleicht eher we-
niger Bewerber finden, die diese Qualifikationen
haben. Das heif3t nicht, dass wir diesen Weg ver-
stopfen sollten, wir sollten ihn 6ffnen. Aber wir soll-
ten uns hiuten vor dem Anspruch, auf Dauer nur
noch das wissenschaftliche Studium als Voraus-
setzung fur den Beruf des Erziehers zu nehmen.

Und zum Schluss gibt es auch eine temperament-
volle Frage aus Baden-Wiurttemberg, namlich, ob
wir nicht eine duale Berufsausbildung daraus ma-
chen sollten. Statt, wie derzeit ublich, in Schulen
zu lernen, kénnte man doch sagen, dass man eine
duale Berufsausbildung daraus macht wie bei-
spielsweise bei einer Ausbildung zum Bankkauf-
mann. Auch an der Stelle gilt es, sorgféltig nachzu-
denken, denn das heif3t, jede Menge Bundesge-
setze, jede Menge Bundesbeteiligung und vermut-
lich einen Prozess auf den Weg zu bringen, der
unter sieben Jahren nicht enden wird. Das hilft uns
in Hamburg fur die nachsten zwei Jahre nicht so
richtig weiter.

Sie sehen also, wir haben hier eine ganze Reihe
von Punkten; den letzten will ich nur ganz kurz er-
wahnen. Wir sind nicht allein in Deutschland. Aus-

gerechnet dieses Thema, bei dem wir dringend
darauf angewiesen sind, auch andere Bundeslan-
der einzubeziehen, ist hochgradig verrechtlicht,
und deswegen sind die Bewegungsmdglichkeiten
auch nicht unendlich, wenn wir hier nicht zu einer
Insel werden wollen. Lange Rede, kurzer Sinn: Wir
haben bisher in groRem Konsens schon eine Men-
ge Fortschritte erreicht, und wir kénnen uns im
Schulausschuss mutig daran machen, iber weitere
Wege nachzudenken. Aber ich wirde umgekehrt
auch sagen, dass die Punkte, die wir schon geén-
dert haben, zu einer Entspannung in diesem Be-
reich fuhren werden, sodass wir jetzt nicht mit hei-
Ber Nadel schnell arbeiten sollten, aber gern im
Schulausschuss, gemeinsam mit dem Familien-
ausschuss, das Thema beraten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Gibt es weitere Wortmel-
dungen zu diesem Punkt? Wenn das nicht der Fall
ist, kbnnen wir zur Abstimmung kommen.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
20/4977 federfuhrend an den Schulausschuss und
mitberatend an den Familien-, Kinder- und Jugend-
ausschuss zu? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist das einstimmig so Uberwiesen
worden.

Wir kommen zu den Berichten des Eingabenaus-
schusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/4867 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/4868 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/4869 -]

Ich beginne mit dem Bericht 20/4867. Hierin sind
nur einstimmige Empfehlungen enthalten.

Wer mochte diesen folgen? — Gegenprobe. —Ent-
haltungen? — Das war einstimmig.

Wer mochte dariiber hinaus das empfohlene Ersu-
chen an den Senat beschliel3en? — Die Gegenpro-
be. —Enthaltungen? — Das ist dann ebenfalls ein-
stimmig so erfolgt.

Nun zum Bericht 20/4868.

Wer schlief3t sich der Empfehlung an, die der Ein-
gabenausschuss zur Eingabe 400/11 abgegeben
hat? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
dann mit groRer Mehrheit so beschlossen.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4867&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4868&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4869&dokart=drucksache

Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 38. Sitzung am 29. August 2012 2921

(Prasidentin Carola Veit)

Wer mochte der Empfehlung folgen, die der Einga-
benausschuss zur Eingabe 335/12 abgegeben
hat? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
dann einstimmig so beschlossen.

Wer schlief3t sich der Empfehlung zu den Ubrigen
Eingaben an? — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Dann war auch das einstimmig.

Wir kommen zum Bericht 20/4869, zunachst zu Zif-
fer 1. Hierin sind nur einstimmige Empfehlungen
enthalten.

Wer mdchte sich diesen anschlieRen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das war dann einstim-
mig.

Von den Ziffern 2 bis 4 hat die Blrgerschaft Kennt-
nis genommen.

Die in der Geschéftsordnung fir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht™
haben Sie erhalten.

Der Abgeordnete de Vries hat mir mitgeteilt, dass
er an der Abstimmung zu A der Sammelubersicht
nicht teilnehmen werde.

Ich stelle fest, dass die Birgerschaft die unter A
aufgefiihrten Drucksachen zur Kenntnis genom-
men hat.

Wer stimmt dem Uberweisungsbegehren unter B
zu? —Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war ein-
stimmig, vielen Dank.

Wir kommen zu TOP 6, Drucksache 20/4925, Se-
natsantrag: Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur
Anderung des Landesjustizkostengesetzes.

[Senatsantrag:

Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Ande-
rung des Landesjustizkostengesetzes

— Drs 20/4925 -]

Die CDU mochte die Drucksache federfiihrend an
den Haushaltsausschuss und mitberatend an den
Ausschuss flr Justiz, Datenschutz und Gleichstel-
lung Uberweisen. Die SPD-Fraktion hat die Uber-
weisung der Drucksache nur an den Ausschuss fur
Justiz, Datenschutz und Gleichstellung beantragt.

Wer stimmt einer Uberweisung an den Haushalts-
ausschuss zu? — Die Gegenprobe. —Enthaltungen?
— Damit ist dieses Uberweisungsbegehren abge-
lehnt.

*** Sammelubersicht, siehe Seite 2927

Wer mochte die Drucksache an den Ausschuss fur
Justiz, Datenschutz und Gleichstellung tberwei-
sen? —Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
dann einstimmig so erfolgt.

Punkt 7, Drucksache 20/4927, Senatsantrag: "Impf-
empfehlungen gegen Masernerkrankungen bei Er-
wachsenen”, Beantwortung des Ersuchens der
Burgerschaft vom 11. Juni 2009.

[Senatsantrag:

Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Biirgerschaft vom 11. Juni 2009 "Impfemp-
fehlungen gegen Masernerkrankungen bei Er-
wachsenen”

— Drs 20/4927 -]

Wer méchte dem Senatsantrag seine Zustimmung
geben? — Wer schlief3t sich dem nicht an? — Ent-
haltungen? — Das ist dann so beschlossen worden.

Im Ubrigen hat die Biirgerschaft Kenntnis genom-
men.

Punkt 13, Drucksache 20/4894, Unterrichtung
durch die Préasidentin: Birgerschaftliches Ersuchen
19/8525, Fortfihrung der Sanierungsoffensive fir
Sportstatten.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen 19/8525 - Fort-
fiihrung der Sanierungsoffensive fiir Sportstat-
ten

— Drs 20/4894 -]

Die CDU-Fraktion moéchte diese Drucksache an
den Sportausschuss tberweisen.

Wer folgt dem Uberweisungsbegehren? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das Uber-
weisungsbegehren abgelehnt.

Ich stelle fest, dass die Birgerschaft von der
Drucksache Kenntnis genommen hat.

Punkt 17, Drucksache 20/4921, gemeinsamer Be-
richt des Umweltausschusses und des Verkehrs-
ausschusses: Larmaktionsplanung.

[Gemeinsamer Bericht des Umweltausschus-
ses und des Verkehrsausschusses iiber die
Drucksache 20/3884:

Larmaktionsplanung (Antrag der SPD-Fraktion)
— Drs 20/4921 -]


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4925&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4927&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4894&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4921&dokart=drucksache
Grossmbi
Schreibmaschinentext
*** Sammelübersicht, siehe Seite 2927
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Wer schlief3t sich der Ausschussempfehlung an?
—Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann
mehrheitlich so beschlossen.

Punkt 19, Drucksache 20/4936, Ausschuss fur Ju-
stiz, Datenschutz und Gleichstellung: Finftes Ge-
setz zur Anderung des Hamburgischen Juristen-
ausbildungsgesetzes.

[Bericht des Ausschusses fiir Justiz, Daten-
schutz und Gleichstellung liber die Drucksache
20/3867:

Fiinftes Gesetz zur Anderung des Hamburgi-
schen Juristenausbildungsgesetzes (Senatsan-
trag)

— Drs 20/4936 -]

Wer mochte sich der Ausschussempfehlung an-
schlieBen und Paragraf 1 Absatz 2b sowie Para-
graf 1 Absatz 3b des Fiinften Gesetzes zur Ande-
rung des Hamburgischen Juristenausbildungsge-
setzes beschlieRen? —Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist dann einstimmig so erfolgt.

Wer schliel3t sich weiter der Ausschussempfehlung
an und moéchte das Finfte Gesetz zur Anderung
des Hamburgischen Juristenausbildungsgesetzes
auch im Ubrigen beschlieBen? — Gegenprobe.
—Enthaltungen? — Dann war auch das einstimmig.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung und damit end-
glltig beschlieRen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist das Gesetz auch in zweiter Le-
sung beschlossen worden.

Punkt 22, Drucksache 20/4951, Antrag der
FDP-Fraktion: Innovationsstiftung Hamburg si-
chern.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Innovationsstiftung Hamburg sichern
— Drs 20/4951 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/5115 ein An-
trag der CDU-Fraktion vor.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Innovationsstiftung Hamburg und ihr Stiftungs-
kapital miissen erhalten bleiben!

— Drs 20/5115 -]

Beide Drucksachen mochte die FDP-Fraktion an
den Ausschuss fir Wirtschaft, Innovation und Me-
dien Uberweisen.

Wer stimmt dem Uberweisungsbegehren zu?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab. Zunachst zum An-
trag der CDU-Fraktion, Drucksache 20/5115. Die
Fraktion der GRUNEN mdochte Ziffer 1 und die
FDP-Fraktion Ziffer 3 separat abstimmen lassen.

Wer mdchte Ziffer 1 seine Zustimmung geben?
— Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
Ziffer 1 mehrheitlich abgelehnt.

Wer schliefdt sich den Ziffern 2, 4 und 5 an? —-Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit sind auch die
Ziffern 2, 4 und 5 abgelehnt.

Wer mochte schlieBlich Ziffer 3 annehmen? —Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist auch Zif-
fer 3 abgelehnt.

Wer mochte sich dann dem FDP-Antrag aus
Drucksache 20/4951 anschlieRen? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Damit hat auch dieser Antrag
keine Mehrheit gefunden.

Wir kommen zu Punkt 25, Drucksache 20/4974,
Antrag der GRUNEN Fraktion: Auflésung des ge-
meinsamen Dienstleistungszentrums von HCU,
HfbK und HfMT — Vorlage des Berichts zur zukinf-
tigen Ausrichtung und Optimierung AdHoch.

[Antrag der GAL-Fraktion:

Auflésung des gemeinsamen Dienstleistungs-
zentrums von HCU, HfbK und HfMT - Vorlage
des Berichts zur zukiinftigen Ausrichtung und
Optimierung AdHoch

— Drs 20/4974 -]

Diese Drucksache méchte die GRUNEN Fraktion
an den Wissenschaftsausschuss tiberweisen.

Wer mochte dem Uberweisungsbegehren folgen?
— Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
dann einstimmig so Uberwiesen.

Wir kommen zu Punkt 26, Drucksache 20/4975,
Antrag der GRUNEN Fraktion: Alle Feuerwehrleute
verdienen fairen Ausgleich fiir geleistete Arbeit.

[Antrag der GAL-Fraktion:

Alle Feuerwehrleute verdienen fairen Ausgleich
fiir geleistete Arbeit

— Drs 20/4975 -]

Die SPD-Fraktion mdéchte die Drucksache feder-
fuhrend an den Haushaltsausschuss und mitbera-
tend an den Innenausschuss lUberweisen.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4936&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4951&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=5115&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4974&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4975&dokart=drucksache
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Wer folgt dem? — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das ist dann mehrheitlich so Gberwiesen.

Punkt 27, Drucksache 20/4976, Antrag der GRU-
NEN Fraktion: StadtRAD-Flotte um Spezialfahrra-
der erganzen.

[Antrag der GAL-Fraktion:
StadtRAD-Flotte um Spezialfahrrader erganzen
— Drs 20/4976 —]

Diese Drucksache méchte die GRUNEN Fraktion
an den Verkehrsausschuss tiberweisen.

Wer mochte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer mochte den Antrag aus Drucksache 20/4976
annehmen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Da-
mit ist dieser Antrag mehrheitlich abgelehnt wor-
den.

Tagesordnungspunkt 29, Drucksache 20/4978, An-
trag der SPD-Fraktion: "Sanierungsfonds Hamburg
2020": Sanierungsmafllnahmen beim Kultur- und
Kommunikationszentrum FABRIK.

[Antrag der SPD-Fraktion:

"Sanierungsfonds Hamburg 2020": Sanierungs-
mafBnahmen beim Kultur- und Kommunikati-
onszentrum FABRIK

— Drs 20/4978 -]

Wer moéchte Absatz 1 aus diesem Antrag anneh-
men? —Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
Absatz 1 einstimmig beschlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? —Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Auch das war ein-
stimmig und ist damit endgiiltig beschlossen.

Wer mochte darliber hinaus das in Absatz 2 ent-
haltene Ersuchen an den Senat beschlieRen?
— Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
auch das einstimmig so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 30, Drucksache 20/4979, An-
trag der SPD-Fraktion: Sanierungsfonds Hamburg

2020: Sanierungsmaf3nahmen bei der Hamburger
Synagoge.

[Antrag der SPD-Fraktion:

Sanierungsfonds Hamburg 2020: Sanierungs-
maBnahmen bei der Hamburger Synagoge

— Drs 20/4979 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/5116 ein An-
trag der CDU-Fraktion vor.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Sanierungsfonds 2020 — Sanierung der Ham-
burger Synagoge in Eimsbiittel

— Drs 20/5116 -]

Die CDU-Fraktion méchte beide Drucksachen an
den Kulturausschuss Uberweisen. Die Drucksa-
chen wollen wir getrennt abstimmen. Wir fangen
an mit der Drucksache 20/5116 der CDU-Fraktion.

Wer mdochte diese an den Kulturausschuss uber-
weisen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Diese Drucksache ist damit einstimmig Uberwie-
sen worden.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
20/4979 an den Kulturausschuss zu? — Gegenpro-
be. —Enthaltungen? — Diese Drucksache ist damit
nicht iberwiesen worden.

Mir ist mitgeteilt worden, dass aus den Reihen der
CDU-Fraktion zum Antrag der SPD-Fraktion ge-
maR Paragraf 26 Absatz 6 unserer Geschaftsord-
nung das Wort gewinscht wird. Wer begehrt es?
— Herr de Vries, Sie haben es fir maximal funf Mi-
nuten.

Christoph de Vries CDU:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Das Gebaude der Hambur-
ger Synagoge ist ganz offenkundig marode und in
Teilen auch einsturzgefahrdet. Es bedarf einer
dringenden Sanierung, 1960 wurde es erbaut. Wie
wir alle wissen, fehlen der Judischen Gemeinde in
Hamburg die Mittel, um nur die dringendsten In-
standsetzungsmalnahmen zu sichern.

Zugleich hat die Gemeinde ohnehin groRe Schwie-
rigkeiten bei der Finanzierung ihrer gewachsenen
sozialen und kulturellen Aufgaben. Wie wir alle
wissen, ist sie in den letzten 20 Jahren stark ange-
wachsen, zumindest vergleichsweise stark, wenn
wir daran denken, dass judisches Leben nach dem
Naziterror und der Vernichtung im Grunde vollends
ausgeléscht war. Gerade einmal 80 Personen
grindeten die Jidische Gemeinde wieder nach
dem Krieg, aber wir haben Gott sei Dank diese
Entwicklung in den letzten 20 Jahren. Sie ist im
Wesentlichen bedingt durch den Zuzug russischer
Spéataussiedler judischen Glaubens.

Ich will an dieser Stelle einmal ganz klar sagen,
dass es auch ein groRRes Gliick ist fur unsere Stadt,


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4976&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4978&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4979&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=5116&dokart=drucksache
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dass sich in den letzten Jahren judisches Leben in
Hamburg wieder ausgebreitet hat und Hamburg
damit auch bereichert.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Und wir als CDU sind fest gewillt, die Gemeinde
bei der Wahrnehmung dieser gewachsenen Aufga-
ben zu unterstiitzen. Wir haben das auch wahrend
unserer eigenen Regierungszeit gemacht. Ich will
nur zwei Beispiele nennen. Das war einmal der
Staatsvertrag 2007, der in unserer Regierungszeit
abgeschlossen wurde und der der Gemeinde eine
jahrliche Unterstiitzung von 850 000 Euro sichert,
die auch daflur gedacht war, den Ausbau der drin-
gend notwendigen Infrastruktur voranzutreiben.
Das waren 500 000 Euro mehr, als die Gemeinde
zuvor bekommen hat.

Und es war, das werden auch die meisten wissen,
die Ubergabe der Talmud Tora Schule bezie-
hungsweise ihres Gebaudes 2004 an die Stiftung
Judisches Leben. Dort zogen im Schuljahr 2007/
2008 nach 66 Jahren erstmals wieder Kinder judi-
schen Glaubens in die Schule ein. Die Finanzie-
rung des Schulbetriebs teilen sich die Gemeinde,
die Eltern und die Freie und Hansestadt Hamburg.

Gerade vor dem Hintergrund, dass wir dies in un-
serer Regierungszeit so betrieben haben, hatten
wir uns an dieser Stelle, ehrlich gesagt, auch ein
gemeinsames Vorgehen der SPD-Fraktion mit den
anderen Fraktionen gewinscht und nicht solch
einen Alleingang.

(Beifall bei der CDU und den GRUNEN)

Es ist Uberhaupt keine Frage, dass der SPD-An-
trag ein gutes Signal ist. Er war auch schlagzeilen-
trachtig, aber er ist eben nicht die Lésung des Pro-
blems, und das wissen Sie auch.

Um die Synagoge in ihrem Bestand zu erhalten,
sind, wenn man die Broschuire der Gemeinde liest,
allein 1,2 Millionen Euro erforderlich, um nur die
dringendsten MalRnahmen durchzufuhren, die das
Gebaude sichern. Der gesamte Sanierungsbedarf
wird auf 3,5 Millionen Euro geschatzt. Ihr Antrag
beinhaltet den Austausch der Fenster.

(Juliane Timmermann SPD: Der ist doch
Uberwiesen!)

400 000 Euro sollen zur Verfigung gestellt wer-
den. Wenn es nicht so kommt, wie wir uns das alle
gemeinsam winschen, namlich dass sich weitere
Unterstutzer finden, die sich an der Finanzierung
beteiligen, dann ist das, was Sie fordern, nicht nur
ein Tropfen auf den heiRen Stein, sondern dann ist
es moglicherweise sogar eine Verschwendung von
Mitteln, wenn unter den erneuerten Fenstern der
Boden zusammenbricht. Deswegen glauben wir
auch im Sinne der Jidischen Gemeinde Hamburg,
dass wir das nicht allein machen sollten. Meine Bit-
te ware gewesen — jetzt ist die Uberweisung leider
abgelehnt —, dass die SPD-Fraktion das eine zwar

tut, namlich die Gemeinde unterstitzt, aber ohne
das andere zu lassen. Und was ist das andere?
Wir haben es in unserem Zusatzantrag beschrie-
ben, wir wollen, dass einmal der gesamte Renovie-
rungsbedarf erhoben wird, um langfristig weiterzu-
kommen. Es gibt ein Gutachten, das der Kulturbe-
horde vorliegt, man fangt also nicht von vorn an.
Im zweiten Schritt sollte ein Gesamtsanierungs-
konzept erarbeitet werden, das die Bauméangel und
die Hohe der Renovierungskosten benennt und
aufzeigt, in welchen Schritten wir das finanzieren
kénnen. Dann wéare der dritte und letzte Schritt,
dass wir uns in den Haushaltsberatungen Zeit neh-
men, um zu sehen, wie wir mit den bestehenden
Mitteln eine umfassende und nachhaltige Sanie-
rung der Hamburger Synagoge sicherstellen kdn-
nen, ohne dass wir im nachsten Jahr vielleicht wie-
der Uber dasselbe Thema sprechen. Das ist das
gemeinsame Ziel, so hatten wir von Anfang an
besser verfahren kdnnen. — Danke.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort erhalt nun Herr
Schéfer.

Dr. Martin Schéafer SPD: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Herr de Vries, ich widerspre-
che lhnen an nahezu keiner Stelle.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Aber?)
— Es gibt auch Uberhaupt gar kein Aber.

Ich verstehe nicht, inwiefern diese Anschubfinan-
zierung in Héhe von 400 000 Euro, die wir heute
beschlossen haben, dem widersprechen konnte,
was Herr de Vries mochte.

(Beifall bei der SPD)

Man kann all das, was Herr de Vries wollte, immer
noch tun. Deswegen ist Ihr Antrag auch Uberwie-
sen worden.

(Dietrich Wersich CDU: Warum denn nicht
beschlossen?)

So kénnen Sie das alles im Kulturausschuss bera-
ten und dann kann man vorankommen. Dieser
Tropfen auf den heiRen Stein, wie Sie es nannten,
ist der allergréf3te Tropfen innerhalb dessen, was
uns von der Jidischen Gemeinde an Bedarf vorge-
legt worden ist. Das jetzt sofort in Angriff zu neh-
men, kann nicht falsch sein. Es ist im Gegenteil so,
dass es durch diese Anschubfinanzierung vielleicht
leichter wird, weitere Mittel aufzutun, um die Sanie-
rung voranzubringen. So sehen wir das alles, und
wir sehen nicht, warum das in irgendeinem Wider-
spruch zu dem stehen sollte, was Sie mdchten. Ich
finde das korrekt und kann nicht erkennen, was
daran in irgendeiner Weise bei der Sanierung der
Synagoge behindernd sein konnte, die wir genau-
so wie Sie selbstverstandlich fiir notwendig erach-
ten.
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(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Goetsch, Sie haben
das Wort.

Christa Goetsch GRUNE: Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Dieses Thema eignet sich
nicht fir eine Debatte. Das ist ein Anschub und ein
erster Schritt und dieser ist wichtig. lhr Antrag ist
gut und wird Uberwiesen, und unterm Strich sollten
wir uns alle an die eigene Nase fassen, weil die
Synagoge nicht innerhalb von zwei oder zehn Jah-
ren so sanierungs- oder renovierungsbedurftig ge-
worden ist. Wir haben alle nicht hingeschaut, und
insofern ist es in der Perspektive vielleicht klug, ge-
meinsam einen interfraktionellen Antrag zu ent-
wickeln. Dieses Haus ist, wie man in der blauen
Broschire sehen kann, wirklich kaputt. Man mag
das gar nicht glauben, das kann einem eigentlich
nur peinlich sein, und insofern sollten wir gemein-
sam zu einem interfraktionellen Antrag auf Grund-
lage des CDU-Antrags kommen, der Uberwiesen
wird und dem wir natirlich zustimmen. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN, der LINKEN und
bei Karin Timmermann SPD)

Prasidentin Carola Veit: Gibt es weitere Wortmel-
dungen? Wenn das nicht der Fall ist, kommen wir
jetzt zur Abstimmung Uber den Antrag der
SPD-Fraktion aus Drucksache 20/4979.

Wer mdochte Ziffer 1 aus diesem Antrag anneh-
men? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
ist dann einstimmig so beschlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Widerspruch aus dem Hause sehe
ich nicht.

Wer mdchte dann den soeben in erster Lesung ge-
fassten Beschluss auch in zweiter Lesung fassen?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das
auch in zweiter Lesung und somit endgdltig ein-
stimmig beschlossen worden.

Wer mdchte Ziffer 2 des SPD-Antrags beschlie-
Ren? — Gegenprobe. — Enthaltungen? Dann war
auch das einstimmig.

Wir kommen zum Punkt 31, Drucksache 20/4980,
Antrag der SPD-Fraktion: Sanierungsfonds Ham-
burg 2020: Eisenbahnknoten Hamburg sichern
— Erneuerung der Venloer Briicken.

[Antrag der SPD-Fraktion:

Sanierungsfonds Hamburg 2020: Eisenbahnk-
noten Hamburg sichern — Erneuerung der Ven-
loer Briicken

— Drs 20/4980 —]

Der Abgeordnete de Vries hat mitgeteilt, dass er
an der Abstimmung nicht teilnehmen werde.

Wer mdochte sodann Ziffer 1 des Antrags aus
Drucksache 20/4980 seine Zustimmung geben?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war ein-
stimmig.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Der Senat stimmt zu. Widerspruch aus dem Hause
sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss in zweiter Lesung fassen? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das ist dann auch in zweiter
Lesung und somit endgliltig beschlossen worden.

Wer mochte Ziffer 2 des SPD-Antrags beschlie-
Ren? — Gegenprobe. — Enthaltungen? Dann war
auch das einstimmig.

Wir kommen zu Punkt 34, Drucksache 20/5056,
ein interfraktioneller Antrag: Uberweisung der
Drucksache 20/3528 an den Sonderausschuss
Chantal.

[Interfraktioneller Antrag:

Uberweisung der Drs. 20/3528 an den Sonder-
ausschuss Chantal

— Drs 20/5056 —]

Wer mochte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen. — Auch das
war einstimmig.

Bitte behalten Sie noch einen Augenblick Platz. Ich
habe noch etwas nachzuholen, was ich zu Beginn
der Sitzung unterschlagen habe, und zwar ein
freudiges Ereignis, das zu verkinden ist.

Unser Kollege Jan Balcke ist ndmlich Vater eines
kleinen Sohnes geworden. Lieber Herr Balcke, wir
gratulieren herzlich zur Geburt von Piet Jannes
und winschen alles, alles Gute.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Bevor wir die heutige Sitzung beenden, mochte
ich, liebe Kolleginnen und Kollegen, noch zwei Mit-
glieder unseres Hauses verabschieden. Zum einen
hat unsere Kollegin Viviane Spethmann mir mitge-
teilt, dass sie ihr Birgerschaftsmandat zum 2. Sep-
tember niederlegen werde, und zum anderen hat


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4980&dokart=drucksache
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mir der Kollege Erck Rickmers seine Mandatsnie-
derlegung zum Ende dieses Monats mitgeteilt.

Frau Spethmann war seit Oktober 1997 Mitglied
der Burgerschaft und wirkte wahrend dieser Zeit in
zahlreichen Ausschissen mit, beispielhaft seien
der Rechts- und der Verfassungsausschuss sowie
die Mitwirkung an den Kontrollausschissen und
immerhin drei parlamentarischen Untersuchungs-
ausschiissen genannt. Von Marz 2008 bis
Marz 2011 war sie stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende. Wir danken Frau Spethmann im Namen der
Burgerschaft fur die geleistete Arbeit und win-
schen ihr fur die Zukunft alles Gute.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Mit Erck Rickmers verlasst uns ein weiterer ge-
schatzter Kollege Uberraschend. Seit Marz 2011

Abgeordneter in diesem Hause, engagierte er sich
unter anderem als Vorsitzender des Wirtschafts-
ausschusses sowie als Mitglied im Haushaltsaus-
schuss und im Ausschuss Offentliche Unterneh-
men. Lieber Herr Rickmers, auch Ihnen mdchte ich
im Namen unseres Landesparlaments fiir die ge-
leistete Arbeit ganz herzlich danken und alles, alles
Gute wiinschen.

(Beifall bei allen Fraktionen)
Damit ist die Sitzung beendet.
Ende: 21.09 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrdge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Dr. Friederike Focking, Anja Hajduk, Nikolaus

Haufler, Thilo Kleibauer und Viviane Spethmann
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Anlage

Sammelibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Birgerschaft am 29. August 2012

A. Kenntnisnahmen

TOP | Drs- |Gegenstand
Nr.
4a | 4153 |Gesetzeswidrige Handreichung bei der Anmelderunde zur Klasse 1?
10 4928 | Stellungnahme des Senats zu den Ersuchen der Birgerschaft vom
29. Februar 2012 ,Kinder von Substitutionspatienten und Opiatabhéngigen wirksam schiit-
zen" (Drucksachen 20/3118 und 20/3393)
11 4929 | Feststellung des Senats Uber die Riicknahme der Volksinitiative ,Transparenz schafft Ver-
trauen”
14 4973 |Anderung der Geschaftsordnung der GAL-Fraktion
15 4893 | Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
Neuf.
16 4920 |Bericht des Umweltausschusses
18 4935 | Bericht des Ausschusses fiir Justiz, Datenschutz und Gleichstellung
20 4947 |Bericht des Innenausschusses

B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisung

TOP | Drs- [Gegenstand auf An- | Uberweisung an
Nr. trag der
8 4676 |Personalbericht 2012 SPD |Haushaltsaus-
schuss






